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Lieber Leser, 


CODE ist das andere deutsche Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, 
die in der Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 


CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig: und ‚keinen gesellschaftlichen TUERERIN: 
gen verpflichtet. 


. CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 


amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 


CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre politi- 
schen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen davon 
aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten jene 
nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. E 


CODE veröffentlicht regelmäßig die Arbeitsergebnisse des Institutes for Historical Review. 
Die Beiträge werden aus der Vierteljahreszeitschrift »The Journal of Historical Review«, 
herausgegeben von Theodore J. O’Keefe, übernommen und für den deutschen Sprachraum 
erstmalig publiziert. Das Institute for Historical Review wird von einer Reihe international 
bekannter Historiker und Publizisten getragen. 


CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 


CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 


_ Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
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_ gen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- ++; 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg«. 
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Im internationalen Wettbe- 
werb um Investoren laufen 
Großbritannien, Frank- 
reich und die Niederlande 
den Deutschen inzwischen 
den Rang ab. Die Vollen- 
dung des Europäischen 
Binnenmarktes am Jahres- 
beginn 1993 wird den 
Standortwettbewerb noch 
verschärfen. 
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US-Präsident George Bush, ehe- . 


Geldvermögen der 


Deutschen an der 
Drei-Billionen- 
Marke 


BCCI-Bank: Das 
Haus der Spione 


Banker sind heilige 
Kühe 


Die Schlüsselrolle 


von George Bush 
und Saddam 
Hussein bei der 
BCCI-Bank 

Die Medien des Establish- 
ments unternehmen alles 
Mögliche, um Präsident 
Bushs Schlüsselrolle in 
dem BCCI-Bankenskan- 
dal zu vertuschen. Sollte 
die volle Wahrheit jemals 
ans Tageslicht kommen, 
würde Bush mit Sicherheit 
strafrechtlich verfolgt wer- 
den. 


maliger CIA-Chef, wird im Zu- 
sammenhang mit dem BCCI- 
Skandalbeschuldigt, umfangrei- 
che Privatgeschäfte mit Manuel 
Noriega und Saddam Hussein 
gemacht zu haben. 
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Kreditkarten: Der 
Marsch in eine 
bargeldlose 
Gesellschaft . 
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Internationales 
33 Blut fließt für den 
Internationalismus 


34 Die europäische 
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‚Neuen Weltordnung 


38 Heuchelei und Ruf- 


mord in Österreich- 


39 Der Fall Jörg 
Haider 


40 Französische 
Korrekturen am 
Koran 


Moslems in aller Welt sind 
über die Änderungen in 
einer vor kurzem veröf- 
fentlichten französischen 
Fassung des Heiligen Ko- 
rans erschreckt. 


Ägyptens Präsident Hosni Mu- 
barak wird beschuldigt, sich für 
eine Korrektur des Korans einge- 
setzt zu haben. 
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UdSSR ein. 


Saddam Hussein 


Deutschland- 
Journal 


Zahl der 
Asylanten 
nimmt weiter zu 


Der Ansturm der Asylanten nach 
Deutschland beschleunigt sich 
immer mehr. Alleine im August 
wurden beim Bundesamt für die 
: Anerkennung politischer Flücht- 
‚linge 28.272 Asylanträge regi- 
striert; nach »nur« 22.073 im Juli. 
80,8. Prozent der‘ Antragsteller 
seien dabei aus Ost- und Südost- 
. europa gekommen. Das größte 
‚Kontingent stellten die Jugosla- 
wen mit 7.446 Asylsuchenden, 
gefolgt von den Rumänen mit 
6.395 und den Türken mit 2.251. 
- Die hohe Zahl der Asylbewerber 
aus Jugoslawien steht dabei nach 
Angaben des Bundesinnenmini- 
steriums nicht im Zusammen- 
hang mit dem dortigen Bürger- 
krieg. Vielmehr handele es sich 
bei den Asylanten hauptsächlich 
um Zigeuner, die schon in den 
vergangenen Monaten Asylan- 
träge in Deutschland gestellt hät- 
ten. 


Damit stieg die Zahl der Asylbe- 


werber in den ersten acht Mona-: 


ten dieses Jahres im Vergleich 
zum entsprechenden Vorjahres- 
zeitraum um 17,8 Prozent auf 
141.081 Personen. Die Anerken- 
.  nungsquote lag im gleichen Zeit- 
. räumbeinur 7,6Prozent. - D 


Superkanzler 
Wiesenthal? 


‘ Nazi-Jäger Richard Wiesenthal 

- scheint über unbegrenzten Ein- 
fluß bei Bundeskanzler Helmut 
Kohl zu verfügen. Darauf lassen 
jedenfalls jüngste  Außerungen 
des weltweit renommierten Ju- 
den schließen. 


Statt Nazis zu jagen, hatte sich 
Wiesenthal zuletzt mit dem kroa- 
tischen Präsidenten Franjo Tudj- 
man angelegt gehabt. Auslöser 
hierfür war die Umbenennung 
des in Zagreb gelegenen »Platz 
der Opfer des Faschismus« in 
' »Platz der kroatischen Könige«. 
Dieses würde eine Schmähung 
des Gedenkens an die Millionen 


Pa 


getötete Juden während der Zeit - 


des Faschismus bedeuten. Tudj- 
man antwortete aber kühl: »Sie 
beeinträchtigen die Beziehungen 
zwischen dem kroatischen Volk 
und der jüdischen Gemeinde.« 
Bei seinem anschließenden 
USA-Besuch mußte sich der 
kroatische Präsident schwerste 
Vorwürfe zionistischer Kreise an- 
hören. 


Den - bisherigen - Schlußpunkt 
löste dann Tudjman 1990 erschie- 
nenes ‚Buch »Unwegsame Ge- 
filde der historischen Realität« 
aus. Zur Zahl während des Zwei- 
ten Weltkriegs umgekommenen 
toten Juden schrieb Tudjman 
wörtlich: »Die Schätzung der Ver- 
luste auf-bis zu sechs Millionen 
Tote beruht auf emotional-par- 
teiischen Zeugnissen wie auch 
auf einseitigen und übertriebe- 
nen Zahlen, die aus der Nach- 
kriegsabrechnung mit den 
Kriegsverbrechern stammen.« 
Darauf Wiesenthal: »Hätte‘ ich 
dieses Zitat schon früher ge- 
kannt, dann hätte ich verhindert, 
daß Tudjman von Bundeskanzler 
Kohl empfangen wird.« 


Schnellgerichte 
gegen Rechts- 
radikale 


Ein neues Kapitel in der deut- 
schen Justizgeschichte will der 
Vorsitzende des Zentralrates der 
Juden in Deutschland, Heinz Ga- 
linski, schreiben. Laut verschie- 
denen Radiomeldungen soll Ga- 
linski die Schaffung von Schnell- 
gerichten für Rechtsradikale ge- 
fordert haben. Nach Krawallen, 
verbotenen Versammlungen und 


Hitlerfeiern sollen die Rechten . 


nach dem Willen Galinskis dann 
nicht in einem ordnungsgemäßen 
Verfahren, wie es derzeit auch 
noch jedem Asylbetrüger oder 
sonstigem Verbrecher zusteht, 
sondern von eigens eingerichte- 


ten Schnellgerichten abgeurteilt 
m) 


werden. 


Bundesregie- 
rung verzichtete 
zu früh auf Ost- 
deutschland 


Der Bundesregierung weht der 
Wind nach ihrer Fehlentschei- 


6. [SODE 1191 .- 


Be 


dung, die deutschen Ostgebiete 
völkerrechtswidrig an Polen zu 
überschreiben, immer mehr ins 
Gesicht. Einer der Auslöser hier- 
für, war die Erklärung des russi- 
schen Präsidenten Boris Jelzin, 
die Kurilen-Inseln könnten nach 
dem gescheiterten »Putsch« in 
der UdSSR nunmehr schneller 
als ursprünglich überhaupt nur 
für möglich erachtet an Japan zu- 
rückgegeben werden. 


Damit wäre Deutschland dann 
das einzige Land, das nach dem 
Zweiten Weltkrieg Gebietsverlu- 
ste erlitten hätte. Gleichzeitig 
würde damit aber auch das völ- 
kerrechtswidrige Vorgehen der 
Bundesregierung dadurch ze- 
mentiert. 


Vertriebene argumentieren jetzt, 
daß angesichts der Geschehnisse 
in der Sowjetunion und einer 
nicht weiter auszuschließenden 
Offnung der UdSSR nach dem 
Westen, der wirtschaftlich immer 
schlechter — oder besser gesagt: 


“ noch miserabler — werdenden Si- 


tuation in Polen eine gute 
Chance bestanden hätte, für Ost- 
deutschland zumindest einen 
Sonderstatus zu erlangen, falls es 
schon nicht möglich gewesen 
wäre, die deutschen Ostgebiete 
ganz zurück zu bekommen. Die 
Bundesregierung habe dies aber 
durch ihr vorschnelles Vorgehen 
nahezu unmöglich gemacht. 


Seitens der Bundesregierung soll 
aber, wie aus in der Regel gut in- 
formierten Bonner Insiderkrei- 
sen zu hören ist, auch gar kein In- 
teresse an einer Rückgabe Ost- 
deutschlands durch die Polen 
herrschen. »Dann müßten wir ja 
nochmals mehrere zehn Milliar- 
den da reinstecken, um das Land 
wieder zum Laufen zu bekom- 
men« werde immer mehr als »Ar- 
gument« genannt. Die vielen 


Rohstoffe, die ackerbaulichen 


Möglichkeiten werden dabei na- 
türlich ganz »vergessen« zu nen- 
nen. 


Wie weiteer zu hören war, sollen 
Bundesregierung und einige Offi- 
zielle der Vertriebenenverbände 
»unter einer Decke stecken«. Mit 
Verwunderung nehmen politi- 
sche Beobachter nämlich zur 
Kenntnis, daß außer einigen 
nichts verwirkenden leeren Flos- 


. keln seitens dieser Kreise keine 


ernsthaften gerichtlichen Bemü- 
hungen zur Außerkraftsetzung 
des entsprechenden Beschlusses 
vorgenommen werden. »Man ge- 


* 


winnt fast den Eindruck, die Pro- © 


teste seien ‘abgesprochen wor- 


den, um Einzelklagen zu verhin- 
dern«, meinte ein Kenner der‘ 
Bonner Szene. DJ: 


Angriffe gegen g 


Strauß gelten 
dem nationalen 
Lager 


Immer lauter und heftiger wer- 


den die Angriffe der Linken ge- 


gen den verstorbenen CSU-Vor- 


sitzenden Franz-Josef Strauß. Sie, . 


gipfeln in dem Vorwurf, der baye- 
rische Ministerpräsident sei in 
Wirklichkeit ein Spion der DDR 
gewesen. 


Diese Angriffe gelten Bonner In- 
formationen zufolge in erster Li- 
nie. gar nicht Strauß, sondern 


dem nationaen Lager. Obwohl.- : ;' 


Strauß in Wirklichkeit niemals 
eine wirklich nationale oder 


streng genommen auch nur kon- - 
servative Politik betrieben hat, : .;. 


sondern diese zumeist gegen 
wichtige Prinzipien nationaler 
Grundsätze verstieß und von 


Opportunismus durchsetzt war, : 


gilt er auch heute noch bei vielen 


nationalen und konservativen, 


Wählern als Leitfigur und Verkör- 


perung eben dieser Prinzipien. 


Mit der Kampagne gegen ihn soll 


nun das Selbstverständnis dieser -. 


Kreise erschüttert werden. Auch 
soll Jungwählern bedeutet wer- 
den »Schaut, selbst die führen- 
den Repräsentanten dieser Szene 
sind in Wirklichkeit links einge- 
stellt.« 


Bonner Insider verweisen dar- 


auf, daß selbst bei bösestem Wil- 
len kaum Handfestes gegen 
Strauß vorliegt, das den Vorwurf 
der Spionagetätigkeit gegen ihn 
stützen könnte. Denn was Strauß 


gemacht hat oder gemacht haben 


soll, passiert alltäglich. 


Bei vielen ernsten Gesprächen 
zwischen Repräsentanten poli- 
tisch unterschiedlicher Staaten, 
die aber doch eine ernsthafte bi- 
laterale Politik betreiben, sei es 
Usus, mit dem Gesprächspartner 
auch über nicht für die Offent- 


lichkeit bestimmte Dinge zu spre- °* 


chen. Denn wie anders sollte 
man überhaupt Bewegung etwa 
in festgefahrene Positionen be- 
kommen? 


“Auch habe Strauß, wenn über- 


haupt, nur Dinge von sich gege- 
ben, die wenig später ohnehin be- 
kannt gemacht worden wären 
oder sowieso in die Vertrags- 
werke mit der DDR einflossen. 
Und die von Schalck-Golod- 
kowski mitgehörten Gespräche 
über den Stand der Dinge im 
Bundeskanzleramt zu DDR- 
Wünschen sei lediglich die Mittei- 
lung eines ganz normalen Zwi- 
schenstandes gewesen, hätten 
aber nicht dazu geführt, daß die 
DDR durch dieses Wissen etwa 
zu geringeren Zugeständnissen 
bereit war, als man von ihr hätte 
erlangen können. 


Dieses paßt in die von CODE 


- bereits in den vergangenen Aus- 


gaben veröffentlichten Informa- 
tionen, wonach die sich wieder 
formierenden Reste des Stasi mit 
gezielten Informationen gegen 
Politiker von CDU und CSU eine 
Wende nach links erreichen wol- 
len. Man solle sich doch nur ein- 


., mal fragen, warum bislang noch 


kein einziger Vorwurf gegen 
SPD-Politiker Ian und bekannt 


Dr wurde. 


Es wird darauf verwiesen, daß 
die »wahren Klöpse« nämlich in 
der SPD-Regierungszeit liegen 
sollen. Damals soll nämlich von 
Brandt und Wehner derart fahr- 
lässig mit der DDR »verhandelt« 
worden sein, daß es schon fast an 


"Landesverrat grenze. Es sollen 


Zugeständnisse gemacht worden 
sein, »über die man selbst bei 
großzügigster Auslegung nur den 
Kopf schütteln kann«, so wört- 


“lich ein Insider. Aber vielmehr 


würden die damals entstandenen 
Kontakte heute zum Teil dazu ge- 
braucht, die Vorwürfe an die 


‚Union in die Öffentlichkeit zu 
im) 


lancieren. 


- SPD zäumt das 


auf 


Pferd von der 


falschen Seite 


Mit der Überschrift »Macht 


- Schule die Kinder krank?« hat 


die SPD wieder einmal ihre Unfä- 
higkeit zu einer realistischen Poli- 
tik offenbahrt. Wörtlich heißt es 
dort: »Es besteht der berechtigte 


Anlaß zur Sorge um das körperli-. 


che und seelische Wohl von Kin- 
dern und Jugendlichen. Trotz vie- 
ler Fortschritte in den materiel- 


len Lebensbedingungen undeines 


hochentwickelten Gesundheits- 
wesens sind junge Menschen zu- 
nehmend gesundheitlichen Bela- 
stungen ausgesetzt. Bei Kindern 
und Jugendlichen nimmt der An- 
teil derer, die unter chronischen 
körperlichen Krankheiten - un- 
gefähr zehn Prozent -, wie Dia- 
betes, Krebskrankheiten, aber 
auch an psychisch bedingten 
Kopfschmerzen, Magengeschwü- 
ren, Konzentrationsschwierigkei- 
ten oder ähnlichen Beschwerden 
leiden, stetig zu. Über ein Drittel 
der 12- bis 17jährigen ist von psy- 
chosomatischen Beschwerden 
betroffen. Auch die Suchtkrank- 
heiten, hervorgerufen durch 
Konsum von Alkohol, Nikotin, 
Medikamenten und/oder illega- 
len Drogen erreichen ein hohes 
Ausmaß und führen zu einer 
wachsenden Zahl von Abhängi- 
gen bei Jugendlichen aller Alters- 


gruppen.« 


Nach Ansicht des nordrhein- 
westfälischen Kultusministers 
Hans Schwier besteht die »zen- 
trale Aufgabe der Schule (darin), 
Kindern und Jugendlichen zu hel- 
fen, angemessen und selbstver- 
antwortlich mit persönlichen 
Konflikten und Problemen umzu- 
gehen. Es genügt jedoch nicht, 
den Schülern und Schülerinnen 
die mit dem Rauchen, Alkohol- 
konsum oder anderen Drogen 
verbundenen Gefahren und Ge- 
sundheitsschädigungen einzu- 
trichtern.« 


So würden heute etwa 21 Prozent 
der 12- bis 14jährigen Kinder und 
Jugendlichen Nordrhein-Westfa- 
lens regelmäßig Alkohol trinken, 
37 Prozent rauchen, wobei zwölf 
Prozent der Jugendlichen täglich 
20 und mehr Zigaretten konsu- 
mieren würden. Die Anzahl de- 
rer, die illegale Drogen, wie Ha- 
schisch, LSD oder Heroin probie- 
ren oder regelmäßig einnehmen, 
liege bei schätzungsweise elf Pro- 
zent. 


Die Gefahr der Gesundheitsbela- 
stung sei besonders hoch, wenn 
mehrere Risikofaktoren aus den 
unterschiedlichsten Lebensberei- 
chen - Familie, Schule, Freizeit - 
entweder gehäuft zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt oder als un- 
terschwellige Dauerbelastung 
über einen längeren Zeitraum 
hinweg auftreten. So könnten 
zum Beispiel mehrere Risikofak- 
toren zusammenfallen, wenn 
Probleme im Elternhaus entste- 
hen, der Jugendliche nicht genü- 


gend Anerkennung im Freundes- 
kreis finde und auch noch in der 
Schule mit Lernschwierigkeiten 
und schlechten Noten zu kämp- 
fen habe. Hierdurch seien Kinder 
und ‚Jugendliche überfordert, 
und Krankheiten und Suchtver- 
halten könnten hier früher oder 
später ihren u fin- 
den. 


Statt daß die SPD aus dieser gar 


nicht einmal falschen Analyse die 


richtigen Schlüsse zieht, wird fal- 
sche linke Politik betrieben. Um 
von der »Zeigefinger- und Ab- 
schreckungspädagogik« in der 
Schule wegzukommen und effek- 
tivere Maßnahmen zu entwik- 
keln, veranstaltete das nord- 
rhein-westfälische Kultusministe- 
rium in Kooperation mit dem 
Landesinstitut für Schule und 
Weiterbildung in Soest und der 
Universität Bielefeld mit Unter- 
stützung der Weltgesundheitsor- 


“ ganisation (WHO) eine Tagung 


zu dem Thema »Gesundheitser- 
ziehung und Gesundheitsförde- 
rung in der Schule«. 


Diese Veranstaltung gliederte . 


sich in zwei Teile. Im ersten fand 
auf einer allgemeinen ‚Informa- 
tionsveranstaltung ein Eirfah- 
rungsaustausch über das beste- 
hende Angebot im Bereich der 
schulischen Gesundheitserzie- 
hung statt. In der Praxis erprobte 
Modelle zur Sucht- und Drogen- 
vorbeugung, Aids-Prävention 
und zu Themen wie Sport, Fitneß 
und Ernährung wurden anhand 
in der Schule eingesetzter Me- 
dien vorgestellt und diskutiert. 
Auf der Grundlage dieser Erfah- 
rungsberichte wurden. im an- 
schließenden zweiten Teil der 
Veranstaltung weiterführende, 
umfassendere Leitlinien und un- 
terrichtliche Maßnahmen und 
Konzepte zur Gesundheitsförde- 
rung — unter Berücksichtigung 
von Vernetzungsmöglichkeiten 
inner- und außerschulischer Be- 
ratungs- und Hilfsdienste — für 
alle Schulformen Entwickelt. 

Der Kernpunkt steht direkt im 


. zweiten Satz der Pressemeldung. 


Dort heißt es »trotz vieler Fort- 
schritte in den materiellen Le- 
bensbedingungen und eines 
hochentwickelten medizinischen 
Gesundheitswesens. ..« Was 
nutzt noch so viel Geld auf dem 
Konto, was nutzen noch so ausge- 
zeichnete medizinische Möglich- 
keiten, wenn das Umfeld .nicht 
stimmt. Und daß es nicht stimmt, 
liegt vor allem an der fehlenden 
familiären Bindung. 


Früher hatten es die Schüler un- .. 
gleich schwerer. Der Unterricht 
bestand nicht aus dem antiautori-:::; 
tären Gehabe vieler Lehrer. Zur‘: 


Not wurde auch mal ein Schlüs- 


selbund durch die Gegend gewor- 
fen, um einen vorlauten Schüler 
zur Raison zu bringen. Es wur- 
den so viel Hausarbeiten aufge- 
geben, daß heute alle Schüler in 
einen unbefristeten Sitzstreik tre- 
ten würden. Auch war es in vielen 
Fällen üblich, daß die. Kinder .- 
nach der Schule bei der Feldar- 
beit .mithalfen oder durch Gele- 
genheitsarbeiten zum Familien- 
einkommen beitragen mußten. 
Das Freizeitangebot, das die 
Schüler heute haben, war damals 
undenkbar. 

Gleichzeitig war die familiäre : 
Bindung aber viel stärker, es 
wurde zusammengehalten - 
selbst wenn es innerhalb der Fa- 
milie zumanchem Krach kam. Es 
war eine Selbstverständlichkeit, . 
Probleme gemeinsam zu mei- 
stern. Allerdings herrschte da- 
mals auch eine große Disziplin. 


Um diese beiden Punkte, die 


mangelnde Familienbindung und 
der Wegfall wenigstens einer Dis- 
ziplin auf niedrigem Niveau, sind : ' 
genau die Gründe, warum es vie- : 
len Schülern heute »trotz vieler 
Fortschritte in den materiellen 
Lebensbedingungen und eines 
hochentwickelten medizinischen. 
Gesundheitswesens« 
schlechter geht als vorher. 

Heute können sich junge Men- 
schen, wenn sie mit 20 oder 22 
Jahren zusammenziehen prak- 


- tisch alles leisten. Eine Waschma- 


schine zählt ebenso zur Mindest-. 
ausstattung der Wohnung wie ein 
Mikrowellengerät, eine Kühl- 
oder Gefrierkombination, ein 
Fernseher, ein Videorekorder 
und eine Hifi-Anlage, vom Auto: 
erst gar nicht zu sprechen. Be- : 
reits wenn sie zu Hause leben, 
vermissen die Kinder und Ju- 
gendliche fast gar nichts Mate- 
rielles, was noch vor 20 Jahren als 
Anreiz für Leistung galt. 

Damals mußte man noch hart ar- 
beiten, um sich etwas leisten zu 
können. Ein Auto wurde oft erst 
mit 30 Jahren oder später ge-. 
kauft. Für andere Dinge gilt das 
gleiche. Heute fällt es ihnen aber 
in den Schoß. Kein Wunder, : 
wenn fehlende Reize und damit 
einhergehend dann fehlende Dis- 
ziplin zu einer Verarmung der gei- 
stigen Kapazität führt, was sich 
dann in der Flucht in den Alkohol 
oder Drogen oder eine Verwilde- : 
rung der Sitten führt. O- 
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Desinteresse _ 
an den Bürgern 


Rudolf Seufert 


Die Hochwasserkatastrophe, die im Sommer insbesondere die Ober- 
‘ pfalz heimgesucht hatte, ist wieder einmal ein Beweis dafür, daß un- 
seren Volksvertretern mehr am Wohlergehen der hereingeholten 
Scheinasylanten und Wirtschaftsflüchtlingen gelegen ist denn an je- 


dem der eigenen Landsleute. 


‘:: Zahlreiche Tote und Verletzte, 
Sachschäden von über 50 Millio- 
nen Mark. Ganz besonders 
‚schlimm hatte es die kleine Ge- 
meinde Neukirchen am Heiligen 


Blut (Oberpfalz) erwischt. Zahl- 


reichen Deutschen hatte -das 
Hochwasser buchstäblich die 
Existenz vernichtet, das Hab und 
Gut weggespült - einschließlich 
. der letzten Unterhosen, Häuser 
und Autos, Landwirtschaften 
und Maschinen, alles ging mit 
. den reißenden Fluten mit. Dies 
- vermochte allerdings unsere Be- 


- *amten und Politiker nicht zur 


Rührung, geschweige zu tatkräf- 
tiger Hilfe veranlassen. 


“ - Höhnischer geht 


es nicht mehr 


Während. beispielsweise von un- 


serem Norbert Blüm allgemein ° 


bekannt ist, daß ihn das Schicksal 
schwer krimineller ‘Ausländer 
mehr rührt und ihn gar nach 
Chile und Südafrika zu. treiben 
vermochte, während von unse- 
rem »Genschman« bekannt ist, 
. daß er längst mehr Bargeld- 
Schecks im Koffer mitführt als 
Hemden im Gepäck, wenn er auf 
.. seine üblichen Geldverschwen- 

- dungsreisen geht, ist von solchen 
Leuten rein gar nichts angesagt, 
wenn es um das Elend der eige- 
nen Bürger geht. Die 600 000 Ob- 
dachlosen kümmern hier ‘nie- 
mand. ’ 


In ihren feinen Dienstlimousi- 
nen, zumeist dunkelblaue 
BMWs, reisten einige Vertreter 
aus der nahen Bezirksregierung 
in Regensburg an, um gleich wie- 
der abzudrehen, sprich: um keine 
nassen Füße zu bekommen. 
Durch die Radios ließen die Poli- 
tiker nach einigen Tagen verlau- 
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ten, daß bei Neuerrichtungen zer- 
störter Bauten die üblichen Ab- 
schreibungen gewährt und im üb- 
rigen Steuerschulden gestundet 
würden. Der, den es anginge, 
könne Auskünfte bei den zustän- 


: digen Behörden erhalten. 


Höhnischer geht es nicht mehr in 
diesem Land! Die Deutschen, 
die offenbar nur noch zum Malo- 
chen, zum Buckeln für die nim- 


. mer enden wollenden Ströme 


von angelockten Scheinasylanten 
recht sind, erhalten gnädiger- 
weise - und natürlich auf Antrag! 
— Steuerstundung in Aussicht ge- 
stellt. Das muß man sich einmal 
richtig vorstellen: Steuerstun- 
dungen für die Ärmsten der Ar- 
men, denen durch eine Naturka- 
tastrophe die kleine Existenz völ- 
lig zerstört wurde, die Existenz, 
die ohnehin staatlicherseits dazu 
befohlen war, überwiegend für 
die Verschwendungssucht der 
Wendebetrüger in Fron zu’ ste- 
hen. 


Die Schamlosigkeit 
der Volksvertreter 


Steuerstundung für die, bei de- 
nen ohnehin über Nacht nichts 
mehr zu holen ist. Oder vielleicht 
doch? Der. weltbekannte Fleiß 
der Deutschen mag ja vielleicht 


doch noch die festgesetzten Steu- ° 


ern aus der Oberpfalz vollständig 
aufbringen lassen zum Wohle 
zahlloser Scheinasylanten, von 
denen jeden Tag derzeit 600 in un- 
ser Land widerstandslos strö- 
men. - 


Eine Million von ihnen sind . 


schon da, nach amtlichen Anga- 
ben kostet jeder Asylant, egal, ob 
Schein -oder echt, jährlich 14000 
Mark, macht im Jahr. 14 Milliar- 


.den Mark. Das sind gesicherte 
Erkenntnisse, denen allerdings 
der bayerische Innenminister 
nicht so ganz ins Auge blicken 
will, denn Stoiber redet die Ko- 
sten beharrlich auf »nur« fünf 

‘ Milliarden Mark herunter, wobei 
Unwahrheiten durch ständige 
Wiederholung nicht wahrer wer- 
den. Dies sollte auch Herr Stoi- 
ber wissen, der auch die Sozialbe- 
treuung zahlloser Asylanten- 
heime und den Bargeldsegen mit- 
trägt, damit dort niemand »das 
Wasser bis zum Halse steht«. 


Die Schamlosigkeit unserer 
Volksvertreter hat indes Tradi- 
tion. Ob es die Opfer der Münch- 
ner. Flugzeugkatastrophe, die 
Opfer des Oktoberfest-Atten- 
tats, die Opfer von der Tanklast- 
zugkatastrophe in Herborn oder 
die Opfer des schrecklichen Flug- 
zeugunglücks von Ramstein sind, 
ihnen allen ist eines gewiß: die 
Zugeknöpftheit der von ihnen ge- 
wählten Politiker, die sich aller- 
dings nie scheuten, die von den 
Opfern und ihren Familien sauer 
verdienten Steuern mit vollen 
Händen jahrelang zu allen Fen- 
stern und in alle Welt hinauszu- 
werfen. 


Da war der Fehlbestand an Woh- 
nungen hierzulande aufgrund der 
Volkszählungserkenntnisse  be- 
reits im November 1989 bei einer 
Million angelangt, als sich der da- 
malige CSU-Wohnungsbaumini- 
ster Oscar Schneider zusammen 
mit FDP-Genschman nach Te- 
heran per Jet auf Steuerzahlerko- 
sten begaben, um dort eine Her- 
mes-Bürgschaft über rund 20 Mil- 
lionen Mark »für Wohnungsbau- 
projekte in Theran« abzuladen. 


Inzwischen hat Bonn im Gegen- 
satz zu anderen Verbündeten zig 
Millarden DM für den Golfkrieg 
- und noch viel mehr als es den 
wahren Kosten entsprochen 
hätte - an die Neue Weltregie- 
rung in USA abgeliefert, hat zig 
Milliarden an die sich im Todes- 
kampf windenden Ostblockstaa- 
ten ausgeklinkt und verpflichtet 
sich zum Aufbau von Fertighaus- 
fabriken in der Sowjetunion, die 
jährlich 500000 Quadratmeter 
Wohnfläche auf unsere Kosten - 
auf wessen sonst? — produzieren 
sollen, während unser eigener 
Wohnungsfehlbestand nunmehr 
bei zwei Millionen Einheiten 
liegt und noch einige höchst drin- 
gende Wohnungsbedürfnisse sei- 
tens der Katastrophenopfer hin- 
zugekommen sind. Und was tut 


Bonn? Bonn hat soeben weitere” : 


200: Millionen zugesagt. Nein, - : 


freilich nicht für die Opfer der 
Hochwasserkatastrophe, _ son- 


dern für»Umschulungs-und Aus- 


bildungsmaßnahmen« von Rotar- 


misten und deren Angehörige in ‘x. 
. der Sowjetunion. “> 


Desinteresse am Wohler- : 


gehen des Volkes 


Die jüngste Katastrophe ficht . 


auch kein Ministerium in Bayern 
an. Während nämlich .das Sozial- 


ministerium beispielsweise nach- _ 


haltig sich mit dem Wohlergehen 
der Scheinasylanten befaßt, sorgt 
sich das Finanzministerium um 
das Wohlergehen von Herm 
Khadjavi, dem Anwalt von 
Strauß-Golodkowski, 
Schalk-Golodkowski. 


pardon: - 
Der An- 


+ 


walt bekam soebeneinrund 2500 .; 
Quadratmeter großes Parkgrund- 


stück im Englischen Garten -Ver- 
kehrswert 1,5 Millionen Mark - 
zugeschanzt. 


Und der bayrische »Landesva- 
ter«, 
sich gerade beim Bergwandern 


von seinem Langzeitschock, den: 


ihm sein mißglückter Deal wegen 


Herr Streibl? Der erholt - 


2: Dee 


En 
EG 


einer Millionenvilla aus dem Ver- ::: 


mögen der Caritas einbrachte. 


Das Desinteresse am Wohlerge- ° 


hen des Volkes und des einzelnen 
Bürgers scheint gleich zu sein wie 
bei der »Stasi-Connection«. Wäh- 
rend Schalck-Golodkowski am 
Tegernsee rund um die Uhr Poli- 
zeischutz - zwei Mann - genießt, 
bleiben die Hochwasseropfer im 
CSU-Regen stehen. In der ehe- 
maligen DDR hätte Honeckers 
Mitarbeiterstab die Opfer einer 
solchen Katastrophe nach erfolg- 
ter Besichtigung mit den dunkel- 
blauen Volvo-Limousinen ganz 
einfach deportieren lassen. Ganz 


ausschließen kann man das aller- - : 
dings bei unserer Stasi-Connec- ' 
tion auch nicht mehr. 


Wer sagt denn, daß die Deut- 


schen nur fürs Wohl.anderer da 
sind? »Es ist fünf vor zwölf!« mel- 


dete kürzlich ein unabhängiger 


Nachrichtendienst hierzulande., 


»Wenn die -Bonner Parteien sich 
weiterhin weigern, 
Stelle für das Wohl des deutschen 


Volkes einzustehen, muß das 


Volk gegen sie genau so aufste- 


an eıster 


hen wie gegen das SED-Re- | 


gime!« Dem ist nichts hinzuzufü- 


gen. zii 


Bon 


Viel vom 


Glanz 


verloren 


- Im internationalen Wettbewerb um Investoren laufen Großbritan- 


. nien, Frankreich und die Niederlande den Deutschen inzwischen 
. den Rang ab. Die Vollendung des Europäischen Binnemarktes am 


Jahresbeginn 1993 wird den Standortwettbewerb noch. verschärfen. 


Mit 340 Millionen Menschen 
wird das Europa der Zwölf ab 
‘1993 zum größten zusammenhän- 
genden Wirtschaftsraum der 


“Welt. Der Wettlauf um vorteil- 
- hafte Produktionsstandorte im’ 


Binnenmarkt ist in vollem 
Gange: Deutsche Unternehmen 
engagieren sich in Spanien, fran- 


. zösische in Deutschland, spani- 


sche in Italien das Investitionska- 
rusell dreht sich. Im Jahr 1990 in- 


*. ‚vestierte die deutsche Wirtschaft 


fast 30 Milliarden DM im Aus- 


. land; umgekehrt kamen nur drei 


‚ Milliarden DM ins Land. 


"Die Gründe liegen 


auf der Hand 


Die. Kluft zwischen Zuflüssen 
und Abflüssen von Investivkapi- 
“ talist groß - für viele ein Indiz für 
die international unzureichende 
Standortqualität der Bundesre- 


’ „publik. Die Gründe liegen auf 


der Hand. Auf der Haben-Seite 
.des Produktionsstandortes Bun- 
desrepublik stehen die ausge- 
zeichnete Infrastruktur, die her- 
‚vorragende Ausbildung der Fach- 


; - ‚arbeiter, der international.über- 


„“ 
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durchschnittliche Stand der For- 
schung und Entwicklung sowie 
die zentrale Lage Deuealande 
in Europa. 


Auf der Soll-Seite wiegen zuneh- 
mend schwer: hohe Lohnkosten, 
Lohnzusatzkosten und Uhnter- 
nehmensteuern sowie kurze Ar- 

‘ beitszeiten und Betriebszeiten. 
Westdeutschland zählt zu den 
teuersten Produktionsstandorten 
der Welt. 


Die Eckwerte: Die einbehalte- 
nen Gewinne einer Aktiengesell- 


i schaft oder einer GmbH werden 


"> 


in der Bundesrepublik mit über 
66 Prozent steuerlich belastet. 
Der Abstand zur europäischen 
Konkurrenz ist groß: In Frank- 
reich zahlen die Kapitalgesell- 
schaften knapp 56 Prozent, in Ita- 
lien sind es fast 47 Prozent "und in 
den Niederlanden und in Groß- 
britannien sind es sogar nur 35 


Prozent. Bei den Arbeitskosten . 


liegen die Niederlande und Ita- 
lien rund 20 Prozent günstiger als 
Deutschland. Frankreich er- 
reicht knapp 68 Prozent-des deut- 
schen Niveaus, Großbritannien 
sogar nur gut 65 Prozent. 


.‚Noch kann die deutsche Wirt- 


schaft dieses Manko ausgleichen: 
Denn der Arbeitskosten-Welt- 
meister Bundesrepublik ist hin- 
ter Belgien immerhin die Num- 
mer zwei auf der Produktivitäts- 
Hitliste: 


Allerdings kann die hohe Ar- 
beitsproduktivität die Wettbe- 


werbsnachteile durch die ungün- 


stigen Arbeitskosten nur zum Teil 
mindern. Denn auch bei den 


Lohnstückkosten — das Verhält- ' 


nis: von. Arbeitskosten zur Pro- 
duktivität — geraten die Deut- 
schen allmählich ins Hintertref- 
fen. Der Kosten-Bonus der Kon- 
kurrenz reicht von knapp neun 
Prozent in Frankreich über 13 bis 
14 Prozent in den Niederlanden 
und in Italien bis zu fast 20 Pro- 
zent in Großbritannien. 


Die Euro-Investitionen i 
aus Übersee 


Damit die europäischen Mitstrei- 


ternicht noch schneller davonzie- 
hen, muß der volkswirtschaftli- 
che Kapitalstock in der Bundes- 
republik stetig modernisiert wer- 


den - nur so läßt sich der Produk- 
tivitäts-Vorsprung halten. An- 
haltspunkte- für die deutsche 
Standortqualität liefert die Ver- 
teilung :der. Euro- Iavanen 


‘aus Übersee. 


Zwei Beispiele: Die USA haben 
ihr Engagement in der EG in den 
vergangenen Jahren deutlich er- 


höht. Mit rund 66 Milliarden Dol- 


lar investierten US-Unterneh- 
men allein zwischen 1986 und 


1989 fünf Milliarden-Dollar.mehr : 


als in den 15 Jahren zuvor. 


Bis 1985 lag die Bundesrepublik 
in. der Gunst der US-Investoren 
hinter der britischen Konkurrenz 
auf dem zweiten. Platz: Inzwi- 


schen aber ist Deutschland auf. 


die vierte Stelle gerutscht hinter 
Großbritannien, den Niederlan- 
den und Frankreich. 

Doch nicht nur das Ranking läßt 
zu wünschen übrig. Das Verhält- 
nis zwischen den US-Investitio- 
nen in der Bundesrepublik und in 
Großbritannien wird immer 
schlechter. In den Jahren 1976 bis 
1980 floß gut doppelt soviel ame- 
rikanisches Kapital auf .die Insel 
wie nach Deutschland; zwischen 
1981 und 1985 war es gut das Drei- 
fache- und inzwischen wurde im 
Quervergleich bereits der Faktor 
vier überschritten. In absoluten 
Zahlen: In den Jahren 1986 bis 
1989 investierten’ die USA nur 
6,3 Milliarden Dollar in die Bun- 
desrepublik - nach Großbritan- 


nien dagegen flossen fast 28 Mil- 


liarden Dollar. - 


Selbst Frankreich hat mit über 
sieben Milliarden. ‚Dollar die 
Nase vor dem deutschen Nach- 
barn. Bis 1985 war die Bundesre- 
publik auf der Ziel-Liste. der US- 
Investitionen stets vor Frank- 
reich. Sogar die Niederlande, im 
Größenvergleich nur.ein Sechstel 
von Westdeutschland, haben mit 
gut zehn Milliarden Dollar seit 
1986 fast 60 Prozent mehr ameri- 
kanisches Kapital ins Land ge- 
lockt als die Bundesrepublik. 


‘Japan begegnet der Festung Eu- 


ropa seit langem mit einer‘ Inve- 
stitionsoffensive.. Japans Strate- 
gie, vom Binnenmarkt über ei- 
gene Produktionsstandorte. in 
Europa zu profitieren, wurde in 
den späten achtziger Jahren vor- 


' angetrieben. Von 1981 bis 1989 


gründeten japanische Firmen 
rund 1150 Tochtergesellschaften 
in der EG - in den zehn Jahren 
zuvor waren .es ingesamt nur 
knapp 680 Niederlassungen. 


‚Auch vom: japanischen Investi- 
tions-Kuchen .'bleiben ‘nur die 


kleinen ‘Stücke. Bis 1980: lagen- 
die Deutschen in der Gunst Ja- 
pans vorn: Vor 1970 war jede 
vierte. japanische Tochtergesell- 
schaft auf deutschem Boden; in 
den siebziger Jahren teilte sich 
die Bundesrepublik die Führung 
mit Großbritannien. 


Auch vom japanischen 
Kuchen bleiben nur 


‚kleine Stücke 


In der vergangenen Dekade je- 
doch liefen die Briten den Deut- 
schen davon: Seit.1981 gründete 
Japan. über 420 Tochtergesell- 
schaften in Großbritannien -.das 
sind.über 35 Prozent aller Enga- 
gements in der EG. 


Die Bundesrepublik folgt zwar 
mit rund. 220. Niederlassungen 
oder knapp 19 Prozent auf Platz 
zwei, der Abstand wird jedoch 
immer größer. Ein Vergleich. der 
beiden Zeiträume 1981 bis 1985 
und 1986 bis 1989 zeigt:.Die An- 


. zahl japanischer Firmengründun- - - 


gen stieg in Großbritannien um 
gut 80 Prozent, in Frankreich um. 


95 Prozent, in den Niederlanden : : 


und Italien AApAE mehr als 100 
Prozent. 


Die Bundesrepublik konnte ihr °; 
Kontingent dagegen nur von 101 ° 
auf 116 japanische Firmen erhö- 
hen - das ist ein Zuwachs vonge- 
rade 15 Prozent. = 


Uber den Schneeballefekt 
könnte sich der deutsche Anteil 
an der japanischen Investitions- ' 
offensive weiterhin verschlech- 
tern: Viele japanische Fertigwa- 
ren-Produzenten ziehen Zuliefe- 
rer aus Japan im Windschatten 
hinterher. 


. Nach der Vereinigung Deutsch- ° 

“lands und der marktwirtschaftli-. 
chen Öffnung Osteuropas wer- : . 
den sich die europäischen Per-.. ‘- 


spektiven indes leicht ostwärts : 


- verschieben. Der Standort Bun- 


desrepublik könnte davon beson: 
ders profitieren — 
gesetzt, daß der geographische 


Vorteil nicht durch ökonomische. 


Nachteile aufgewogen wird. DO 


immer voraus-: . 


Leere Verspre- 
chungen in der 
Asyl-Frage 


” Alfred König 


‚»Der Worte hör’ ich wohl, allein mir fehlt der Glaube.« Mit diesem 
altbewährten deutschen Sprichwort läßt sich am treffendsten die der- 


% 
y. 


zeit. 


Abzuwarten bleibt, inwieweit 
diesen schönen Reden dann auch 
wirklich Taten folgen werden. 


. Denn Bundeskanzler Helmut 
Kohl kündigte bereits an, sich in 


»nächster Zeit« mit den Spitzen- 


.  »politikern der anderen Parteien 


zu einem Allparteiengespräch 


. »treffen zu wollen. Auch sei eine 


Lösung nur EG-weit möglich. 


“ ‚Nur ist es bis dahin noch sehr 


lange.hin. Vonnöten ist aber eine 
rasche Lösung, da derzeit etwa 
20000 Menschen Monat für Mo- 
nat das magische Wort »Asyl« in 


‚der Bundesrepublik hinauspo- 


. saunen und anschließend umge- 


hend von der weichsten sozialen 


» „ Hängematte der Welt liebevoll 


“aufgenommen werden. 


‘Die Flucht in die 
soziale Hängematte 


., Insgesamt werden für dieses Jahr 


etwa 250000 Asylbewerber er- 


‚ wartet. Dies wären .etwa 20 Pro- 
‘zent mehr als im vergangenen 


Jahr, bei einer gleichzeitigen An- 
erkennung von nur rund vier Pro- 
zent dieser Bewerber als politisch 
Verfolgter. Weit über 190000 die- 
ser Leute halten sich demzufolge 


.. also illegal in derBundesrepublik 


auf oder werden wegen bürger- 


E kriegsähnlicher Zustände in ih- 
. ren Heimatländern in der Bun- 


desrepublik geduldet. 


Und das obwohl das Grundge- 
setz grundsätzlich nur einen 
Schutz bei politischer Verfolgung 
einräumt, nicht aber, wenn wie in 
Sri Lanka oder im Libanon die 
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.zeitige Asyl-Diskussion beschreiben. Auf einmal sind, mit Aus- 
„nahme der extremen Linken, selbst SPD und weite Teile der FDP an- 
x geblich zu einer harten Haltung beim Mißbrauch des Asyl-Rechtsbe- 


Gefahr besteht, bei Gefechten 
extremer Gruppierungen ver- 
letzt oder gar getötet zu werden. 
Würde man dieser Argumenta- 
tion folgen, dann müßten sogar 
etwa in Londonderry oder gefähr- 
deten Regionen Belfasts leben- 
den Iren ein Aufenthaltsrecht 


‚hier eingeräumt werden - jetzt 


mal außer acht lassend, daß sie 
wegen ihrer EG-Mitgliedschaft 
hier ohnehin ein Niederlassungs- 
recht besitzen -. 


Am unverständlichsten ist, daß 
selbst gegen den krassesten Miß- 
brauch nicht vorgegangen wird, 
und zwar in Form einer Art Nega- 
tivklausel. Daß also Personen 
aus Ländern, in denen es keine 
politische Verfolgung mehr gibt, 
von vorneherein keinen Asylan- 
trag stellen dürfen, bei keinerlei 
gültigen Einreisevisums direkt an 


der Grenze zurückgeschickt wer- 


den - selbst wenn sie das Wort 
Asyl sstammeln können - oder bei 
illegaler Einreise umgehend wie- 
der abgeschoben werden und 
nicht den ganzen Instanzenweg 
durchlaufen können und damit 
dem Steuerzahler weitere Kosten 
aufhalsen. 


Der FDP-Vorsitzende Graf 
Lambsdorff hat jetzt nochmals 
bekräftigt, eine derartige Rege- 
lung käm mit den freien Demo- 
kraten nicht in Frage. Dies würde 
nämlich die Abschaffung des 
Asylrechts bedeuten. 


Es stellt sich doch die Frage, 
warum ein Pole, wenn er das 
Wort Asyl sagt, sich erst einmal 


für Jahre in der sozialen Hänge- 
matte der Bundesrepublik ausru- 


hen kann, sich mit. Zigaretten-- 


schmuggel und anderen unsaube- 
ren Geschäften nicht gerade we- 
nig Geld nebenbei verdient, wo 
Polen nun doch seit mehreren 
Jahren als demokratisches Land 
gilt. Nicht anders sieht es mit Ju- 
goslawien aus. Was dort passiert, 
sind Machtkämpfe verschiedener 
politischer Richtungen und Neu- 
tralitätsbestrebungen, aber keine 
von oben verordnete politische 
Verfolgung bestimmter Perso- 
nengruppen. Wieso können diese 
Leute dann aber trotz offensicht- 
licher Unbegründetheit sich jah- 
relang iin der Pu auf- 
halten. 


Nach Aufhebung der Visa-Frei- 
heit für Polen sind alleine im 
April dieses Jahres mehr als 
600000 Polen in die Bundesrepu- 
blik eingereist, aber nur etwa 
550000 auch wieder ausgereist. 
Gleichzeitig erlaubt Polen, daß 
zehntausende von rumänischen 
Zigeunern an der sogenannten 
Oder-Neisse-Grenze campieren 
und im Schutz der Nacht den im 
Sommer meist, nur knietiefen 
Grenzfluß durchwaten. Das Bun- 
desinnenministerium hat jetzt die 
bisher dort stationierten rund 20 
Grenzer mit zwei Hundertschaf- 


ten des ‚Bundesgtenzschulzes un- 


terstützt. 


Nur was soll das? Denn wenn die 
Zigeuner das Wort »Asyl« stam- 
meln, können sie noch nicht ein- 
mal zurückgeschickt werden, 
sondern werden von den BGS- 
Leuten ins nächste Lager chauf- 
fiert, aus dem sie dann bei näch- 
ster Gelegenheit ausbrechen. 


'Zwar wird von ihnen auch immer 


wieder gesagt, wie schlecht es ih- 
nen in Rumänien gehe - von poli- 
tischer Verfolgung redet ohnehin 
kaum jemand.-, auf der anderen 
Seite sind sich diese Leute aber 


° zu fein für die Unterbringung in 


den gegenüber Westdeutschland 
in Mitteldeutschland doch nicht 
ganz so luxuriösen Asylanten- 
Unterkünften. 


Auch seien sie das Essen nicht ge- 
wohnt. Wer wirklich verfolgt ist, 
den schert es nicht, ob das Essen 
seinen Ansprüchen genügt oder 
nicht, der ist froh, überlebt zu ha- 
ben. Hat auch einer von den 
deutschen Flüchtlingen, die in 
den letzten Monaten des Zweiten 
Weltkriegs vor der mordenden, 
brandschatzenden und vergewal- 
tigenden roten Soldateska flüch- 


tete, sich Sorgen darüber ge- 
macht, ob. das Essen große An- : 
sprüche erfüllt.oder nicht? Jeder 
war froh, den Horden der Roten :: 
Armee entkommen zu sein und .- 
begnügte sich mit rohen Kartof- _; 
feln oder steinhartem Brot. Aber 5 
nicht die heutigen »politischen * 
Flüchtlinge«. & 


Die deutsche 
Großzügigkeit 


Ganz im Gegenteil - und sie ha- 
ben es doch auch nicht nötig, ‘ 
Durch die deutsche Großzügig- ;. 
keit werden diese Leute docherst” 
in die Bundesrepublik gelockt. ::; 
So schrieb jetzt kürzlich eine Lo- 
kalzeitung aus Fuldabrück: »Ein 
bereits gerichtlich abgewiesener 
Asylbewerber aus einem osteuro-.: . 
päischen Land, mit Frau und vier. - 
Kindern, kommt netto in der: 
Bundesrepublik auf rund 4000": 
Mark - entspricht für einen deuf,.; 5. 
schen Arbeitnehmer einem Brut- ‘:: 
togehalt von rund 6000 Mark - 
und soviel verdienen die deut- . 
schen Arbeitnehmer erst ‘gar: 
nicht... Ein nordhessischer Kreis- 
beigeordneter zu. unserer Zei- - 
tung: >»Wenn die Öffentlichkeit - 
tatsächlich wüßte, was hier an f 
Summen gezahlt werden, gäbe es ' u 
einen Aufstand!« Bei. 


es 


Die bundesdeutschen Stellen ha- 
ben es noch nicht einmal ge-+ 
schafft, ein vernünftiges Kon- _ 
trollsystem zum ‚Mißbrauch der 
Antragstellung zu entwickeln. So. 
mußte jetzt auch der nordrhein- :. 
westfälische Sozialminister Hei- . 
nemann (SPD) eingestehen, daß‘ 
es einen »mißbräuchlichen Be: 
zug von Sozialhilfe in nicht uner- :- 
heblichem Ausmaße« gebe. 


So ließen sich etwa nach Zer- :' 
tungsberichten in Dortmund _ 
zahlreiche Polen als Asylanten re- h 
gistrieren und richteten sich - 


. Bankkonten ein, auf die sie dann ee 


die Sozialhilfe überweisen lie- 


‘ßen. Bei gelegentlichen Besu- 


chen in Deutschland holen sie - 


.das Geld dann ab. 


Bei einer vom Aachener Ober- 
kreisdirektor Walter Fricke ange- 
ordneten Überprüfung der Asy- - 
lanten, wobei Akten der Sozial- 
ämter des Kreises Aachen vergli- 
chen wurden, wurde festgestellt, 


“ daß 628 Personen insgesamt 1449 


Sozialhilfen beantragt hatten, die 
ihnen auch problemlos überwie- 
sen wurden. Manche haben bis 
zu fünf verschiedene Sozialhilfen 


“kassiert, kamen damit also auf 
monatliche Beträge, die ein deut- 
scher Arbeiter oder Angestellter 
bei einer 40-Stunden-Woche in 

„ mehreren Monaten verdient. 


: Nachdem die Kontrolle dann 
“" auch auf Düren ausgedehnt 
wurde, wurde festgestellt, daß 
dort 88 Bewerber an verschiede- 
nen Orten des Kreisgebiets insge- 
. samt 222 Anträge auf Sozialhilfe 
s- gestellt hatten. Auch hier wurde 
“- anstandslos gezahlt. Man. wagt 
gar nicht, diese Zahlen auf das 
ganze Bundesgebiet hochzurech- 
nen. Sarkastisch ausgedrückt ha- 
"ben diese Beispiele aber auch ein 
Gutes: Denn dann liegt die tat- 
sächliche Zahl der sich in 
Deutschland illegal aufhaltenden 
Ausländer nicht ganz bei den 
rechnerischen 4,8 Millionen, was 
aber auch nur, wenn überhaupt, 
“ein schwacher Trost ist. 


Besonders interessant ist in die- 

sem Zusammenhang, daß sich 

.“ die Proteste der Asylbewerber 

immer dann häufen und sogar in 

Gewalttätigkeiten einmünden, 

wenn die Sozialhilfe auf einmal 

“ nicht mehr bar ausgezahlt wer- 

',.den soll, sondern hierfür Essens- 

„ und Kleidungsgutscheine oder 

Einkaufbons allgemein zur Ver- 

-. fügung gestellt werden. Diese 

©; Orte haben dann komischer- 

weise auch den geringsten Asy- 

. lantenanteil. Aus diesem einfa- 

chen, nichtsdestotrotz aber sehr 

. . aufschlußreichen Beispiel die 

: Konsequenzen zu ziehen, dafür 

° , reicht der Verstand der Politiker 

» - aber anscheinend nicht aus. 

Denn wie anders ist es zu erlären, 

-.. „daß dies nicht längst bundesweit 
=" umgesetzt wurde? 


" Kompetenzgerangel 
zwischen Stadt und Land 


Stellt sich-eine Landesregierung 
- wie die nordrhein-westfälische 
- in der Frage der Zigeuner, die 
nun wirklich so ziemlich die we- 
nigsten echten Gründe für eine 
politische Verfolgung haben, die 
in ihren Heimatländern meist we- 
» gen ihrer hohen Kriminalitäts- 
„rate nicht gelitten sind, etwas stu- 
“rer und dringt auf eine Abschie- 
bung - wobei gleichzeitig in den 
;. Orten, in denen die Zigeuner ab- 
=, geschoben werden sollen, mit 
mehr als zehn Millionen Mark 
neue Häuser, eine bessere Infra- 
struktur und eine funktionie- 

». “rende Landwirtschaft aufgebaut 
”. werden sollen -, dann verhalten 
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sich diese Leute wie die primitiv- 
sten Erpresser und haben hierfür 
noch nicht einmal etwas zu be- 
fürchten. 


In Düsseldorf haben Anfang Juli 
mehr als 1000 Zigeuner unmittel- 
bar an der Bannmeile zum nord- 
rhein-westfälischen Landtag eine 
»Demonstration« gestartet. 
Diese zeigt sich darin, daß dort 
auf dem Boden einer Grasfläche 
jede Menge Zelte aufgebaut 
sind, zwischendurch mal ein »De- 
monstrationszug« zur nicht weit 
entfernt liegenden Staatskanzlei 
geht und Termine mit Vertretern 
der Stadt nicht eingehalten wer- 
den, weil gerade mal ein paar Un- 
terstützer, wie etwa die Kölner 


. »Musik«-Gruppen BAP und 


Bläck Fööß, an der Kaffeetafel 
sitzen. 


Stadt und Land streiten sich ve- 
hement darüber, wer nun eigent- 
lich für die Auflösung dieses La- 
gers zuständig ist. Selbst zwei 
Fälle von offener TBC - selbst 
wenn die Erkrankten nur wenige 
Stunden im Lager waren - reich- 
ten nicht aus, dem Gesetz endlich 
Genüge zu‘tun und die Verant- 
wortlichen zu veranlassen, das 
Lager notfalls mit Gewalt aufzu- 
lösen. Und selbst die Kirchen ver- 
dummten sich nicht, diese Er- 
pressungsaktionan der Zigeuner 
mit einem hohen sechsstelligen 
Betrag zu subventionieren. 


Überhaupt ist zwischen steigen- 
den. Asylantenzahlen und, der 
Kriminalität ein frappierender 
Zusammenhang festzustellen. In 
einer der vergangenen Ausgaben 
hat CODE bereits die aktuellen 
Zahlen aus der Kriminalstatistik 
veröffentlicht, so daß hier nicht 
nochmals darauf eingegangen 
werden soll. Hierzu nur eines: 
Obwohl die Ausländerquote bun- 
desweit noch recht deutlich unter 
zehn Prozent liegt - etwa bei 
sechs bis sieben Prozent, genau 


.feststellen läßt sich dies leider 


nicht mehr -, stellen sie bei vielen 
Straftaten wie Verbreitung von 
Falschgeld, Vergewaltigung, Ta- 
schendiebstähle etc. heute be- 
reits die Mehrheit und sind an 
den meisten anderen Verbrechen 
mit mehr als 40 Prozent beteiligt. 


Nicht zuletzt dieser schamlose 
Mißbrauch der deutschen Groß- 
zügigkeit in allen Bereichen war 


es dann auch, der die Kritik der - 


deutschen Bevölkerung immer 
lauter anschwellen und zu zum 


‚ Teil bereits gewaltsamen Prote- 


sten kommen ließ. Ist es dann 
nicht verständlich, .daß die Bür- 
ger und Steuerzahler nicht mehr 
gewillt sind hinzunehmen, daß 
ausländischen Schwindlern, kraß 
ausgedrückt, tausende in den 
Hintern geschoben werden, 
gleichzeitig nach Mitteilung der 
Arbeiterwohlfahrt die Zahl der 
obdachlosen "Deutschen immer 
mehr steigt. Bereits ein Drittel 
dieser Menschen kommt aus Mit- 
teldeutschland. 


Auch ist es heute leider eine trau- 
rige Tatsache, daß viele Rentner 
trotz eines arbeitsreichen und -in- 
tensiven Lebens deutlich weniger 
Geld zur Verfügung haben als die 
meisten der Asylanten. Beson- 
ders schlimm wird es, wenn ein 
alter Mensch zum Pflegefall 
wird. Dann werden oftmals den 
Kindern der betroffenen Alten 
die letzten hundert Mark aus der 
Tasche gezogen, müssen sich die 
Betroffenen nichtsdestotrotz mit 
einer gerade einmal ans Mini- 
mum heranreichenden Pflege be- 
gnügen, während die Asylbewer- 
ber regelrecht verwöhnt werden. 


Der Druck aus 


der Bevölkerung 


Und es war dann eben auch die- 
ser zunehmende Druck aus der 
Bevölkerung, der die Politiker 
zum Umdenken veranlaßte. Wie- 
der einmal zeigte es sich, daß der 
Politiker der Jetztzeit in Wirklich- 
keit der personifizierte Opportu- 
nist ist, bringt es Wählerstimmen, 
wird dem Volke nach dem Maul 
geredet — was aber nicht unbe- 


dingt auch bedeutet, daß den ° 


schönen Worten auch wirklich Ta- 
ten folgen, denn die CDU ist 
etwa schon seit 15 Jahren gegen 
jeden Asylmißbräuch und kün- 
digte hiergegen entschiedenes 
Vorgehen an -die Resultate sind 
bekannt -. 


Gleichzeitig wird von linker Seite 


“ - mehr und mehr unterstützt aber 


auch vom linken Flügel der »kon- 
servativen« CDU - aber darauf 
hingearbeitet, jegliche Vorfälle 
als Wiedererwachen des Neona- 
zismus hinzustellen. Sicherlich ist 
Selbstjustiz insgesamt nicht tole- 
rierbar. Ist es aber auf der ande- 
ren Seite nicht verständlich, 
wenn aus einem Asylantenheim 


“tagtäglich zahlreiche Straftaten 


begangen werden, die Polizei 
sich aber nicht in der Lage sieht, 

hiergegen etwas zu unterneh- 
men, wenn sich dann Volkeszorn 


» = er 


Genüge verschafft und etwa ille- s 


gale Bordelle zerstört oder Hüt- 


chenspieler, die sich in ihrem Vor- 


gehen auch nicht eben als zimper- 


lich erweisen, mal eine Tracht 


Prügel bekommen?! 


Statt nun aber eine umfassende 


Strafverfolgung der Straftaten . 


von Ausländern zu fordern - be- 


sonders in der Bandenkriminali- 
tät, die meisten Mitglieder der 
gewalttätigen und besonders bru- 
talen Jugendbanden bestehen 
nämlich aus Ausländer -, was den 


‚Zorn der. deutschen Bevölkerung 


dämpfen würde, fällt allen etab- - 


lierten Parteien nichts besseres 


ein, als Verbote und entschiede- . 


nes Vorgehen gegen den »zuneh- 
menden Rechtsextremismus« zu 
fordern. 


Die Taktik hilft den 
Internationalisten 


Als Rechtsextremist gilt dabei 


aber schon, wer auf einer De- 


monstration ein Schild mit der. 


Aufschrift »Ausländer raus« 
trägt. In Wirklichkeit handelt es 


sich bei 99 Prozent dieser Men- . 
schen um ganz,normale, keinem - 


politischen Extrem anhängenden 
Deutschen; die sich in ihrem Le- 


ben bedroht fühlen, von Leuten, .. 


die sich an den gedeckten Tisch 
des deutschen Wohlfahrtsstaates 
setzen, zu dessen Aufbau sie 
gleichwohl das wenigste beigetra- 
gen haben. 


Ei 


Sofern das »Leere-Worte-schwin- - 


gen-aber-nichts-tun« der Politi- 


ker sich auch in der Zukunft fort-- 
setzt, braucht man kein Hellse- 


her zu sein, um Deutschland .: 


heiße Zeiten vorherzusagen. Wie- 
jedes Tier sich gegen artfremde- 


Eindringlinge wehrt, wenn sein 
Lebensraum unter das notwen- 
dige Minimum reduziert wird, 
werden auch hier die Konflikte 
zunehmen. Der von den Politi- 
kern so gefürchtete Rechtsextre- 


mismus -der wirkliche, und nicht- 


der derzeitige vordergründig so 
genannte — wird dann aber sein 
Wiederauferstehen feiern. Und 
dies ist genau diesen Politikern zu 
verdanken! Oftmals hat man 


aber den Eindruck, daßsiegenau ._ 


dies wollen. Denn dann würde 
der internationale Druck auf 
Deutschland wieder zunehmen 


und könnte dem nationalen La- 


ger mit neuen Gesetzen der end- 
gültige Garaus gemacht werden. 


Die Sieger wären die Mmenatg , 


nalisten! 


Be 
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” Bonn 


ın der 
Auslä 
frage 


Manfred Theissen 


Hilflosigkeit 


nder- 


Als totales Durcheinander entpuppt sich derzeit das nationale Lager 
in der. Ausländerfrage. Einig ist man sich nur darüber, daß es zu viele 
Ausländer und Asylanten in der Bundesrepublik gibt. Keinerlei Ei- 
nigkeit besteht dagegen in der Frage, wie man dieses am besten än- 


dern könnte. Dabei ist dies derzeit der Punkt, der die Öffentlichkeit 


am meisten beschäftigt. Wieder einmal zeigt sich damit die Unfähig- 
keit vieler Repräsentanten des rechten Flügels, mit einem einheitli- 
‘chen Konzept und einer übergreifenden Zusammenarbeit ein wahr- 
haft nationales Gegengewicht in wichtigen Dingen des politischen 


Lebens aufzubauen. 


Nehmen wir als ein Beispiel das 
Zigeuner-Zeltlager vor dem 
nordrhein-westfälischen Landtag 
- in: Düsseldorf. Seit Anfang Juli 
protestieren dort etwa 1000 
»Sinti« und »Roma«, kurz Zigeu- 
‘ner, für ‘ein Bleiberecht in 
- Deutschland. Mit Schlagwör- 
tern, wie »Denkt an die 500000 
im Dritten Reich vergasten Zi- 
geuner« oder »Wir weichen nicht 


- freiwillig, wenn das Lager ge- 


räumt wird, muß man uns an den 
Händen und Füßen in die Polizei- 
wagen tragen, eine Deportation, 
wie bereits vor 50 Jahren« wird 


versucht, Druck auf die Politiker 


"auszuüben. 


Die Stadt Düsseldorf spricht 


-- zwar immer »Es kann nicht län- 


ger toleriert werden«, sperrte 
den Zigeunern Mitte August 
dann auch die ihnen mehrere Wo- 
chen kostenlos zur Verfügung ge- 
stellte Wasser- und Abfallversor- 
gung und nahm ihnen die städti- 
schen . Toilettenwagen wieder 
. weg. Dafür sprangen dann die 
Kirche mit einer hohen fünfstelli- 
gen Summe und andere »Gön- 
ner« ein. 


Dies ist ein Thema, was die Düs- 
seldorfer sehr emotionell verfolg- 
ten. Die Ablehnung dieses Zigeu- 
nerlagers in der Bevölkerung war 
enorm. Doch was geschah im na- 
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tionalen Lager? Fast gar nichts! 


Nach knapp vier Wochen schaff- 
ten die Republikaner es dann 
endlich, eine kleine Demonstra- 
tion zu organisieren. Daß hier- 
über nichts in der Presse stand, 
war angesichts der Feigheit der 
deutschen etablierten Presse 
nicht verwunderlich, aber auch in 
der Innenstadt hingen keine Pla- 
kate, Hinweisschilder, wurden an 


"den Tagen zuvor keine Flugblät- 


ter verteilt, kurzum nichts ge- 
schah, um die Öffentlichkeit hier- 
auf aufmerksam zu machen. 


So war es dann kein Wunder, daß 
nur etwas mehr als eine Handvoll 
Männlein und Weiblein den gan- 
zen Demonstrationsmarsch bil- 
deten. Das an sich gute Flugblatt, 


von dem auch 6000 Stück verteilt - 


werden konnten, wurde dann 
durch beigeführte unqualifizierte 
Plakate wie »Arrivederci Romas 
in Mazedonien, wir zahlen die 
Reise« oder einem auf der Knie- 
brücke aufgehängten Plakat 
»Adieu Romas« wieder zunichte 
gemacht. 


Andere Gruppen, ganz egal wie 
sie heißen, seiesDVU, NPD, Na- 
tionale Front, Deutsche Partei, 
denen im Grundsatz sicherlich 
zuzustimmen ist, machen eben- 
falls durch äußerst unglückliche 


Dan ai he Se ee Fa BE 


Überschriften in Zeitungen oder 
sonstigen  Veröffentlichungen 


und durch unqualifizierte Schlag- 


worte alle positiven Ansätze zu- 
nichte. 


»Ausländer raus«, »Deutschland 


‘den Deutschen« sind: Schlag- 


worte,:die sicherlich. auf Demon- 
strationen oder als Transparente 
gut geeignet sind, die aber nicht 
die einzige Aussage zu dieser Pro- 
blematik sein dürfen. Werden 
nämlich Flugblätter oder gar Ver- 
anstaltungen unter diesen von 
der Aussage her negative Asso- 


ziationen weckenden Schlagwor- . 


ten geführt, ist der Mißerfolg vor- 
programmiert. Anders wäre es 
etwa bei Überschriften wie »Ge- 
gen ständigen Asylmißbrauch« 
oder »Millionen von Ausländern 
führen zur Überfremdung«. 


Auch die Aussage »Ausländer 
raus« disqualifiziert sich von sel- 
ber. Fast jeder hat nämlich in:sei- 
nem Bekanntenkreis südliche 
Ausländer - denn um die geht es, 
ehrlich gesagt, in der Ausländer- 
diskussion nur; gegen Nordeuro- 
päer, Amerikaner, Kanadier, Ja- 
paner, Australier hat auch im na- 


'tionalen Lager‘ praktisch nie- 


mand etwas -, die er von einer 
Abschiebung gerne ausgenom- 
men sehen möchte. 


Oberflächliche 
Schlagwort-Diskussionen 


Und dies ist vielleicht das größte 
Manko in der von den Nationalen 
geführten Diskussion, daß diese 
nämlich oftmals zu pauschal ist, 
nicht in die Tiefe geht und von da- 
her immer zu einer reinen Schlag- 
wort-Diskussion führt. 


Außerdem, kann man denn wirk- 
lich unter humanitären Gesichts- 
punkten Ausländer, die schon 
seit 20, 30 Jahren hier leben, sich 
nie auch nur eine Kleinigkeit 
zuschulden kommen ließen - 
Geschwindigkeitsübertretungen 

und andere Kleinigkeiten außer 
acht lassend -, schon fast deutsch 
denken und hier ihren ganzen 
Freundes- und . Bekanntenkreis 
haben, kann man diese Men- 
schen denn wirklich mir nichts, 
dir nichts abschieben? Zwar ist es 


auch richtig, diese nicht einzu- 


deutschen, da man nämlich nicht 
durch Zuzug, sondern von den 
Vorfahren her zu einem bestimm- 
ten Volksstamm - um einmal das 
Wort Rasse nicht zu gebrauchen - 
zugehörig ist. Aber muß man 


diese Leute nicht von vorneher- : 


ein aus der Ausländerdiskussion. 


herausnehmen? 


Muß sich diese sähniähe nicht auf 


diejenigen Ausländer konzentrie- '-. 
ren, die erst seit kurzem hier . 


sind,; die noch kommen wollen 


und insbesondere. auch auf die, . : 
die hier straffällig geworden 
sind? Ein Rauschgiftdealer muß: 
nach Verbüßung seiner Sträftat - 


wenn die etwa nach einer bilate- 


ralen Vereinbarung in einem tür- . ° 


kischen Kerker abgesessen wer- 


den kann, umso besser - sofort ', ' 


abgeschoben werden, ganz egal 


ob er zwei Tage oder 30 Jahre in 
Deutschland ist. Das gleiche gilt 
etwa. für Mörder, Totschläger, 
Vergewaltiger, Seriendiebe oder - 
einbrecher, und für alles sonst, 
was in den Bereich der Schwer- 
kriminalität oder des politischen 
Radikalismus (bei gleichzeitiger 


'Gewalttätigkeit) einzuordnen ist. 


Genauso knallhart muß ‚heute 


. EG hin, EG her ein Kontingent ” er 
für jedes Land eingeführt wer- ° 


den, das etwa ein. Mix aus der .. 
Zahl der dort lebenden Deut- --: 


schen multipliziert mit X und der 


Bevölkerungszahl des Landes ist. - 


Dadurch würde etwa sicherge- 


stellt, daß zum Beispiel Länder 


mit weniger Einwohnern über- 
proportional viel Einwanderer’ 
nach Deutschland stellen könn- 


ten. 


Ist die festzusetzende Quote er- 
reicht, wird die Zuzugsmöglich- 
keit für Bürger dieser Länder ge- 
stoppt. Was in den USA möglich 
ist, muß doch wohl auch hierzu- 
lande möglich sein! 


Quoten für Asylanten würden 
dem durchaus richtigen Grund- 
satz des Verfassungs-Artikels 16 
widersprechen. Wer wirklich poli- 
tisch verfolgt ist, dieses etwa 
durch politische Gewalttätigkeit 
nicht selber verschuldet hat, soll 
in Deutschland auch weiterhin 
Asyl erhalten, aber nicht die 
Wirtschaftsflüchtlinge. 


Die etablierten Parteien 
verdrängen nur 


Aus diesem Grunde sind Negativ- 


listen zu erstellen, wo es nachge- 
wiesenermaßen keine politische 
Verfolgung mehr gibt, etwa heute 
in Polen, Jugoslawien, aber auch 
weitgehend der Türkei. Gegebe- 
nenfalls könnte man diese für be- 
stimmte wirklich gefährdete 
Volksgruppen auch weiterbeste- 


hen lassen. Alle anderen werden 


sofort an der Grenze abgewie- 
sen. Für die, die einen Antrag 


“stellen können, gibt es nur eine 


Instanz, wobei nach negativer 


. ‚ Entscheidung umgehend binnen 


. 


.. von denen ist, 


drei Tagen die Abschiebung erfol- 
gen muß 


Diese hier nur in kurzen Umris- 
sen skizzierten Punkte sind wohl 
Grundkonsens aller national und 
auch der konservativ eingestell- 
ten Personen. Damit würde man 
sich sicher aber auch nicht von 
vorneherein von .jeder ernstzu- 


‚nehmenden politischen Diskus- - 


sion ausschließen und die Chan- 


-cen für Wahlerfolge deutlich 
mehren. Hierzu wäre es aber nö- 


“tig, daß verschiedene nationale 
»Führer« über den Schatten 


- springen. Ist dies aber wirklich zu 


erwarten?! 


“ Dieses’ ist aber unbedingt not- 


. wendig! Denn wenn dies nicht ge- 


schieht, wird das Feld den etab- 
lierten Parteien überlassen, und 
wie bekannt, 
nichts besonderes zu. erwarten. 


..Denn selbst die angeblich konser- 


vativen Parteien haben sich doch 
heute soweit von dem politischen 


. Urspungssinn des Wortes konser- 


‚vativ entfernt, wie die DDR von 
einer demokratischen Republik 
entfernt war! 


Und gerade die derzeitigen Zu- 


stände in Italien mit den albani- 


.schen Flüchtlingen zeigen, was 
- „uns über kurz oder lang auch er- 


wartet. Zwar hat Deutschland 
glücklicherweise keine direkte 
Grenze zu Afrika,von wo wohl 


« die größten Flüchtlingsströme zu 


efwarten sind, doch bildet 
Deutschland dafür aufgrund sei- 
nes komfortabelsten sozialen 
Netzes das Hauptziel dieser Men- 
schenströme und es ist nicht 
schwer, über Ost- und Südosteu- 
ropa nach DERRHlanE zu kom- 
men. 


-* Unmengen selbstsüchti- 
‘* ger Eigeninteressen 


*” Wollen unsere Politiker denn 


wirklich abwarten, bis auf einmal 
auch hier Zustände wie in Bari 


. herrschen, wo sich regelrechte 


-." Straßenschlachten zwischen Si- 


cherheitskräften und albanischen 


- . Flüchtlingen abwickeln? Müssen 


zukünftig denn wirklich von den 
‚westlichen Staaten Grenztrup- 


pen aufgestellt werden, ähnlich 
, . denen in den USA an’der mexika- 


„schwächt. 


nischen Grenze, die notfalls auch 
mit. Waffengewalt gegen Flücht- 


linge vorgehen? Müssen denn. 


wirklich erst Tausende sterben - 
an denen quasi ein Exempel sta- 
tuiert wird —, ehe sich etwas än- 
dert? 


Dies wären wahrscheinlich ‚die 


auf die westlichen Staaten und 
damit auch auf Deutschland zu- 
kommenden Konsequenzen, 
wenn es nicht endlich zu einer — 
zumindest teilweisen - Um- 
schichtung der für Asylanten aus- 
gegebenen Gelder für den wirt- 
schaftlichen Aufbau kommt, 
oder wenn nicht dafür gesorgt 
wird, daß diese Länder ihre in der 
Relation wahnsinnig hohen Rü- 
stungsausgaben zugunsten einer 
vernünftigen Wirtschaftspolitik 
ausgeben. 

Wie sich in der Vergangenheit 
aber herausgestellt hat, sind die 
etablierten Politiker hierzu aber 
nicht in der Lage. Gerade die jet- 
zige Asyldiskussion stellt aber die 
vielleicht einmalige Chance dar, 
bei vernünftigem Vorgehen eine 
starke nationale Kraft, ähnlich 
der Le Pens in Frankreich, auch 
in Deutschland zu etablieren. 


Dazu ist aber vonnöten, daß alle 
Eifersüchteleien und jedes Pöst- 
chengeschachere aufhört: Sicher- 
lich ist es richtig, daß die wirklich 


‚herausragenden Männer auch an 


die Spitze gelangen. Dazu ist 
aber notwendig, daß die Möchte- 
gern-Fritzen, von denen es im na- 
tionalen Lager ebenfalls eine Un- 
menge gibt, ihre selbstsüchtigen 
Eigeninteressen hintenanstellen 
und bereit sind, auch in der zwei- 
ten Reihe an einem Strang mitzu- 


_ ziehen. Denn das einzig Wichtige 


ist das Ziel, und nicht die Perso- 
nen, die das Ziel erreichen. 


Bisher gab es aber in Deutsch- 
land keine Anzeichen, daß eine 
solche Entwicklung sich wirklich 
durchsetzen könnte. Vielmehr 
sieht es auch weiterhin so aus, 
daß jedes Grüppchen weiter vor 
sich hin vegetiert, unverhältnis- 


‚mäßig viel Geld ausgibt und da- 


mit das. nationale Lager 
Was zum Beispiel 
durch in der Sache gleiche, nur in 
der Wortwahl anderslautende 20 
verschiedene Flugblätter oder 
Schriften ausgegeben wird, ließe 
sich mit viel weniger finanziellem 
Aufwand und weitaus größerer 
Effizienz bewerkstelligen, wenn 
alle an der gleichen Strippe zie- 
hen würden. Doch danach sieht 


es leider nicht aus! 
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Uimerziehung 


Probtden 


Aufstand des 


Idealismus! 


Werner Symanek 


De 


Die etablierten Parteien verhalten sich, als sei auf dem endlichen 
Planeten Erde eine unendliche industrielle Produktionssteigerung 
möglich. Von Tag zu Tag verschärft sich die ökologische Weltkrise: 
Rohstoffknappheit, Giftskandale, Tierausrottungen, Flüsse und 
Weltmeere verwandeln sich in Kloaken, und der Mensch droht inmit- 
ten dieser Industrie- und Konsumgesellschaft geistig, seelisch und 


gesundheitlich zu verkommen. 


Wir müssen aufstehen gegen die 
Verwüstung der Natur, gegen die 
Betonierung unserer Landschaft, 


gegen einen Teil der Gesel- 


schaft, der lebensfeindlich gewor- 
den ist. 


Es ist ein Irrtum, daß die jetzige 
Verschwendungswirtschaft das 
Glück und die Lebenserfüllung 
fördere. Im Gegenteil, die Men- 
schen werden immer gehetzter 
und unfreier. In einem begrenz- 
ten Raum ist kein unbegrenztes 
Wachstum möglich. Wir können 
nicht der maßlosen Produktion 
aller Industrien zustimmen, ohne 
dabei Rücksicht auf die ökologi- 
sche Belastbarkeit zu nehmen. 


Ebenso wenig: können wir der 
maßlosen Zuwanderung von 
Ausländern zustimmen, ohne 
Rücksicht auf die soziale, ökono- 
mische und ökologische Kompo- 
nente. Fünf Millionen Ausländer 
bedeuten einige Millionen Ver- 
kehrsteilnehmer sowie fünf Mil- 
lionen Müllproduzenten und 
Energieverbraucher mehr in 
Deutschland. Wir dürfen die 
Tragfähigkeit der Ökosysteme, 
das heißt unsere Lebensgrund- 
lage nicht zerstören. 


Die Sorge um 
das Gemeinwohl 


Schon vor Jahrzehnten, als es 
noch keine Grüne Partei gab, 
setzten sich Kreise für den Le- 
bensschutz ein. Auch jetzt, da die 
Mauer gefallen, Rumpfdeutsch- 
land vereint und Berlin wieder 


die Hauptstadt ist, müssen wir 
uns dem Überleben unseres Vol- 
kes und damit der Erhaltung un- 
sere ökologischen Systeme wid- 
men. 


Es ist Zeit für den Aufstand des 
Volkes gegen seine bedenkenlo- 
sen Verderber. Es ist an der Zeit, 
daß der Bürger den um die 


Pfründe streitenden Parteiencli- . ' 


quen das Heft aus der Hand 
nimmt. Daß er von unten her be- 
ginnt, verantwortungsbewußten - 
Bürgern aus allen arbeitenden 
Schichten die Sorgen um das Ge- - 
meinwohl zu übertragen. 


Auf die Geisteshaltung kommt es 
an, in der die Gemeinschaft ge- 
führt wird. Dies muß eine Hal- 
tung sein, bei der das vordergrün- 
dige und egoistische Profitden- 


‚ ken, der auf die Zukunft gerich- 


teten Erhaltung und Verbesse- 
rung der lebensnotwendigen öko-" 


logischen Grundlagen absolut .. 


unterzuordnen ist. Erst dann 
kann mit einer spürbaren Beseiti- 
gung der Umweltschäden gerech- . ; 
net werden. zu 


Es ist an der Zeit, daß auch Schü- 


- ler und Studenten, die sich noch 


nicht den Kopf haben verdrehen 
lassen, den Aufstand proben ge- 
gen ihre Verderber, die unter 


hochtönenden Phrasen die letzte 


Ernsthaftigkeit des Ausbildungs- 
wesen wegreformieren, gegen 
die Lügner, die schon dem Schü- 


ler sein eigenes Volk vermiesen 


und ihn vorbereiten für das. 


Los des One-World-Massenmen- . 
D 


nee: [SODE- 


schen. 


. Deutschland Deutschland 


Kooperation 
der alten 
SED-Seil- 
schaften 


Hans Baader 


Wer geglaubt hat, daß sich ein Jahr nach der (Teil-)Wiedervereini- 
gung das Problem der ehemaligen SED und Stasi mittlerweile von 
selbst erledigt hat, sieht sich leider getäuscht. Vielmehr versuchen 
sie sich nach einer Zeit der taktischen Ruhe nun wieder zu einer 
schlagkräftigen Truppe zu verbinden und unter neuem Banner den 
Sieg des Kommunismus doch noch zu verwirklichen: 


Nach Erkenntnis der bundes- 
deutschen Sicherheitsorgane 
schließen sich immer mehr ehe- 
mälige Mitglieder der Staatssi- 
....cherheit, der Volkspolizei, der 
„. Nationalen Volksarmee (NVA) 
und der SED - darunter auch 
sehr hohe Ränge - offen und 
heimlich in »Vereinen« und/oder 
Interessenvereinigungen zusam- 
men. Diese Gruppierungen sol- 
len bereits rund 100000 Mitglie- 
der haben - zum Vergleich: die 
Stasi bestand aus etwa 85600 Mit- 
arbeitern -. 


Der - vordergründige - Zweck 
dieser Gruppierungen klingt 
harmlos: Sie sollen ihren Mitglie- 
dern Formulierungshilfe für Kla- 
geschriften geben oder diese von 
sich aus einreichen, um höhere 
‘ Versorgungsbezüge zu erzwin- 
gen. 


Dem wird aber von keiner Seite 
so richtig geglaubt. Ersten Hin- 
-weisen zufolge sollen die dort zu- 
sammengeschlossenen Personen 
noch über riesiges Waffenmate- 
. rial verfügen, daß rechtzeitig zur 
Seite geschafft wurde oder noch 
heute in geschickt getarnten Ver- 
stecken lagert. Vergessen werden 
dürfe aber auch nicht die geballte 
intellektuelle Kraft. Erschwe- 
rend komme noch hinzu, daß die 
alten Seilschaften auch heute 
noch über Kopien der wichtig- 
sten Stasi-Akten verfügen sollen 
und sei es nur die wichtigsten 
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Teile hieraus. Dadurch würden 
sie aber für die »Wendehälse«, 
die ihr Fähnlein früh genug in die 
richtige Windrichtung hielten 
und jetzt Karriere machen, ge- 
fährlich. Von daher könne nicht 
ausgeschlossen werden, daß 
diese gezwungenermaßen in eini- 
gen Dingen mit den Altkommu- 
nisten zusammenarbeiten und 
das Zusammenwachsen West- 
und Mitteldeutschlands erschwe- 
ren werden. 


Nach einem Bericht einer Berli- 
ner Zeitung sollen die bundes- 
deutschen Sicherheitskräfte über 
gesicherte Erkenntnisse darüber 
verfügen, daß der Sturm auf die 
Stasi-Zentrale in Berlin, angeb- 
lich ein Ausdruck »spontanen 
Volkszorns« von der Stasi selbst 
organisiert wurde, um zum einen 
einige verräterische Stasi-Akten 
in Sicherheit zu bringen oder zu 
vernichten und zum anderen be- 
lastendes Material gegen hohe 
westdeutsche Politiker und Ma- 
nager sicherzustellen. 


Vom Stasi zu 
den Skinheads 


Diese Gruppen seien auch aus 
dem Grunde gefährlich, heißt es 
weiter, weil deren bekannte 
Leute bei der derzeitigen Macht- 
konstellation praktisch keine Per- 
spektive mehr haben. Der An- 
reiz, für die alte Sache zu kämp- 


fen, sei damit noch um ein vielfa- 
ches größer als bei den »Wende- 


hälsen«, die jetzt auf.den bestbe- . 


zahlten Pöstchen säßen. Von da- 


her drohe das Abdriften in die ° 


Militanz. In einem konkreten 
Fall konnte jetzt sogar bewiesen 
werden, daß ein ehemaliger infor- 
meller Mitarbeiter der Stasi jetzt 
Chef der Skinheads in einer thü- 
ringischen Stadt sei. 


Damit wurden jetzt von CODE 
bereits vor Monaten exclusiv ge- 
meldete Berichte bestätigt, wo- 
nach sich die rechtsextremisti- 
sche Gewaltszene in den neuen 
Bundesländern hauptsächlich 
aus den alten SED- und Stasigar- 
den konstituiere und unter dem 
Banner des Neonationalsozialis- 
mus die Abscheu vor einem »ka- 
pitalistischen Groß-Deutsch- 
land« schüren und damit eine 
Wende nach links auslösen wolle. 


Auch sollen diese neuen Vereine 
und _Interessensvereinigungen 
sehr engen Kontakt zur SED- 
Nachfolgepartei PDS und deren 
Vorsitzenden Gregor Gysi ha- 
ben. Auch soll sich den Informa- 
tionen zufolge dort eine richtige 
Hierarchie herausgebildet ha- 
ben, bei der die alten stalinisti- 
schen DDR-Bonzen bereits nach 
einem Jahr der vermeintlichen 
Ruhe wieder das Sagen über ihre 
»Bataillone« hätten. Und von ih- 
rem noch massenweise Material 
über die westdeutsche Promi- 


nenz würden sie auch ungeniert . 


Gebrauch machen. 


Hierfür sprechen auch die jüng- 
sten Geschehnisse "rund um 
Schalck-Golodkowski und wie 
sie alle heißen. Es zeichnet sich 
derzeit ab, daß keiner der damali- 
gen ranghohen SED-Funktio- 
näre eine größere Bestrafung be- 
fürchten müßte. Und dies soll 
weitgehend darauf beruhen, daß 
sie gedroht haben sollen, in ei- 
nem anderen Falle das ganze be- 
lastende Material auszustreuen. 
Der erzwungene Rücktritt des 
Baden-Württembergischen Mini- 
sterpräsidenten und CDU-Kron- 
prinzen Lothar Späth sei ein Bei- 
spiel hierfür gewesen, dem täg- 
lich viele anderen folgen könn- 
ten. 


Das neue Ziel 
der PDS 


Eine der wichtigsten Offensiv- 
kräfte sei in den Plänen der alten 
stalinistischen Garde die PDS. 


‚ken Mitgliederschwunds. 


am 


Dies sei auch der Grund, warum 


‘der PDS-Vorsitzende Gysi mit al- 


len ihm zur Verfügung stehenden 

rechtsstaatlichen und ‚ungesetzli- 

chen Mitteln darum Kämpft, das: 
Vermögen der Partei auf jeden 

Fall zu erhalten. Denn die langfri- 

stige Planung sei klar: Demontie- 

rung der bürgerlichen und natio- 

nalen Kräfte und Aufbau eines 

neuen sozialistischen Staates. 


Das Schlimme daran ist, daß sich 
hierbei eine offene oder ver-.: 
steckte Koalition auf Zeit — das 


“ist noch nicht ganz klar - zwi- 


schen der PDS und den interna- 
tionalistischen Kräften gebildet 
hat. Denn beide verfolgen mit 
dem Wunsch nach Zerstörung 
des nationalen Gedankengutes 
das gleiche Ziel, wenngleich sich 
die Wege danach doch zumindest 
in Teilbereichen abspalten. 


Das ist auch der Grund, warum 
die Bundesregierung wider bes- 
seres Wissen nicht aufdeckt, daß 
die sogenannte rechtsextremisti- 


sche Szene in Mitteldeutschland -::, 


weitgehend von den alten SED- 
und Stasi-Garden beherrscht 
wird. Denn bei Bekanntwerden 
könnte dieses dem rechten Lager 
Zulauf bringen - und das darf 
nicht sein, in Deutschland beson- 
ders nicht. 


Das neue Ziel der PDS soll hei- 
ßen, bis zur nächsten Bundes- 
tagswahl 1994 eine linke Koali- 
tionslite zu bilden. Darum 
würde man sich offiziell auch 
eher geläutert geben und jegliche 
Kontakte mit den Alt-Stalinisten 
ablehnen. Denn eines ist auch 


Gysi und Genossen klar: Alleine > 


wird es für die PDS 1994 unmög- 
lich sein, wieder in den Bundes- 
tag einzuziehen. Bundesweit 
könne die Partei kaum über zwei 
bis drei Prozent hinauskommen; 
zu sehr sei man in den Augen vie- 
ler Wähler noch mit der alten 
DDR-Führungsgarde verhaftet. 


Dies sei auch der Grund des star- 
Die 
PDS-Führung soll, wie es weiter 


aus Bonner Kreisen heißt, die Or- .,, 


der ausgegeben haben, daß alle 
Mitglieder, die die PDS nicht als 
eigenständige Partei, sondern 
eben als tatsächliche SED-Nach- 
folgepartei in Verruf bringen 


'könnten, aus der Partei offiziell 


austreten müßten. Damit soll ge- 
genüber der Öffentlichkeit die 
Läuterung vorgetäuscht und 
gleichzeitig eine Koalitionsfähig- 
keit hergestellt werden. 


Geldvermögen 


Ander 
Drei-Billionen 


Marke 


Me ai 


doppelt. Es liegt mit fast 3000 
Milliarden DM inzwischen sogar 


“ höher als das Sozialprodukt eines 


Die Geldsumme ist nahezu unvorstellbar: Die privaten Haushalte in 
den alten Bundesländern besaßen Ende 199% ein Geldvermögen von 
2960 Milliarden DM. Damit hat jeder Bürger im Schnitt rund 47 000 
Mark »auf der hohen Kante«. Noch immer der Renner ist das Spar- 
buch, obwohl ein deutlicher Rückgang verzeichnet wird. Machte 
diese Form des Sparens 1980 noch 33 Prozent aus, so sind es heute 
nur noch 23 Prozent des gesamten Geldvermögens. Dies bedeutet, 
daß sich gut informierte Anleger höher verzinslichen Anlagen zu- 
wenden. So stieg zum Bespiel der Anteil der festverzinslichen Wert- 
. Papiere auf 501 Milliarden oder rund 17 Prozent. 


“ Die Sparneigung der Westdeut- 
schen ist nach dem Tief zu Beginn 
der achtziger Jahre deutlich ge- 


“+ ‚stiegen. Seit fünf Jahren verbes- 


sern sich die Realeinkommen 
und damit auch die Spar-Mög- 
lichkeiten. In Zeiten steigenden 
. Investitionsbedarfs und hoher 
Zinsen wird verstärkt an die Spar- 
freudigkeit der Menschen appel- 


liert. Denn je mehr Geld auf der 


hohen Kante liegt, desto mehr 
Mittel stehen für Investitionen 
zur Verfügung. 


Tatsächlich sind die privaten 


. Haushalte die wichtigsten Liefe- 


ranten von Sparkapital. Im Jahr 
1990 haben die Bundesbürger 
fast 200 Milliarden DM oder 13,3 
Prozent ihres verfügbaren Ein- 
kommens beiseite gelegt. Das. 
sind rund zwei Drittel der Netto- 
Ersparnis in Westdeutschland. 


Damit hat die Sparquote der 
westdeutschen Haushalte den Ni- 
veauverlust der vergangenen 
zehn Jahre nahezu ausgeglichen: 
In den achtziger Jahren zweigten 
: die Bundesbürger von je 100 DM 
Einkommen 12,30 DM ab; in den 
siebziger Jahren waren es im 
Durchschnitt noch 13,50 DM. 


Absolut gesehen hat die Kapital- 
bildung der privaten Haushalte 
in den letzten zehn Jahren be- 
trächtlich zugenommen. Das 
Geldvermögen - also Spargutha- 
ben, festverzinsliche Wertpapiere 
‚und Aktien, Versicherungen so- 
wie. Bausparverträge - hat sich 
zwischen 1980 und 1990 glatt ver- 


ganzen Wirtschaftsjahres. 


Ein zentraler Bestimmungsfak- 
tor der Spartätigkeit sind die rea- 
len Einkommen. Bei steigenden 
Einkommen nimmt die Ersparnis 
meist überdurchschnittlich zu, 
während bei stagnierenden oder 
rückläufigen Einkommen viele 
Menschen ihre Ersparnisse sogar 
auflösen müssen, um den ge- 
wohnten Lebensstandard halten 
zu können. 

Beispiel: Von 1980 bis 1985 stag- 
nierten die Realeinkommen. Pa- 
rallel dazu fiel die Sparquote von 
12,8 Prozent (1980) auf 11,4 Pro- 
zent (1985). Umgekehrt verlief 
die Entwicklung in den letzten 
fünf Jahren: Die Realeinkom- 
men stiegen um stattliche 19 Pro- 
zent - und die Sparquote klet- 
terte um fast zwei Prozent. 


Geldvermögen Ende 1990 ° - 


auf 3 Billionen Mark gewachsen 
Jeder Bundesbürger besitzt im Durchschnitt 


47 000 Mark* 


i Geldanlagen\% 
bei BausparkX 


- Aktien 


" Bargeld, 
Sichteinlagen 


Sonstiges 


-| Sparbriefe, 
Festgelder 


Festverzinsliche 
Wertpapiere 


Geldanlagen 
bei Versicherungen 


Sparbuch - 


3 Bundesverband deutscher Banken. 


230 Mrd. 


385 Mrd. 
501 Mrd. 
640 Mrd. 
678 Mrd 


* alle Bundesländer. | 


Die privaten Haushalte in den alten Bundesländern besaßen Ende 
1990 ein Geldvermögen von 2960 Milliarden DM. Damit hat jeder 
Bürger im Schnitt rund 47000. DM »auf der Hohen Kante«. 


Aber auch Inflation und Sparen 


hängen eng miteinander zusam- - 
men. .Sinkt die Inflationsrate, _ 
werfen die Sparguthaben auch -.: 


nach Abzug der Preissteigerung 
einen positiven Zins ab. Beieiner 
Beschleunigung des Preisauf- 
triebs dagegen müssen die Men- . 
schen ihre Sparanstrengungen 
verstärken, um den Geldwertver- 
lust zu kompensieren. 


Beispiel 1991: Wer derzeit sein 
Erspartes auf einem traditionell 
wenig ertragreichen Sparbuch 
mit gesetzlicher Kündigungsfrist 
anlegt, kommt schnell in die In- 
flations-Klemme. Bei Teuerungs- 
raten von über vier Prozent 
schrumpft nach aller Erfahrung 
das reale Guthaben. 


Je mehr Menschen sich gegen das 
Sparen - und damit für den Kon- 
sum — entscheiden, desto nach- 
haltiger sind die gesamtwirt- 
schaftlichen Folgen. Denn: Ein 
Teil der gesamten Sparleistungen 
der Volkswirtschaft muß dafür 
verwendet werden, den gesamt- 
wirtschaftlichen Abschreibungs- 
bedarf zu decken. Nur die dar- 
über hinausgehende Kapitalbil- 
dung führt zu positiver Nettoin- 
vestition - und schafft auf diesem 
Weg neue Arbeitsplätze. Neue . 
Arbeitsplätze wiederum bringen 


zusätzliche Einkommen und er- - 


höhen die Sparleistung.. 


Dieser Prozeß wird gestört, wenn  ' 


das Geldvermögen lediglich um- 
verteilt wird: So entsteht durch 
die Vererbung von Geldvermö- 
gen keine einzige zusätzliche In- 
vestitions-Mark. 5% 


Auch die staatliche Alterssiche- 
rung kann das private Sparver- 
halten beeinflussen: Durch die 
staatliche Rundumversorgung 
wird die private Altersversor- 


‘gung in den Augen breiter Bevöl- 


kerungsschichten weitgehend 
überflüssig. Bei leistungsmin- 
dernden Einschnitten dagegen 
steigt auch das private Vorsorge- 
sparen, 


Auf das laute Nachdenken über 
die Finanzierbarkeit der Renten- 
versicherungssysteme in der Bun-. 
desrepublik haben die privaten 
Haushalte bereits reagiert: Wäh- 
rend Geldanlagen bei Versiche- 
rungen 1980 erst einen Anteil am 
gesamten Geldvermögen von 
knapp 17 Prozent hatten, waren. 
es zehn Jahre später bereits 22 
Prozent. Do. 
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Banker- 
Journal 


% Argentiniens 
Wirtschaftsplan 
scheitert 


Die argentinische Regierung ver- 
. sucht, vom Internationalen Wäh- 
rungsfonds (IWF) einen Über- 
brückungskredit in Höhe von 1,2 
Milliarden Dollar zu bekommen, 
aber das Wirtschaftsprogramm, 
‚von dessen Erfolg der IWF-Kre- 
dit abhängt, befindet sich in gro- 
Ben Schwierigkeiten. Der von Fi- 
nanzminister Domingo Cavallo 
im vergangenen März bekanntge- 
gebene »Konvertierungsplan« 
legte eine strenge Parität zwi- 

. schen dem Dollar und der Lan- 
deswährung, dem Austral, fest. 
Cavallo versprach seiner Zeit, 
kein Geld drucken zu wollen, 
falls es nicht zu 100 Prozent durch 
ausländische Reserven gedeckt 
werde. Jetzt scheint er diesen 
Plan aufgegeben zu haben. 


‘Da er nicht in der Lage ist, den 
vom IWF geforderten monatli- 
. chen Überschuß von 300 Millio- 
nen Dollar. aufzubringen, war Ca- 
vallo gezwungen, weitgehend auf 
Reserven zurückzugreifen, um 
die Auslandsschuld abzuzahlen 
und die Hartwährungsreserven 
durch auf Dollar ausgestellte aus- 
ländische Obligationen, soge- 
“nannte Bonex, zu ersetzen. In- 
-nerhalb einer Woche stieg der 
Anteil der Bonex-Obligationen 
an den Reserven von 131 Millio- 
nen Dollar auf 411 Millionen Dol- 

. lar an. 


Argentinische Experten sagen, ' 


der Gebrauch von Bonex stelle 
eine »gefährliche Tendenz« dar, 
gleichbedeutend mit dem Druk- 
ken von Geld; und genau das 
wollte Cavallo doch, wie er sagte, 
niemals tun. Dies bedeutet, daß 
. der Plan des Ministers und sein 
.Verspreehen, die Wirtschaft vor 
den Kongreßwahlen im Oktober 
=zu stabilisieren, in Gefahr ist. 
Viele Wirtschaftswissenschaftler 
sagen voraus, daß bis Oktober 
nur 70 Prozent, der sich im Um- 
lauf befindlichen Australs, von 
Hartwährungsreserven gedeckt 
“sein werden, und bis Dezember 
werde dieser Prozentsatz auf 50 
Prozent fallen. _ D 
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 ANC betont 
Notwendigkeit 


zur Elektri- 
fizierung 


Der African National Congress 
(ANC) wird »sich akut dessen be- 
wußt, daß das Wirtschaftswachs- 
tum zu einem Großteil von Fort- 
schritten in der Technologie vor- 
angetrieben wird«, sagte Valli 
Moosa auf der ersten Konferenz 
des ANC über Wissenschaft und 
Technologie. 


Moosa meinte, der ANC be- 
trachte die Elektrifizierung we- 
gen der Gesundheitsprobleme, 
die sich aus Holzrauchverschmut- 
zung in den Townships ergeben, 
als Priorität, und er rechne da- 
mit, daß elektrische Beleuchtung 
die Leute in die Lage versetzen 
wird, abends zu studieren. Doch 
die mit der Eelektrifizierung ver- 
bundenen Probleme seien fian- 
zieller Natur. 


Es wurden auf der Konferenz 
auch Besorgnisse über den rück- 
Jläufigen Anteil des Bruttosozial- 
produkts Südafrikas, der für For- 
schung und Entwicklung ausge- 
geben wird, laut, und die Konfe- 
renz drang auf eine Verpflich- 
tung, einen bestimmten Prozent- 
satz des Bruttosozialproduktes 
für Forschung und Entwicklung 
zu verwenden. 


Die Konferenz beschäftigte sich 
auch mit dem Mangel an.wissen- 
schaftlichen und technischen Ar- 
beitskräften in Südafrika und de- 
ren rassische Zusammensetzung. 
Professor C.C. Mjojo, Vorsitzen- 
der des Network of African 
Scientific Organizations (Netz 
afrikanischer. wissenschaftlicher 
Organisätionen) erklärte, die 
Versuche, afrikanische Staats- 
oberhäupter von der Bedeutung 
von Wissenschaft und Technolo- 
gie für die Entwicklung des afri- 
kanischen Kontinent zu überzeu- 


gen. Er habe bereits den Präsi-. 


denten Daniel Arap Moi von Ke- 
nya dazu überredet, ein Gipfel- 
treffen von 16 führenden Persön- 
lichkeiten einzuberufen das sei- 
nen Schwerpunkt auf diese Frage 
legen soll. Mjojo setzte hinzu, 
seine Organisation erwarte vom 
ANC ein Signal, daß dieser Ge- 
spräche‘ mit südafrikanischen 
Wissenschaftlern aufnimmt. . DI 


_Sowjetischer 


Wirtschaftsmi- 
nister preist 
europäisches 


. Modell 


Der inzwischen abgelöste sowje- 
tische Wirtschaftsminister Wladi- 
mir Schtscherbakow sagte, daß 
sowjetische Reformen nicht dem 
»streng kapitalistischen Modell 
der Vereinigten Staaten« folgen, 
sondern vielmehr von der histori- 
schen Erfahrung der »westeuro- 
päischen Sozialdemokratie« und 
der sozialen Wohlfahrtsstaaten, 
wie sie durch Deutschland und 
der Schweiz veranschaulicht wer- 
den, profitieren werden. Er sprach 
vor einer internationalen Konfe- 
renz in Cranz-Montana, Schweiz, 
über Ost-West-Probleme. 


Zur gleichen Zeit verteidigte der 
sowjetische Parlamentarier Vik- 
tor Alksnis in einem Interview 
das. System der Planwirtschaft 
und wies die Politik der Liberali- 
sierung zurück. 


Alksnis sagte, daß eine radikale 
Marktwirtschaft bis Ende des 
Jahres bis zu 30 Millionen - eine 
Million allein in Moskau - ar- 
beitslos machen werde. Eine ra- 
dikale Reform, die dem explosi- 
ven Sozialpotential keine Auf- 


merksamkeit schenkt, müsse da- . 


her direkt zurückwiesen werden. 


Die Sowjetunion braucht eine 
starke Regierung, möglicher- 
weise mit der Macht, Notmaß- 
nahmen durchführen zu können, 
und einen starken Staatssektor, 
der nach einem Plan vorgeht, 
sagte er. Es könne seiner Ansicht 
nach auch einen eingeschränkten 
Marktwirtschaftssektor geben, 
der mit liberalen Methoden ope- 
riert. O 


Tschechische 
Lebensmittel 
für sowjetisches 
Ol 


Tschechische Lebensmittel für 
sowjetisches Ol, sowie: Exporte 
von Industrieprodukten aus der 
Tschechoslowakei in die UdSSR, 
sind derzeit zwischen den beiden 


x 


Regierungen im Gespräch. Der : 
tschechische Vizepräsident Pavel. 
Rychetsky meinte auf einer Ver- 
anstaltung in Wien, daß die Tsche- + 
chen niemals in der Lage wären, 
sowjetisches Öl auf der Basis von 
harter Währung zu kaufen, noch 
könnten die Sowjets ihre Schul- * 
den in Höhe von fünf Milliarden = 
Dollar an die Tschechoslowakei ;; 

zurückzahlen. 


Indessen wird die extreme Ab- 
hängigkeit der tschechischen .;' 
Wirtschaft von sowjetischen Roh- ° 
materialien, die nach 1945 zu- 
standekam, trotz der Bemühun- 
gen der Tschoslowakei, Zugang 
zu westlichen Rohmaterialien zu .: 
bekommen, weiterhin bestehen 
bleiben, erklärte Rychetzky. 


Andererseits ist die Tschechoslo- .. ; 
wakei der größte Gläubiger der, : 
Sowjetunion in Osteuropa. Liefe- 
rungen von überschüssigen Le- 
bensmitteln aus der Tschechoslo 

wakei im Austausch gegen Rohöl‘ 
aus der Sowjetunion würde der 
tschechischen Wirtschaft helfen, _; 
die in diesem Jahr benötigten 14: . 
Millionen Tonnen Ölzubekomm- 
nen. en 


Für Arafat ist 
Washington . 
das neue Rom 


Der Vorsitzende der Palestine Li- °"" 
beration Organization (PLO) Ja- : 
sir Arafat erhob in einem Inter- :._: 
view mit der jordanischen Zei- 
tung »Sawt Al Shab« den Vor- - 
wurf, die »neue Weltordnung« 
der Bush-Regierung. sei eine 
Neuauflage der Politik des Römi- _ 
schen Reichens. 


»Die arabische Nation steht jetzt 
vor einer Reihe von neuen Tatsa- 
chen, die von der Neuen Weltord- 
nung repräsentiert werden«, 
sagte Arafat. »Die Vereinigten ‚ 
Staaten führen die Neue Weltord- 
nung an, wie Rom es in der Ver- 
gangenheit getan hat. Sie verges- 
sen jedoch, daß Spartakus ein Pa- 
lästinenser war und das Christus 
und seine Jünger ebenfalls Palä- 


- stinenser waren.« 


Arafat setzte hinzu: »Hätte es * 
nicht die grenzenlose US-- Unter- 
stützung auf wirtschaftlicher, po- 
litischer, diplomatischer, finan-: - 
zieller und informativer Ebene 
gegeben, dann wäre Israel wohl 
kaum in der Lage,den Konsensus 


En 


N 


der Völkergemeinschaft heraus- 
zufordern, die Besetzung palästi- 
nensischer und arabischer Ge- 
biete und seine Verbrechen, Mas- 


: saker und Menschenrechtsverlet- 


zungen in den besetzten Gebie- 
ten, ganz zu schweigen von seiner 
immer wiederkehrenden Aggres- 
sion gegen den südlichen Lib- 
anon und gegen die Palästinen- 
ser-Lager sowie libanesischen 
Dörfer, fortzusetzen.« OD 


Das Überleben 
Afrikas steht 


- auf dem Spiel 


Der südafrikanische Außenmini- 
ster Pik Botha sprach in einem In- 


 terview mit dem Johannesburger 


Fernsehnetzwerk über eine In- 
itiative des Präsidenten Willem 
de Klerk in bezug auf einige afri- 
kanische Länder. Der Präsident 
kehrte kürzlich von einer Reise 


‚nach Kenya zurück, und aus In- 


formationen aus Johannesburg 


- geht hervor, daß er bald Ägypten 


"% besuchen wird. 


»Was von Bedeutung ist«, sagte 


. Botha »ist die Auswirkung von 


Aids auf Afrika. Für alle. diese 


"wichtigen Gebiete werden wir 


nicht nur planen, sondern auch 
regionale Entscheidungen. tref- 
fen: müssen. Ein gemeinsamer 


: » Plan wird Europa und den USA 


“ sowie Japan vorgelegt werden 


müssen. Südafrika kann diesen 


‘Gebieten helfen und Teil des Pro- 


testes sein, den Afrika erheben 
muß, um zu überleben. Wir reden 
vom. Überleben Afrikas. 


Wir treten in eine Phase ein, die, 
glaube ich, nur wenige Menschen 
in Südafrika für möglich gehalten 


. haben. Wir befinden uns in einer 


. jetzt Bedingungen, 
. Afrika, daß sie gewisse demokra- 
- tische Bedingungen erfüllen sol- 


: Lage, in der wir die Länder Afri- 


kas: gegen die Verletzung der 
Menschenrechte verteidigen müs- 
sen. Der Westen, Europa, stellen 
sogar für 


‚ len: Mehrparteiensysteme, Un- 


‚..abhängigkeit ihrer Gerichtswe- 
sen..Es gibt aber afrikanische 


- Länder, die diese Bedingungen 


zur Zeit nicht erfüllen können; 


. sie werden in eine Ecke gedrängt. 


Das ist unvernünftig:« 


Nach dem südafrikanischen Vor- 


‘schlag soll Agypten ein nördli- 


cher Brennpunkt der Wirtschafts- 


entwicklung sein, und dann Nige- 


ria im Westen, Kenya im. Zen- 
trum und Südafrika im Süden. 
OD 


Washington 
unterstützt 
äthiopische 
Kommunisten 


Die Bush-Regierung wies Ersu- 


chen um politische Unterstüt- 
zung seitens einer echt demokra- 


tischen : äthiopischen Opposi-: 


tionsgruppe zurück und unter- 
stützte. dagegen eine stalinisti- 
sche-albanische komnunistische 
Gruppe, die Popular Front for 
the Liberation of Tigre (PFLT), 
weil letzte »die Kanonen hat«, 
behauptet der französische Wis- 
senschaftler Gerard Prunie in ei- 
nem Kommentar in »Le Monde« 
unter der Überschrift »Die Neue 
Weltordnung in Addis Abeba«. 


Laut Prunier herrscht die PFLT- 


Truppe jetzt in Addis Abeba unter 
dem Decknamen »Ethiopian Pe- 
oples Revolutionary Democratic 
Front« (EPRDF). Die Gruppe 
habe ihre Bewunderung für Sta- 
lin und den Kommunismus nie- 
mals verhehit und stehe der De- 
mokratie völlig feindlich gegen- 
über. Die EPRDF ist nämlich 
eine seltsame Art »föderative« 
Gruppe von Gegner der alten 
Mengistu-Diktatur, die den 
Zwecken der stalinistischen Ti- 
ger-Guerillas dient, aber nichts- 
destoweniger haben. die USA ihr 
den Schlüssel zur Macht ausge- 
händigt. 


Was wenig bekannt ist, schreibt 
Prunier, ist, daß in Athiopien die 
Anfänge einer demokratischen 
Opposition vorhanden sind. Sie 


-hat nur. wenige Waffe, schließt 


sich aber politisch unter dem Na- 
men Coalition of the Democra- 
tric Forces of Ethiopia (CODFE) 
zusammen. Sie bringt Neo—Mo- 
narchisten mit altgedienten lin- 
ken Zivilisten zusammen, die 
vom Mengistus Regime eingeker- 
kert worden waren, und hat viele 
Einzelpersonen, die in Athiopien 
weiterhin geachtet werden in ih- 
ren Reihen. Bei jeder normalen 
freien Wahl würde die CODFE 
einen Großteil der äthiopischen 
Bevölkerung hinter sich scharen. 


‚Ungeachtet dessen habe Washing- 
ton ihr den Zugang zu »Verhand-' 


lungen« verweigert. 


Prunier schreibt: »Die Erklärung . 


für diese amerikanische Blind- 


heit scheint von einer ruhigen 
Überheblichkeit herzurühren.« 
Überall in Äthiopien, schreibt er 
weiter, »bereiten sich demokrati- 
sche Kräfte darauf vor, sich dem 
zu widersetzen, was sie als das 
Hervortreten einer neuen Dikta- 
tur erachten. Die Gefahr sei na- 
türlich ein Szenarium & la Soma- 


lia und die Implosion des Staates , 


in völlige Anarchie, mit.der einzi- 
gen Alternative eines stalinisti- 
schen Regimes, das dilletantisch 
versucht, die typischen Metho- 


den des Internationalen Wäh- 


rungsfonds (TWF) zu erlernen.« 


Chinesische 
Kommunisten 
fördern 
Bindungen an 
Moskau 


Deng Xiaoping führte das Zen- 
tralkomitee der Chinesischen 
Kommunistischen Partei bei der 
Formulierung einer neuer Strate- 
gie mit Schwerpunkt auf freundli- 
che chinesisch-sowjetische Be- 
ziehungen an, berichtete die 
Hongkonger Zeitung »Cheng 
Ming«. Mit dieser Strategie soll, 
mit den chinesisch-sowjetischen 
Beziehungen im Kern, ein neuer 
sozialistischer »Allianz-Ring« 
gebildet werden, der die Volks- 
republik China, die UdSSR, Viet- 
nam, Nordkorea und die Mongo- 
lei umfassen soll. .Die Beziehun- 
gen zum Westen, besonderes Ja- 
pan, werden darauf konzentriert, 
die größtmögliche Wirtschafts- 


hilfe zu erhalten. 


Die Siantenie werde sowjetische 
Hilfe zur Modernisierung der chi- 
nesischen Wirtschaft beinhalten, 
»Cheng Ming« berichtete, derso- 
wjetische Verteidigungsminister 
Dimitri Jasow - inwischen abge- 
setzt- habe während seines Besu- 


ches in Peking angeboten, China 


eine große Anzahl der aus Osteu- 
ropa abgezogenen »fortschrittli- 
chen« Waffen zu günstigen Prei- 
sen zu verkaufen - falls China die 
Transportkosten trägt. Chinesi- 
sche Artilleriesoldaten. werden 
auch zur Ausbildung in die So- 
wjeunion geschickt. Die Sowjets 
werden auch SU-27 Jäger an 
China verkaufen, der erste Trans- 
fer sowjetischer Militärausrü- 
stungnach China in 30 Jahren. 


Vulkan auf 
Philippinen 
bedroht US- 
Militärbasen 


Die Vereinigten Staaten brachten - 
wegen der Ausbrüche des Mont 
Pinatubo 20000 Angehörige des 
US-Militärpersonals aus den 
Philippinen heraus und verringer- 
ten die amerikanischen Militär- 


.präsenz dort ganz drastisch. Die 


Naturkatastrophe stellt die Zu- 
kunft der amerikanischen Mili- : 
tärstützpunkte 'bei Clark Field 
und Subic Bay in Frage: 


Die Evakuierung wird einen völ- 
ligen Abzug der USA aus den 
Philippinen sehr erleichtern, 
wenn ein neuer Vertrag über die 
Stützpunkte vom US-Senat nicht 
ratifiziert wird, weil die USA sich 
weigern den. Forderungen der 
Philippinen nach Entschädigung 
nachzukommen. Clark Fieldund .: 
Subic Bay sind derzeit die größ- 

ten Militäreinrichtungen ander 
halb der USA. m} 


Vatikan 
für Japans 


. Auffassung . 


von Profit 


Die jüngste Enzyklika des Pap- 
stes. befürwortet die »Gemein- 
schaft-Unternehmen«-Einstel- _ 
lung hinsichtlich des Kapitalis- 
mus »Made in USA«, sagte An- 
gelo Caloia, Präsident des Mana-  : 
gements der Vatikan—-Bank. j 
Als italienischer Professor für 
Wirtschaft und Spezialist für Ent- 


‚wicklungspolitik sagte er, die En-. . Ri 


zyklika suggeriere, daß ein Be- 
trieb nach Gewinn streben sollte, 
nicht nur um höhere Dividenden 
zu zahlen oder seine Position auf 
dem Aktienmarkt zu verbessern. 
Er sollte vielmehr den Gewinn. 
sorgfältig kultivieren, weil er 


»die Hilfsmittel für die Kontinui- - :: 
. tät. des Betriebes enthält. Unsere . 


Auffassung von einem Geschäfts-: ; - 

unternehmen kommt dem japani- 
schen Modell näher als dem ame- 
rikanischen. Es ist die Idee eines 
Gemeinschaftsunternehmens, 


das Güter produzieren und .: 


gleichzeitig . die Übereinstim- 
mung aller an der Produktion Be- 
teiligten stärken kann« DD 
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BCCI- BCCI-Bank 


Das Haus 
der Spione 


Warren Hough und Lawrence Wilmot 


US-Prsäsident Geieie Bush wird von hochstehenden politischen 
Beratern bedrängt, die Ernennung von Robert Gates zum neuen Di- 
. rektor des CIA fallenzulassen, bevor neue Beweise, die den langjäh- 
rigen Meisterspion mit einem explosiven internationalen Bankskan- 
‚dal in Verbindung bringen, an die Öffentlichkeit durchsickern. 
CODE erfuhr dies exklusiv aus kenntnisreichen Kreisen an der Wall 


Street und auf Capitol Hill. 


Der ehemalige Customs Com- 
missioner (Ministerialbeamter 
für Zölle) William von Raab und 
ein weiterer Vollstreckungsbeam- 
‚ter sagte zu Untersuchungsbeam- 
ten des amerikanischen Senates, 
daß Gates 1988, als er als stellver- 

. tretender Leiter des CIA diente, 
. die Untersuchung eines Falls von 
Drogengeldwäsche in der Bank 

. ‚of.Credit and Commerce Interna- 
'tional (BCCI), ein 22 Milliarden 
Dollar: schweres weltweites Fi- 
nanzkonglomerat, behinderte. 


Der CIA 
benutzte die Bank 


° Abu Dhabis Herrscherfamilie al- 
Nahyan, die Regierung von Abu 
. Dhabi und die Abu Dhabi Invest- 


ment Authority besitzen zusam- 


men 77 Prozent von BCCI. 


Unter Behauptungen der Presse 

. über Betrug, Betrügereien, ge- 
heime Transaktionen und Riesen- 

-verluste wurden die Büros der 
BCCI Anfang Juli dieses Jahres 
in.den meisten der 68 Länder, wo 
sie Filialen oder Tochtergesell- 

‚schaften unterhielt, geschlossen 
und versiegelt. | 


“ 


Der Skandal löste unter einer 
Reihe von Regierungen - die 
USA, Israel, Italien, Großbrita- 
nien und einige Golfstaaten - , 
deren Geheimdienste in die Ge- 
schäfte dieser üblen Bank ver- 
wickelt waren, hinter den Kulis- 
‘sen ein heftiges Gerangel aus, er- 
fuhren unsere - diplomatischen 
. Korrespondenden aus gut infor- 
mierten Kreisen der UNO. Vom 
CIA zum Beispiel ist bekannt, 
daß er das weltweite Netzwerk 
der BCCI benutzt hat, um Gel- 
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der, zum Mossad, Israels Ge- 
heimdienst, zu schleusen, nicht 
nur von seinen eigenen »schwar- 
zen« Konten, sondern aus ölrei- 
chen arabischen Staaten, die 
keine Papierspur oder öffentliche 
Akten über derartige umstrittene 
Auszahlungen hinterlassen woll- 
ten. 


Prinz Bandar, Saudi-Arabiens 
einflußreicher Botschafter in den 
USA, wurde von William Casey, 
seinerzeit Leiter des CIA und so- 
mit unmittelbarer Vorgesetzter 
von Gates, bedrängt. Wie berich- 
tet wird, subventionierte Prinz 
Bandar damals einige gemein- 
same _CIA-Mossad-Unterneh- 
mungen mit über 30 Millionen 
Dollar an verdeckten Geldern, 


“"»saniert« und ausgezahlt durch 


verborgene BCCI-Kanäle, be- 
richteten erfahrene Golf-Diplo- 
maten in vertraulichen Gesprä- 
chen. 


Transaktionen der. 
saudischen Monarchie 


Es gab viele Gründe dafür, diese 
Transaktionen unter strenger Ge- 
heimhaltung abzuwickeln, denn 
»zu Hause, in der arabischen 
Welt, hätte es einen erheblichen 
Wirbel über jeden Bericht dar- 
über gegeben, daß die saudische 
Monarchie mit dem israelischen 
Geheimdienst zusammenarbei- 
tete«, sagt Professor Daoud Gar- 
zian, ein Nahost-Gelehrter, der 
derzeit an der New Yorker Uni- 
versität an einem Buch über den 
Golfkrieg schreibt. 


Außerdem waren einige der ge- 
meinsamen Mossad-CIA-Opera- 
tionen, die von Bandar finanziert 


wurden, »Schläger-Verträge« 
(contract hits) unter Einschluß 
der Rekrutierung von örtlichen 
Schlägern zur Ermordung von 
fundamentalistichen islamischen 
Führern im Nahen Osten, erfuh- 
ren wir aus seit langem vertrau- 
ten diplomatischen Kreisen der 
UNO. 


Was das Schlimmste von allem 
ist, einige der Millionen, die der 
israelische Geheimdienst aus sau- 
dischen Bestechungsfonds und 


.anderen Golf-Quellen erhielt, 


wurden durch die BCCI gewa- 
schen und anschließend zur Cen- 
Trust Bank, Miamis größtes - 
und 'hemmungslosestes — Spar- 
und Darlehenszentrum, geleitet, 
erfuhren wir aus diesen Kreisen. 


Krimineller 
Milliardär-Spekulant 


CenTrust, im vergangenen Jahr 
durch amerikanische Bundesbe- 
amte beschlagnahmt, wurde fast 
durch die ganzen achtziger Jahre 
hindurch von David Paul, einem 
Milliardär und Spekulanten, ge- 
leitet, gegen den zur Zeit wegen 
mutmaßlicher finanzieller Unre- 
gelmäßigkeiten strafrechtliche 
Ermittlungen laufen, der von Be- 
kannten als lebenslanger Dop- 
pel-Loyalist bezeichnet wurde. 


Die über BCCI nach CenTrust 
transferierten geheimen Gelder 
wurden dem Mossad zur Verfü- 
gung gestellt, der Anfang 1987 
damit begann, sie anzuzapfen, 
um seine verdeckten Stationen in 
Lateinamerika, darunter Pa- 
nama und Kolumbien, zu finan- 


‚zieren. Dort unterliefen die Dro- 


gen-Deals und: die von israeli- 
schen Agenten geleiteten Todes- 
schwadrone die Drogen-Strate- 
gie der Bush-Regierung, was zum 
Mord an zahlreichen kolumbiani- 
schen Beamten führte und hart 
mit den Bemühungen amerikani- 
scher Gesetzesvollstreckungs- 
mannschaften in der Region in 
Konflikt geriet. In diesen Jahren 
wurde die BCCI, das, was ein Un- 
tersuchungsbeamter des ameri- 
kanischen Senats »die größte 
Heißgeld-Wäscherei der Welt« 
und eine mit betrügerischer Ab- 
rechnung getarnte ' Brutstätte 
von Unter-dem-Tisch-Geschäf- 
ten nannte. Aufsichts- und Geset- 
zesvollzugsbehörden in den USA 
und anderen führenden Ländern, 
wo die Unterwelt-Bank ihre Ge- 
schäfte tätigte, waren jedoch ih- 
ren. vielen Gesetzesübertretun- 


gen in Amerika gegenüber blind. 


Selbst als die BCCI 1988 von ei- ° 


ner Spezialmannschaft des Cu- 
stoms Department ‘ (Zollbe- 
hörde) bei der Wäsche von Dro- 
gengeldern auf frischer 'Tat er- 


wischt wurde, kam sie mit einem ° 


»Schlag auf die Finger - eine Mi- 


£. 


nimalgeldstrafe von 14 Millionen 


Dollar und ein Versprechen sich .. 


zu bessern«, davon, erinnerte 
sich der Fahnder des US-Senats. 


Der Verlust 
der Immunität 


Scheich Zayed bin Sultan al-Na- 


hyan, der Herrscher von Abu 
Dhabi, ließ in den vergangenen 


Monaten die . erstaunliche 


Summe von zwei Milliarden Dol- : 


lar in die BCCI fließen, bestätig- 


ten unsere Informanten. Aber.- :* 


der Scheich, der ein altmodi- 


scher, aufrechter arabischer Prinz ; , 
ist, bestand darauf, daß die Bank 

alle ihre Verbindungen zu frem- 
den Geheimdiensten, vor allem : 


zum Mossad und dessen Verbün- 


deten, den CIA, kappen sollte. - 


Als ihre vielen Verbindungen zu 


diesen mächtigen Spionagedien-* : 
sten zerschnitten wurden, verlor. 
die BCCI plötzlich ihre schein- ° 


bare Unverwundbarkeit und Im- 


munität gegen strafrechtliche 
Verfolgung. Beamte der Auf- 
sichtsbehörden und Fahnder star-" .' 
teten in USA und Großbritan-. 


nien eine gemeinsame Razzia. 
Ein Blick auf die betrügerischen 


und verzerrten Konten hatte fast 


überall die sorfortige Schließung 


ihrer weltweiten Zweigstellen - : 


zur Folge, außer in Pakistan, wo 


die BCCI ursprünglich von einer . 


Gruppe von asiatischen und ara- 
bischen Finanziers gegründet 


wurde, und in Nigeria, wo Regie- _ 


rungsbeamte, die in unlautere 


Geschäfte der Bank verwickelt‘ 


sind, eine Garantie der Zentral- 
bank für ihre Einlagen bekamen. . 


Die BCCI ist verschwunden, 
sagte Garzian zum Schluß, »aber 


die vielen ‚gesetzlosen und mör- _ 


derischen Operationen, die sie 
mit gewaschenem Geld zu finan- 


‚zieren pflegte, gehen unvermin- 


dert weiter. Um eine wirkliche 
Razzia auf das Bankwesen der 


- Unterwelt durchzuführen, müßte 
Kongreß. 


der amerikanische 
schon eine Untersuchung nicht 
nur gegen die BCCI, sondern ge- 
gen alle ihre geheimen Kunden 
durchführen«. 
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"BCCI-Bank 


Banker sind 
heilige Kühe 


C.Gordon Tether 


Wie weit werden Regierungen in diesen korrupten Zeiten gehen, um 
- den internationalen Bankern über die Köpfe ihrer eigenen Bürger 
hinweg freie Hand zu lassen? Nun, noch weiter als Sie vielleicht ge- 
dacht haben. Die Banker sind echte heilige Kühe. Nachstehend die 
erschütternden Einzelheiten über nur eines derartiger Beispiele. 


‘Als die Bank of Credit and Com- 
merce International (BCCI) erle- 
. ben mußte, daß ihre Tätigkeit 
kürzlich durch eine noch nie da- 
gewesene Aktion der Zusam- 


:.. menarbeit von Zentralbanken zu 
- einem dramatischen Ende kam, . 


‚Yperierte sie in etwa 70 Ländern, 


"darunter einige - wie das Verei- 
. „.nigte Königreich - die internatio- 


“ nale Finanzzentren der Spitzen- 
liga betrieben. 


Des Rätsels 
Lösung 


Das Erstaunliche daran ist je- 
doch nicht die Rücksichtslosig- 
keit, mit der die Entscheidung, 
der BCCI Einhalt zu gebieten, in 
.. die Tat umgesetzt wurde. Es ist 
“die Tatsache, daß eine Institu- 
tion, die offensichtlich überall in 
der Welt Amok lief, dies so lange 
- tun durfte, als schon offensicht- 
“ ‚lich wurde, daß sie mit den Gel- 
dern ihrer Kunden Schindluder 


Fi - trieb. 


Des Rätsels Lösung ergibt sich 


fraglos aus der Art und Weise, in 
der es dem Bankwesen gelang, 
das Beamtentum überall in der 


: - Welt dazu zu bringen, es so zu be- 


handeln, als habe es den Status 
einer heiligen Kuh. Dieser Status 
verlieh dem Bankwesen einen 
hohen Grad an Immunität gegen 


"alle Formen des behördlichen 


Eingreifens — auf nationaler und 
internationaler Ebene - , ganz 
gleich, welche Politik sie betrieb, 


- „und welche Verfahrensweise 'sie 


„ anwandte, wie unwürdig diese 
auch immer gewesen sein mögen. 


“" Alsdie Bank von England, die als 
Sprecherin für das gemeinsame 
' „Vorgehen der Zentralbanken ge- 
«©. gen die BCCI fungierte, den Be- 
“.... ginn des Angriffs verkündete, er- 


klärte sie, daß ein derartiger 
Schritt nur dann unternommen 
werden könne, wenn Beweise für 
Missetaten innerhalb der Ge- 
richtsbarkeit eines Aufsehers vor- 
gelegt worden sind. 


Die Spur 
der Missetaten 


Die Realität ist jedoch, daß die 
ICCI, die sich praktisch im Besitz 
eines Scheichs am Persischen 
Golf befand, viele Jahre lang 
eine Spur von Missetaten hinter- 
lassen hatte, die selbst dem ama- 
teurhaftesten Detektiv. derma- 
Ben ins Auge stechen mußte, daß 
sie im Verhältnis zu einem ange- 
messenen Kodex des Bankver- 
haltens völlig indiskutabel war. 


Schon 1987 steckte die BCCI mit- 
ten in einem großen Finanzskan- 
dal in Kenya. Dies und die wach- 
sende Besorgnis im Zentralbank- 
wesen über die undurchsichtige 
Art und Weise, in der die BCCI 
ihre Geschäfte betrieb, führte an- 
schließend zur Bildung eines 
»college of regulators«. (Kolleg 
von Aufsichtsbeamten) durch die 


Zentralbanken der Länder, in de- 


nen die BCCI ihre größte Prä- 
senz hatte. 


Nicht lange danach wurde der 
amerikansiche Arm der Bank we- 
gen der Wäsche von etwa 32 Mil- 
lionen Dollar Drogengeld im 
Auftrag .der lateinamerikani- 
schen Mafia des illegalen Dro- 
genhandels verurteilt. Dann er- 
folgte 1990 die Entdeckung, daß 
die BCCI zehn Jahre Eigentüme- 
rin einer der größten Banken in 
Amerikas eigener Hauptstadt 
war - eine Enthüllung, die dazu 
führte,. daß das Federal Reserve 
Board sie unter Druck: setzte, 
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BCCI-Bank 


Banker sind 
heilige Kühe 


ihre amerikanischen Betriebe 
samt und sonders zu schließen. 
Die Geschichte der Missetaten 
dieser Bank erreichte zu Beginn 
dieses Jahres einen weiteren — 
noch nachhaltigeren — Höhe- 
punkt. 


Beweise für 
schweren Betrug 


Dies war als Beweise für Betrug 
so ernsthafter Natur auftauch- 
ten, daß sich die Bank of England 
gezwungen sah, einen Untersu- 
chungsbericht über das Verhalten 
der BCCI bei einer international 
anerkannten Mannschaft von 
Buchprüfern in Auftrag zu ge- 
ben. 


Erst als nach Beendigung dieser 
Untersuchung eindeutig bestä- 
tigt worden war, daß die BCCI 
jahrelang eine Bank innerhalb ei- 
ner Bank betrieben hatte, zudem 
einzigen Zweck, »betrügerische 
Tricks anzuwenden, um der Bank 
als Ganzes weiterhin ein kernge- 
sundes Aussehen zu verleihen«, 
entschied das Beamtentum, daß 
es nicht länger tatenlos zu- 
schauen konnte. 


Aber die Tatsache, daß so lange 
eine so offenkundig ungerechtfer- 
tigte Zurückhaltung an den Tag 
gelegt wurde, hatte zur Folge, 
daß die Kunden der Bank viel 
größere Verluste erlitten als not- 
wendig gewesen wäre. 


Was das Verbrechen noch scheuß- 
licher erscheinen läßt, ist, daß die 
Öffentlichkeit die ganze Zeit hin- 
durch ermutigt wurde, zu glau- 

ben, daß alles in Ordnung war, 
durch die Tatsache, daß die BCCI 
immer noch auf den amtlich ge- 
prüften Listen von Banken in den 
Ländern, in der sie ihre Ge- 
schäfte tätigte, aufgeführt war. 
Im Falle Englands zum Beispiel 
war ein Großteil des Geldes, das 
in den letzten Skandal hineinge- 
zogen wurde, von den Finanzab- 
teilungen von Stadt- und Kreisre- 
gierungen und dergleichen in den 
Monaten hinterlegt worden, in 
denen die Anfang dieses Jahres 
ernannte Untersuchungskommi- 
sion ihren Bericht erstellte. 
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Wie ist die Tatsache zu erklären, 
daß die Heiligkeit von Bankinsti- 
tuten als so unverletzlich erachtet 
wurde, daß die Regierungen von 
in finanziellen Dingen erfahre- 
nen Ländern Institutionen, die 
fremden Interessen gehören, ge- 
statten, ihre eigenen Bürger auf 
eine derart verheerende Art und 
Weise mit Füßen zu treten? Das 
scheint praktisch unerklärlich zu 
sein. Und doch ist die BCCI-Af- 
färe weit davon entfernt, das ein- 
zige Beispiel der schändlichen 
Art und Weise zu sein, in der das 
Prinzip der heiligen Kuh funktio- 
niert. 


Die Regierungen haben 
die Dinge schleifen lassen 


In den siebziger Jahren wurden 
dem internationalen Bankwesen 
freie Zügel gelassen, sich in eine 
große Kreditexpansion in der 
Dritten Welt zu stürzen. Die 
Folge davon war, daß die Länder 
die die Zielobjekte dieses rabia- 
ten Vorgehens waren, so schwer 
gelähmt waren, daß ihnen im ver- 
gangenen Jahrzehnt jeder wirt- 
schaftliche Erfolg verwehrt 
wurde, eine Situation die wahr- 
scheinlich für die verbleibende 
Zeit des laufenden Jahrhunderts 
Bestand haben wird. 


Kaum weniger relevant ist die 
Art und Weise, in der dem Bank- 
wesen gestattet wurde, seine Ent- 


regulierung durchzuführen, da- 
durch, daß es in den fortschrittli- 
chen Ländern gewaltige Vorstöße 
zur Erweiterungen des Kredit- 
rahmens unternahm. 


Indem die breite Öffentlichkeit 
dazu angespornt wurde, übermä- 
Bige Darlehen aufzunehmen, um 
den Verbrauch zu finanzieren, 
den sie sich eigentlich gar nicht 
leisten konnte, trug das Wach- 
stum dieses Geldverkehrs sehr 
viel dazu bei, regierungsseitige 
Bemühungen, die Inflation in 
Grenzen zu halten, zunichte zu 
machen. 


Dadurch, daß viele Leute mit 
Schulden zurückblieben, die sie 
nicht bewältigen konnten, lei- 
stete diese Politik einen mächti- 
gen Beitrag zu den Prozessen der 
Wirtschaftsflaute, die im vergan- 
genen Jahr weltweit Besorgnis er- 
regten. 


Das alles läuft darauf hinaus, daß 
die einzige Kraft, die in der Lage 
ist zu verhindern, daß sich die 
Banken wie Feinde des Volkes 
verhalten, sich selbst in einer der- 
art beflissenen Art und Weise die 
Hände gebunden hat, daß sie ge- 
nau das nicht tun kann. Und nie- 
mand sollte sich zudem Glauben 
verleiten lassen, daß man sich auf 
die Banken verlassen kann in die 
Bresche zu springen, indem sie 
sich selbst in geeigneter Weise 
disziplinieren. 


Beispiel für die »heilige« Insti- 
tution der Banker: Jakob Fug- 
ger (links vor dem Kamin) über- 
gibt fällige Wechsel seines 
Schuldners Karl V. dem Feuer. 


In der gleichen Woche, in der die 
ganze Ungeheuerlichkeit des 
BCCI-Skandals voll ans Tages- 
licht kam, wurde der Präsident 
der Ferderal Reserve Bank von 
New York dazu auserwählt, den 
Vorsitz über das Committee on 
Banking Supervision (Ausschuß 
zur Überwachung des Bankwe- 
sens), einer Versammlung von 
Zentralbankern, die als »der 
oberste Wachhund des internatio- 
nalen Bankwesens bezeichnet 
wird, zu übernehmen. 

Da diese Körperschaft schon all 
die Jahre hindurch, als die Ban- 
ken die oben beschriebenen 
schwersten Sünden begingen, auf 
dem Schauplatz des Geschehens 
war, kann man sehen, wie weit 
den öffentlichen Interessen 
durch eine solche Wachhundtätig- 
keit wirklich gedient wird. [ii 
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BCCI-Bank 


Die Schlüssel- 
rolle von 
George Bush 
und Saddam 
Hussein 


Peter Blackwood 


Die Medien des Establishments unternehmen alles Mögliche, um 
Präsident Bushs Schlüsselrolle in dem BCCI-Bankenskandal zu ver- 
-tuschen. Sollte die volle Wahrheit jemals ans Tageslicht kommen, 
würde Bush mit Sicherheit strafrechtlich verfolgt und wegen seiner 
Beteiligung an geheimen, ungesetzlichen, internationalen Ge- 
schäftsabkommen mit dem irakischen Diktator Saddam Hussein ins 


Gefängnis wandern. 


Wie der Chicagoer Journalist 


Sherman Skolnick auf der 
Grundlage geheimer Gerichtsdo- 
kumente herausgefunden hat, 
haben sich Präsident Bush und 
der irakische Diktator Saddam 
Hussein Gewinne aus Ol vom 
Persischen Golf in Höhe von 250 
Milliarden Dollar, die durch die. 
skandalumwitterte Bank of Cre- 
dit und Commerce International 
(BCCI) geschleust wurden, mit- 
einander geteilt. 


BCCI ist das in Luxemburg an- 
sässige Banken-Imperium, das 
weltweit mit Drogenwäsche und 
einer Vielfalt von anderen gehei- 
men Deals, darunter die mit dem 
CIA - deren Leiter George Bush 
einst war — in Verbindung ge- 
bracht wird. 


Die Zeitungen sind jetzt voll von 
dem unerwartet aufgetretenen 
BCCI-Skandal und einige der be- 
deutendsten Namen in Politik, 
Wirtschaft, Spionage und Verbre- 
chen sind mit dieser internationa- 
len Bank verbunden. 


Bisher ist die Verwicklung des 
amerikanischen Präsidenten in 
den Bankenskandal nicht ein ein- 
ziges Mal erwähnt worden. Die 
Fakten über Bushs Verwicklung 
in den Skandal wurden in Ame- 


rika erstmals landesweit in der 
abendlichen Talk-Show unserer 
Schwesterzeitung »The Spot- 
light« in »Radio Free America« 


. mit Gastgeber Tom Valentine be- 


kannt. 


Es handelt sich um 
private Transaktionen 


Valentines Gast war der erfah- 
rene Nachforscher Sherman 
Skolnick, der Bushs Verwicklung 
in einen Skandal untersucht hat, 
der seinerzeit für die Weltpresse 
kaum von Interesse zu sein 
schien. Nach Skolnicks Auftreten 
in der Talk-Show wurde eine Nie- 
derschrift des Interviews veröf- 
fentlicht. Inzwischen steht die 
Geschichte auf den ersten Seiten 
der großen Zeitungen, die über 
den BCCI-Skandal berichten. 


CODE druckt daher das Inter- 
view mit Skolnick in dieser Aus- 
gabe ab. Dieses Interview enthält 
die erschütternden Ergebnise sei- 
ner Untersuchung der verdeck- 
ten einträglichen Geschäfte des 
amerikanischen Präsidenten. 

Skolnick: »Die Massenmedien 
lassen eine Menge Details in der 
Berichterstattung aus. Wenn al- 
les ans Tageslicht kommt, wer 
wird dann wohl die Folgen tragen 
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Der Drogrammierte 
Untergang 


der europäischen 
Nationen 
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'  BCCI-Bank 
Die Schlüssel- 
rolle von 
George Bush 

. und Saddam 

- Hussein 


: müssen? Das ist die große Frage, 
die verhindert, daß Wahrheit her- 
auskommt. 


Was in der Berichterstattung un- 
terschlagen wurde, sind die Ge- 
schäftsverbindungen der BCCI 
und einer Schwesterbank mit den 
Deals zwischen unserem Präsi- 
denten George Bush und Sad- 
dam Hussein und anderen. 


Dies sind keine Geschäftsab- 


. schlüsse von Regierung zu Regie- 


rung. Es handelt sich um private 
. Transaktionen zwischen Bush als 

Einzelperson und Saddam als 

Einzelperson - Geschäftsab- 
“ schlüsse die sich auf Milliarden 
von Dollar belaufen.« 


»Jetzt hat das House Banking 
Committee (Ausschuß des Re- 
präsentantenhauses für das 
Bankwesen) unter seinem sehr 
mutigen Vorsitzenden, den Abge- 
‘ordneten Henry Gonzales, . be- 
reits festgestellt, daß die BCCI 
Schnittstellen und Verflechtun- 
gen mit der Banca Nazionale del 
Lavoro (BNL) hat. BNL ist die 


. größte Bank Italiens. Sie unter- 


hält fünf Zweigstellen in den Ver- 
einigten Staaten. Die Geschäfte 
zwischen Bush und Saddam wur- 
den über diese beiden Banken 
abgewickelt.« 


 Skolnick berichtete, daß er am 


10. Mai 1991 der einzige Journa- 


list war, der'einer Anhörung über 


einen beim amerikanischen Bun- 


desgerichtshof anhängigen Fall 


beiwohnte, der den BCCI-Ban- 
kenskandal unmittelbar berührt 
und der Dokumente enthält, die 
„ besagen, daß Bush und Saddam 


private geschäftliche Abkommen 


getroffen haben. 


“Es handelt sich hierbei um Fall 


Nr. 90 C 6863: »The Peole of the 
State of Illinois ex rel Willis C. 
Harris vs the Board of Governors 
of the Federal Reserve System« 
(»Das Volk des Staats Illinois im 
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Verhältnis zu Willis C. Harris ge- 
gen das Direktorium der Bundes- . 
zentralbank«). Der Fall steht zur 
Zeit im US-Court of Appeals for 
the Seventh Circuit of Chicago 
(Bundesberufungsgericht) an. 


Skolnick sagt: »Der Fall befaßt 
sich mit Aufzeichnungen der Fi- 
liale der BNL in Chicago, die das 
House Banking Committee zu 
bekommen versucht, und die sich 


. auch im Besitz des Federal Re- 
serve Board (Fed) befanden. 


Die Aufzeichnungen belegen pri- 
vate Transaktionen in Höhe von 
250 Milliarden Dollar an Öl- 
geld-Prozenten aus der gesamten 
Golfregion, die Saddam Hussein 
ausgezahlt wurden. 


Ölgeld-Prozente in 
Milliarden-Höhe 


Das Federal Reserve Board 
wollte die Zustimmung des Kon- 
greßabgeordneten Gonzales, 
diese Unterlagen niemals in ir- 
gendeinem seiner Kongreßbe- 
richte verwenden zu wollen. Er 
durfte sich die Aufzeichnungen 
lediglich anschauen. Aber der 
Kongreßabgeordnete weigerte 
sich, den Eid zur Geheimhaltung 
zu unterzeichnen, den die Fed 
von ihm verlangte. 


Nach der Anhörung am 10. Mai 
sagte ich zu den Anwälten, daß 
ich erfahren hätte, worum es sich 
bei den Aufzeichnungen handelt. 
Ich legte diese riesigen Privatge- 
schäfte zwischen Bush und Sad- 
dam. genau dar. Die Anwälte 
meinten: >Mr. Skolnick, Sie ha- 
ben: völlig recht«. Die Anwälte 
sagten, daß, weil der Kongreßab- 
geordnete Gonzales den Eid. zur 
Geheimhaltung nicht unterzeich- 
nen wollte, die Wahrheit über die 
geheimen Abmachungen in Zu- 
sammenhang mit diesen Deals 
zwischen Bush und Saddam her- 
auskommen werde. 


Einer der Anwälte sagte: »Nun, 
das ist richtig.« 


Er sagte: »Sie sollen wissen, daß 
dies Non-Bank-Aufzeichnungen 
sind, die das Justizministerium 
nicht freigeben will.« 


Der Ausdruck »Non-Bank-Auf- 


zeichnungen« ist ein Euphemis- 
mus für Bankaufzeichnungen, 


die eine Bank nicht freigeben _ 


will. Dies bezieht sich auf gewal- 
tige Summen eines ‚Geschäftes 


2 iihien Bush und Saddam, die 


man nicht freigeben will. 

Zehn Jahre lang war Sadilim 
Hussein der angeheuerte Schlä- 
ger am Persischen Golf. Die öl- 
produzierenden Länder der 
OPEC mußten 25 Prozent des 
Betrages, den sie von den westli- 
chen Ölgesellschaften bekamen, 
an Saddam zurückgeben, und das 
Geld lief durch die Bank. Ol im 
Wert von bis zu einer Billion Dol- 
lar aus der Golfregion wurde von 
1980 bis 1990 in den Westen gelie- 
fert. 


Von diesen Ölgeschäften erhielt 
Saddam Prozente in Höhe von 
250 Milliarden Dollar - arran- 
giert von George Bush und Olffir- 
men wie Pennzoil, die mit Bush 
in Verbindung stehen (Bush ist ei- 
ner der Gründer von Pennzoil). 


Saddam teilte diese Prozente von 
den. Olgeschäften mit George 


Bush und anderen. 


Der oben erwähnte Chicagoer 
Gerichtsfall kam vor ein aus drei 
Richtern bestehendes Berufungs- 
gericht. Wir fanden heraus, daß 
einer der Gehilfen der Richter In- 
formationen durchsickern ließ, 
wonach einer der-Richter darauf 


‚gedrungen habe, die Aufzeich-' 


nungen freizugeben. Die Frei- 
gabe dieser Aufzeichnungen 
würde aber George Bush ins Ge- 
fängnis bringen, einfach so. 


Das Justizministerium setzte 
dann Gerüchte in die Welt, die 
besagten, daß gegen eines der 
Mitglieder des Berufungsgerichts 
Untersuchungen eingeleitet wor- 
den seien, und zwar nach Fällen 
von Bestechung in anderen Ge- 
richtsfällen. Wir wissen über 
diese anderen Fälle Bescheid. 


Das Justizministerium will je- 
doch nur, daß diese Informatio- 
nen über die Bestechungsfälle be- 
kannt werden, um das Beru- 
fungsgericht zu erpressen, die 
Dokumente, die sich auf Bush 


- und Saddam beziehen, nicht frei- 


zugeben.« Soweit Skolnick. 


Skolnick gab auch bekannt, daß 
er in seiner Untersuchung Bemü- 
hungen sogar innerhalb des 
House Banking Committee 
selbst, Gonzales’ Untersuchung 
des Bush-Saddam-BCCI-Skan- 
dals zu sabotieren, genau festle- 


‚gen werde. 


Er sagte: »Einer meiner Kontakt- 
personen sprach mit Mr. Gonza- 


les, und es hat den Anschein, als 


ob der Kongreßabgeordnete und 
sein Sekretär über diese Sabo- " 
teure informiert. seien. Es wird 


tatsächlich Sabotage gegen sie 
betrieben.« 


Die größte Steuerhinter-: 
ziehung in der Geschichte 


»Von Seiten des Senats wird. die ‘ 


Untersuchung ebenfalls behin- 


dert. Am 13. Juni wies das »Wall 


Street Journal« darauf hin, daß 
Senator John Kerry-der den Fall 
BCCI untersucht - Vorsitzender 
des Democratic Senate Cam- 
paign Committee (Wahlausschuß 


der Demokratischen Partei für = 


die Senatswahlen) geworden ist, 


der großzügige Beiträge von der 


BCCIbekomme. Hier geht etwas 
Ungeheuerliches vor sich. 


Dies ist die dritte Untersuchung, u“ 


die von District Attorney (Staats- “ 


anwalt) Morgenthau aus Manhat- 
ten geleitet wird. Die Schlüssel- 


aufzeichnungen, die Bush wegen 


seiner Deals mit Saddam und No: 


riega belasten, befinden sich in. 


Händen der Bank of England, 


die,-wie wir bereits berichteten, = 
dabei ist, alle diese BCCI-Filia-. _ 


len pfänden zu lassen. 


Dies ließe sich folgendermaßen. fi 


erklären: Einerseits versucht 
man, die Sache Bush zuliebe zu 
vertuschen, andererseits will 
man diese Aufzeichnungen dazu 


benutzen, das Weiße Haus unter . 


Bush zu erpressen. Jeder mag 
sich die Erklärung aussuchen, 
mit der er am besten leben 
kann.« 


»Ich weiß nicht, ob eine ehrliche 
Untersuchung seitens der Regie- 
rung zustandekommen wird, da 
die einzige wirklich ehrliche Un- 
tersuchung, durchgeführt von 


‘Mr. Gonzalez, von Leuten in sei- 


nem Ausschuß sabotiert wird. 


Es ist, 'nebenbei bemerkt, be- 
zeichnend, daß das im Zusam- 
menhang ‚mit der sogenannten 


Oktober-Überraschung und den _ 


Iran-Contra-Skandalen an den 
Iran gezahlte Geld durch BCCI 
und BNL geschleust wurde. Des- 
wegen ist das Ganze ein Ausrei- 
Ber-Skandal. 


Dieser Fall läuft auf die größte 
Steuerhinterziehung in der Ge- 
schichte hinaus, und George 
Bush würde höchstwahrschein- 


lich ins Gefängnis wandern. « D. 
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BCCI-Bank 


Das Geschäft 


mit den 


Prozenten 


Sollte Präsident George Bush strafrechtlich verfolgt werden, weil er 
geheime, ungesetzliche internationale Geschäftsabkommen mit 
dem irakischen Diktator Saddam Hussein getroffen hat? Dies war 
das herausfordernde Thema einer Sendung von »Radio Free Ame- 
rica«, die unsere Schwesterzeitung »The Spotlight« ausstrahlte. 


Gastgeber war Tom Valentine. 


Valentines Gast war der erfah- 
rene Nachforscher Sherman 
Skolnick aus Chicago, der Bushs 
Verwicklung in einen aufkeimen- 
den Skandal, den die Medien des 
Establishments völlig außer Acht 
gelassen haben, untersucht hat. 
Skolnick kann über das Citizens 
Committee to Clean Up the 
Courts (Bürgerausschuß zur Säu- 
berung der Gerichte), 9800 
South Oglesby, Chicago, Illinois, 
erreicht werden. Skolnick wurde 
am 6. August 1991 von »Radio 
Free America« interviewt und 
gab dabei Einzelheiten bekannt. 
Nachstehend eine redigierte Nie- 
derschrift des Interviews mit 
Skolnick. Valentines Fragen sind 
in Fettdruck, Skolnicks Kom- 
mentare in Normaldruck wieder- 
gegeben. 


Der inzwischen zum Präsidenten 
aufgestiegene ehemalige Präsi- 
dent des CIA George Bush hat 
einige Leichen im Keller, nicht 
wahr? 


Skolnick: Die Presse hat, ohne 
zuviele Einzelheiten verlauten zu 
lassen, berichtet, daß in den letz- 
ten fünf Jahren Ollieferungen in 
der Größenordnung von 200 Mil- 
liarden Dollar aus dem Irak in 
den Westen gegangen sind, und 
daß Saddam Hussein Prozente in 
Höhe von fünf Prozent davon ab- 
gesaugt habe. Das sind zehn Mil- 
liarden Dollar. 


Die Presse hielt es zu keinem 
Zeitpunkt für angebracht, zu er- 
wähnen, wer sonst noch an die- 
sen Prozenten beteiligt war. Es 
war niemand anders als Saddams 
Partner in privaten Geschäften: 
George Herbert Walker Bush. 


US-Präsident George Bush, ehemaliger CIA-Chef, wird im Zu- 


ford später in diesem Rundfunk- 
Interview. 


Die Bank ist auch in die Finanzaf- 
fären des ehemaligen Präsiden- 


-ten Jimmy Carter und seines 


Freundes und einstigen Leiters 
der Haushaltsabteilung, des Ban- 
kiers Bert Lance, verwickelt. 


Einige der Einzelheiten über die 
Demokraten, die in dieser gan- 
zen Affäre verwickelt waren, wur- 
den zum Beispiel im »Wall Street 
Journal« in seiner Ausgabe vom 
3. Mai veröffentlicht. 


Während des Wahlkampfes für 
die Präsidentschaftswahlen im 
Jahre 1988 war die BCClI eine der 
Hauptfinanziers des Wahlkamp- 
fes von Michael Dukakis. 


sammenhang mit dem BCCI-Skandal beschuldigt, umfangreiche 
Privatgeschäfte mit Manuel Noriega und Saddam Hussein ge- 


macht zu haben. 


Sie machen Scherze, nicht wahr? 


Skolnick: Nein, ich beweise Ih- 
nen dies Schritt für Schritt. Ein 
Großteil des Geldes lief über die 
Bank of Credit and Commerce 
International (BCCI). Diese 
Bank wurde in den siebziger Jah- 
ren gegründet mit Startgeld von 
der Bank of America, deren 
Großaktionäre die Rothschilds 
von Chicago, Paris, London und 
der Schweiz sind. 


Ein Direktor einer BCCI-Hol- 
dinggesellschaft, der First Ameri- 
can Bank in Washington, ist 
Clark Clifford - ehemaliger Ver- 
teidigungsminister und führende 
Persönlichkeit der Demokrati- 


schen Partei —. Mehr über Clif- 


Akten über Geschäfte 
von Bush mit Noriega 


Was geschah mit der BCCT? 


Skolnick: Am Wochenende des 
Columbus Day im Jahre 1988 
wurden auf Betreiben des Wei- 
ßen Hauses unter Reagan BCCI- 
Einrichtungen in den Vereinigten 
Staaten, darunter ihre Filiale in 
Chicago, gepfändet. Es wurde 
behauptet, die BCCI sein in Dro- 
gengeldwäsche verwickelt. Die 
BCCI operiert in 73 Ländern und 
hat 400 Zweigstellen. BCCI fi- 
nanzierte die Demokratische Par- 
tei in den Vereinigten Staaten 
und leitete Deals für Republika- 


ner außerhalb der USA in die 
Wege. 


Warum ging das Weiße Haus un- 
ter Reagan und Bush gegen die 
BCCI vor? 


Skolnick: Es standen zwei Ab- 
sichten hinter der Pfändung der 
Chicagoer Filiale: 


Erstens, um die Finanzierung des 
Dukakis-Wahlkampfes zu stop- 
pen, so daß Dukakis in den noch 
verbleibenden Wochen seines 
Wahlkampfes von 1988 kein Geld 
für Fernsehwerbung zur Verfü- 
gung haben würde. Zweitens, um 
die Aufzeichnungen in der Chica- 
goer Filiale über Prozente an 
Saddam Hussein, die George 
Bush wegen seiner gemeinsamen 
Geschäfte mit dem irakischen 
Diktator belasten, sicherzustel- 
len, und zu unterdrücken. 


Ich weise noch auf etwas anderes 
hin: Die gleiche Bank besitzt Ak- 
ten über gemeinsame Geschäfte 
zwischen General Manuel No- 
riega, dem ehemaligen Diktator 
von Panama, und George Bush. 


Sie haben herausgefunden, daß 
es auch eine Verbindung zu einer 
Zweigstelle der BCCI in Florida 
gibt? 


Skolnick: Ja, im Januar 1990 
hatte der Bundesanwalt in Tampa 
ehemalige Spitzenbeamte der 
BCCI-Filiale in Florida vor Ge- 
richt. Sie kamen mit einem Klaps 
auf die Finger und einer kleinen 
Geldstrafe davon. 


Das ist der Grund: Sie sagten 
dem Justiziministerium, daß, 
falls sie ins Gefängnis müßten, 
sie Dokumente von ihrer Bank 
besäßen, die beweisen, daß Ge- 
orge Bush Privatgeschäfte mit ei- 
ner Reihe von Diktatoren, darun- 
ter nicht nur Saddam Hussein 
und Noriega, sondern auch an- 
dere, über ihre Bank abgewickelt 
hat. 


Interessant daran ist, daß die 
Aufzeichnungen der Florida-Fi- 
liale der BCCI nicht beschlag- 
nahmt wurden, sondern die der 
Zweigstelle in. Chicago. Der 
Grund dafür ist darin zu sehen, 
daß der Großteil der zehn Milliar- 
den Dollar an Prozenten für Sad- 
dam Hussein über die Chicagoer 
Zweigstelle lief. 


Dies ist fast mit Sicherheit auch 
der Grund, warum das Justice - 
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” . Department nicht daran interes- 

‚siert ist, Anklage gegen die Chi- 
cagoer Bankiers zu erheben. Sie 
können nämlich die gleiche Dro- 
hung gegen Bush erheben, wie es 
die Bankiers in Florida getan ha- 

: ben. Das Justizministerium be- 

“schlagnahmte die Akten der 
Zweigstelle in Chicago nicht nur 
um den Dukakis-Wahlkampf zu 
schädigen, sondern um die ge- 
meinsamen Geschäfte zwischen 
Bush und verschiedenen Diktato- 
ren zu vertuschen. 


. Der Anwalt wurde aus 
dem Gericht verwiesen 


Eine andere Bank, die Banca Na- 
zionale del Lavoro (BNL) ist 
auch in diese Deals verwickelt. 
Ihre Chicagoer Tochtergesell- 
schaft besitzt auch Akten über 
diese Deals. f 
Hat sich nicht der Kongreßabge- 
ordnete Henry Gonzalez mit die- 
ser Angelegenheit befaßt? 


“ Skolnick: Der Abgeordnete Gon- 
zalez, Vorsitzender des House 

.. Banking -Committee, war schon 
‘ ‚dabei, diese Unterlagen über 
; eine förmliche Ladung zu be- 
° schlagnahmen. 


“ Am 28. Dezember 1990 beschlag- 
-  nahmte jedoch ein Bundesrichter 
“in Chicago, Brian Duff, derin die 
Federal Reserve Bank verwickelt 
ist, diese Akten und jagte Gonza- 
lez’ Anwalt aus dem Gericht, be- 
schimpfte ihn und sagte, er ver- 
halte sich »wie ein acht Zentner 

‚ ‚schwerer Gorilla«. 


Der Richter ordnete an, daß 
. Gonzalez keine der Akten, die er 
“schon hatte, verwenden durfte, 

und daß er die anderen Doku- 

mente zurückgeben müsse. 


: . Das geht alles aus den Gerichts- 
akten hervor. Es handelt sich um 
den Fall das Volk des Staates Illi- 
nois im Verhältnis zu William C. 

. Harris gegen das Direktorium 

: der Bundeszentralbank (Federal 

»,.. Reserve System). Das Aktenzei- 

chen ist Nr. 90 C 6863. 
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Hier haben wir zwei ausländische 
Banken; die in Chicago operie- 
ren, die an diesen Deals beteiligt 
waren. 


In wieweit ist Bush in diese Deals 
verwickelt? 


Skolnick: Dies ist technischer Na- 
tur, so haben Sie bitte Nachsicht 
mit mir: Saddams Ol wurde anTe- 
xaco versandt. 1985 verkündete 
ein Geschworenengericht in Te- 
xas auf Betreiben von Pennzoil 


.das härteste Schadensersatzurteil 


in der amerikanischen Ge- 
schichte gegen Texaco. Die 
Firma Pennzoil behauptete, Te- 
xaco habe sie bei einem Deal mit 
Getty Oil geschädigt. 


Der Nutzen für 
George Bush 


Wem gehört Pennzoil? George 
Bush und seinen Freunden. Eini- 
ges von diesen Dingen kam am 4. 


-März 1991 in einem Nachruf in 


der »Chicago Tribune« heraus. 
Er bezog sich auf »George Bush 
und seinen Partner William 
Liedtke jun. und Liedtkes Bru- 


der«. Er lautete: »Mitte der fünf- 


ziger Jahre taten sich die Gebrü- 
der Liedtke mit dem damaligen 


- Ölgeschäftsmann Bush und John 


Overbee zusammen, um die Ge- 
sellschaft Zapata Petroleum Co. 
zu gründen. Und anschließend 
gründeten sie Pennzoil«. 


Jeder weiß über Bush und Za- 


pata Oil Bescheid, aber kaum 
über seine Verbindung zu Pennz- 
oil. 


Skolnick: Texaco legte beim 
Obersten Gericht von Texas Be- 
rufung ein. Dieses hielt das Ur- 
teil aufrecht, lehnte es aber ab, es 
zu überprüfen. Danach standen 
in einigen Teilen des Landes Be- 
richte in der Presse, daß die Rich- 
ter am Obersten Gericht »kor- 
rupt« seien. Die Firma Texaco 
ging vor das Oberste Gericht, 
weil ihr gesagt worden war, man 
habe eine »Sicherheitsleistung« 


- von bis zu 12 Milliarden Dollar 


gestellt. Dies wäre die größte Si- 
cherheitsleistung in der Weltge- 
schichte gewesen. 


Bush setzte das Supreme Court 
unter Druck - sagen wir es so, 
wie es ist -, Bush korrumpierte 
das Oberste Gericht damit dieses 
Texaco kein Rechtsmittel einräu- 
men sollte. Glauben Sie mir, 
Rechtsgelehrte kratzen sich ver- 


wirrt an den Kopf, aber es be- 


steht kein Zweifel darüber, was 
geschehen ist. 


Inwiefern zog Bush aus diesem 
Urteil Nutzen? 


Skolnick: Als Folge davon geriet 
Texaco unter die Beherrschung 
und Überwachung von Pennzoil. 


Woher sollen die Prozente für 
Saddam Hussein gekommen 
sein? Sie stammten aus den Deals 
zwischen Texaco und seinen Toch- 
tergesellschaften, die Öl aus dem 
Irak kauften. Daher kommen die 


200 Milliarden Dollar und fünf 


Prozent davon, das sind zehn Mil- 
liarden Dollar. 


Es geht kein Weg daran vorbei, 
daß Bush von diesen Prozenten ' 


gewußt haben muß, die er offen- 
sichtlich überwachte. Was die 
Prozente betrifft, so ist etwas dar- 
über veröffentlicht worden. Das 
»Wall Street Journal« berichtete 
in seiner Ausgabe vom 29. No- 
vember: »Beamte der IRS (Inter- 
nal Revenue Service, amerikani- 
sche Steuerbehörde) sagen, An- 
gestellte der BNL haben bei die- 
sen Deals 290000 Dollar an Pro- 
zenten von Saddam Hussein er- 
halten.« 


Eine Reihe schwerer 
Beschuldigungen 


Über die Art dieser »Deals« wird 


in dem Artikel nichts gesagt. Of- 
fensichtlich handelt es sich bei 
einigen dieser Deals um diejeni- 
gen, in die Bush verwickelt war. 


So wie ich das verstehe; ist dies 
ein Fall der Aktenfälschung und 
Behinderung der Rechtspflege. 
Mit welchem Recht setzt das 
Weiße Haus das Oberste Gericht 
unter Druck, um Texaco zu Gun- 
sten von George Bush und seiner 
Firma Pennzoil zu schädigen. 


Dies sind aber schwere Beschuldi- 
gungen? 


Skolnick: Lassen Sie mich einen 
Schritt weitergehen. In den letz- 
ten Wochen versuchte die Presse 


die ganze Schuld für die Noriega- 


Deals und für die Saddam-Deals 


- auf Clark Clifford abzuwälzen. 


Ich habe mehrere Informanten 


befragt, die Clifford und seine 
Frau kennen. Seine Frau geht 
weinend bei Freunden umher 
und klagt, ihr Mann stünde kurz 


davor, vom Weißen Haus ver 
klagt zu werden; und daß dieses 
ihm was anhängen wolle, um zu 
verhindern, daß Bush selbst ins 
Gefängnis muß. 


Ich weiß nicht, ob Clark Clifford 
ein Engel ist oder nicht, aber ich ° 


weiß, daß es Unrecht ist, diesal- 
les Clifford anzulasten und ihn 
ins Gefängnis zu sperren, ofine > 


daß Bush ihm dorthin folgt. Man 
versucht, es so aussehen zu las- 


sen, als seider BCCI-Skandal ein - 


Albatroß der Demokratischen‘ 


Partei und will das Kreuzfeuer # | 


auf Clifford lenken. 


Ich sage dies alles nicht leichtfer- 
tig. Ich sage, daß es für die Unter- _ 
suchungsschwurgerichte eine so- - 


lide Grundlage gibt, George 
Bush unter Anklage zu stellen. ' 


Wenn Sie mich fragen, so gibt es: 


hierzulande nur eine unabhän- 


gige Ausgangsbasis, und das sind :.. 


die 


Untersuchungsgeschwore- :' 


nen. Wenn es dort irgendwelche de 


Untersuchungsgeschworene 


gibt, die zuhören, hier haben sie " 
eine gute Gelegenheit. Sie brau- .. 


chen garnicht auf den Obersten 


Richter oder den Staatsanwalt zu % 


warten. Unsere Untersuchungs- 
geschworenen können 
Macht einsetzen, um diese Trans- 


ihre 


aktionen, die sich da angesam-" 


melt haben und in die Bush, No- . 
riega und Saddam samt und son- : 


ders mit BCCI und BNL verwik- 


.kelt sind, zu untersuchen. Es gibt 


genug Beweise, um Bush straf- ° 


rechtlich zu verfolgen. 


Schweigen wegen 
Staatsinteressen? 


Stand irgendetwas darüber in der 


Presse des Establishments? 


Skolnick: Am 25. März 1991 
räumte das »Wall Street Journal« 
ein, daß ein Großteil von Sad- 


dam Husseins Prozente durch die " 


BCCI gelaufen seien, aber das 
Blatt ging offensichtlich nicht auf 
Einzelheiten ein, obwohl es gute 


Reporter hat, die diese Dinge ° 


hätten ausgraben können. Wenn 
ich sie ausgraben konnte, dann 
hätten sie das auch tun können. 


Was wird der Abgeordnete Gon- - 
zalez in der ganzen Sache unter- 


nehmen? 


Skolnick: Ich habe auch mit meh- 


reren Kreisen gesprochen, die . 


Gonzalez nahestehen, und sie 


. « E Es 
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sagten, : dieser ziehe. in Erwä- 
gung, vor den Kongreß zu treten 
und zu verlangen, daß das Justiz- 
ministerium wegen dieser Pro- 
zente an: Saddam Hussein, die 
über die BCCI und die BNL lie- 
fen, von denen Bush wußte und 
die von seinen Finanzinteressen 
in jenen Ölgesellschaften arran- 
giert wurden, eine Anklage er- 
hebt. 


Gonzalez’ engste Freunde sagen 
das Einzige, was den Kongreßab- 
geordneten daran hindern 
könnte vor den Kongreß zu tre- 
ten und auf Anklage gegen Bush 
zu drängen, sei, daß das Weiße 
Haus sich auf eine Art »Staatssi- 
cherheits«-Angelegenheit beru- 
fen könnte, in die die beiden Ban- 
ken verwickelt seien. 


Die »October Surprise« bezieht 
sich auf weit verbreitete und sich 
immer mehr verdichtende Be- 
hauptungen, die besagen, daß 


die Reagan-Bush-Wahlkampf- 


mannschaft von 1980 - und Bush 
selbst - in geheime, illegale und 
verräterische Verhandlungen mit 
der feindlichen Regierung des 
Irans verwickelt waren: nämlich, 
daß die Iraner amerikanische 
Geiseln so lange festhalten soll- 
ten, bis die Reagan-Bush-Mann- 
schaft den noch im Amt befindli- 
chen Präsidenten Jimmy Carter 
beisseiner Kandidatur zur Wieder- 
wahl geschlagen haben würden. 


Skolnick: Die Geiselhaltung 
durch den Iran war bei den Wah- 
len zur Präsidentenschaft von 
1980 einer der Hauptfaktoren 
und trug schließlich zu Carters 
Wahlniederlage bei. Die Geiseln 
wurden tatsächlich erst genau in 
dem Augenblick freigelassen, als 
Reagan im Januar 1981 zum Prä- 
sidenten vereidigt wurde. 


Reden wir einmal über diese Aus- 
schußuntersuchungen bezüglich 


der Bank of Credit: and.-Com- 
merce International (BCCI) und 
die im Zusammenhang mit der 
Oktober-Überraschung : abge- 
schlossenen Details. 


Skolnick: Der erste Ausschuß ist 
der Unterausschuß des Senats für 
Drogen und Terrorismus unter 
dem Vorsitz des Senators John 
Kerry. Sein Untersuchungsaus- 
schuß soll drei Jahre lang und län- 
ger gegen die BCCI ermittelt ha- 
ben. 


Mein Informant, der diesem Aus- 
schuß angehört, sagte mir, dieser 
wolle die Tatsache ans Tageslicht 
zeıren, daß umfangreiche Privat- 
geschäfte zwischen George Bush 
und dem ehemaligen Diktator 
von Panama, General Manuel 
Noriega, und zwischen Bush und 
dem irakischen Diktator Saddam 
Hussein getätigt wurden. 


Diese Deals wurden über die 


BCCI und eine andere Bank, die - 
Verbindungen mit der BCCI hat, 


die Banca Nazionale del Lavoro . Ei 


(BNL) abgewickelt. Es wird je- 


‚doch von interessierter Seite ein 
starker Druck ausgeübt, um zu ° 


verhindern, daß dies bei den An- 
hörungen herauskommt. 


Wenn Noriega 
auspacken würde 


Können wir dann überhaupt zu 


Kerrys Ausschuß Vertrauen ha- 


ben? 


Skolnick: Dies können Sie selbst 
beurteilen. Zusammen mit Präsi- 


dent Bush ist Kerry Mitglied der 


Skull & Bones Society (Schädel 
und Knochen-Gesellschaft) an 
der Yale University. Es ist eine ge- 


heime Gesellschaft, die, sagen . 


wir es einmal so, nicht gerade für 
eine demokratische Regierung 
ist. 


Verzicht ist Verrat 


an den Vertriebenen und am ganzen deutschen Volk! 


Der Bundespräsident, der Bundeskanzler und der Bundesaußenminister der BRD haben die Oder-Neiße-Linie als 
polnische Westgrenze anerkannt. Mit diesem geschichtlich wie völkerrechtlich unhaltbaren Verzicht haben sie ein- 
mal mehr den zwar nicht strafbewehrten, aber doch sittlich verpflichtend geschworenen Grundgesetz-Eid gebrochen, 


(ihre) Kraft dem Wohle des deutschen Volkes (zu) widmen, seinen Nutzen (zu) mehren, Schaden von ihm 


(zu) wenden 


und (ihre) Pflichten gewissenhaft (zu) erfüllen 


So wahr (ihnen) Gott helfe! 


Alle diesem schändlichen Tun zustimmenden deutschen Parteien sind des erwiesenen Reichsverrates überführt! 


Niemand hat das Recht, unsere Heimat aufzugeben und damit über ein Viertel deutschen Reichsgebietes (nach dem 
völkerrechtlich gültigen Grenzstand vom 1. August 1914 und vom 1. September 1939) zu verschenken ! 


Um diesem Verrat zu begegnen, sind die 


Sereinigten Länder des Deutichen Oftens im Deutichen Reich 


(amtliches Kürzel: VLDO; amtlicher Kurzname: Vereinigte Ostdeutsche Länder): 


als Bundesstaat im Vertriebenenstand (Exilstaat) 


gegründet worden. Das ist der einzige deutsche Staat, der die völkerrechtliche Vertretung der ostdeutschen Reichs- 
gebiete einschließlich des Sudetenlandes auf Grund des. 


Selbstbestimmungsrechtes 
übernommen hat. 


Werdet Mitglied der Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), einer öffentlichrechtlichen Körperschaft ostdeutschen Verfas- 
sungsrechtes. Sie sammelt alle ostbewußten, volks- und reichstreuen Deutschen, die diesen Staat tragen. Ausführliche Aus- 
kunft über die rechtlichen und politischen Grundlagen des unabhängigen ostdeutschen Exilstaates,.die VLDO, erhält jeder 
Deutsche gegen Fundstellen-Angabe dieser Anzeige und Übersendung eines Unkostenbeitrages. von mindestens DM 5,00 in 
BRD-Briefmarken bzw. DM 6,00 (europäisches Postausland) und DM 10,00 (überseeisches Postausland) - auch in Geld- 
scheinen beliebiger, jedoch in.der BRD frei austauschbarer Auslands-Währung -andie 


Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO), Maximilianstraße 14 in: D-8900 Augsburg. 


Bargeldiose Hilfen für den ostdeutschen Exilstaat nur an die Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO) auf deren aleiniges Konto 2336850 bei der Bayerischen ; 
Vereinsbank Augsburg (Biz EISEN Danke! : 


Shırt 


BCCI-Bank 


Das Geschäft 
mit den 
Prozenten 


Kerry ist auch Vorsitzender des 
Democratic Senatorial Cam- 
paign Committee (Wahlausschuß 
‚der Demokratischen. Partei für 
die Wahlen zum Senat), der Wahl- 
kampfbeiträge von der BCCI er- 
hielt. Kerry selbst erhielt von Of- 
fiziellen der BCCI 5000 Dollar. 
Und er will uns glauben machen, 
dies sei kein Interessenkonflikt. 
‘ Im Frühjahr 1988 hatte Noriega 
einen Anwalt namens Edgar Paul 
Boyko. Im Januar 1990 war ich 
‚mit Boyco bei 60 Rundfunksen- 
. dern kreuz und quer durch das 
Land im Programm. 


Boyko berichtete darüber, wie er 
im Namen von Noriega mit Ker- 
rys Unterausschuß verhandelt” 
habe. Noriega wollte bezüglich 


seiner (Noriegas) Privatge- 
schäfte mit Bush vor Kerrys Un- 
terausschuß aussagen. 


Um sich abzusichern, wollte No- 
riega seine Zeugenaussage außer- 
halb der Gerichtsbarkeit der Ver- 
einigten Staaten machen. 


Im Mai 1988 oder um diesen Zeit- 
punkt herum, als der Präsident- 
schaftswahlkampf .hitziger zu 
werden begann, wurde ein Drei- 
Wege-Deal zwischen Bush, Mi- 
chael Dukakis - Bushs angebli- 
cher Gegner - und Noriega abge- 
schlossen. 


Jeder der gewählten Kandidaten 
—- Bush und Dukakis - sagte No- 
riega Straffreiheit als Gegenlei- 
stung für dessen Schweigen zu. 
- Was. Noriega zu sagen hatte, 
hätte sich auf die Wahl von 1988 
ausgewirkt. Jetzt wo die Bush- 
. Regierung im Amt ist und sie No- 
riega körperlich in der Gewalt 
hat, jetzt wo sie sagt, sie habe alle 
Dokumente beschlagnahmt, 
glaube ich, haben sie die Mittel, 
um die ganze Sache unter den 
Teppich zu kehren. 


Ich glaube nicht, daß irgendet- 
was dabei herauskommt. Ich 
glaube, daß Noriega und seine 
Anwälte vielleicht kompromittie- 
rende Dokumente besitzen, die 
sie den Leuten vom Justizmini- 
sterium schon um die Ohren ge- 
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Saddam Hussein, Iraks Präsident, soll private Milliarden-Ge- 
schäfte mit George Bush über die BCCI abgewickelt haben. 


Der panamaische General Noriega wird daran gehindert über die 
Privatgeschäfte mit George Bush vor Gericht auszusagen. 


Der Abgeordnete Henry Gonzales, Vorsitzender des House Ban- 
king Committees, durfte vor Gericht keine belastenden Akten an- 
wenden. 


schlagen haben, und daß sie diese 
benutzen könnten, um sie zu ir- 


gendeinem Handel bezüglich der - 


Plädoyers zu erpressen. Das ist 
eine Möglichkeit. 


Das amerikanische Volk 
wird verraten 


Noriegas Anwalt weist darauf 
hin, daß der einzige Artikel über 
diese seltsamen Abmachungen 
mit Kerrys Unterausschuß, der 
überhaupt veröffentlicht wurde, 
am 6. August 1988 in der »San 
Diego Union« erschien. Noriegas 
Zeugenaussage, wenn er sie vor 
dem Unterausschuß gemacht 
hätte, hätte es für Bush praktisch 
unmöglich gemacht, die Wahlen 
von 1988 zu gewinnen. 


Warum wurde Dukakis an diesem 
schmutzigen Deal beteiligt? 


Skolnick: Eine Erklärung dafür 
ist, daß Dukakis, bevor er Gou- 
verneur von Massachussetts 
wurde, Partner in der Anwalts- 
praxis Saltonstall war. Der 'Se- 
niorpartner dieser Anwaltspraxis 
saß im CIA Oversight Commit- 
tee des Senats, der den CIA über- 
wachte. Daher konnte Dukakis 
keine Noriega-Bush-Skandale 


\ 
eo 


aufdecken, in diesowohlder CIA- 


als auch die Partner von Dukakis 


in der besagten Anwaltspraxis _ 


verwickelt waren. 


Wie im Wahlkampf von 1980 
wurde das amerikanische Volk 
wiederum um eine faire Wahl be- 
trogen. Noriegas Aussage hätte 
vor Kerrys Ausschuß gehört wer- 
den und das amerikanische Volk 
hätte davon erfahren müssen. 


Ich habe nur sehr wenig Ver- 


trauen zu diesem Ausschuß. 
Mein Informant sagt mir, Kerry 
werde derart erpreßt, daß sein 
Ausschuß sich um jede wirkliche 
Untersuchung dieser Vorgänge 
herumdrückt. Das House Ban- 
king Committee wird aber vonei- 
nem unabhängigen Populisten, 
dem Abgeordneten Henry G. 
Gonzalez geleitet. Das Dumme 
daran ist, daß es Leute in seinem 
Ausschuß gibt, die darauf aus 
sind, ihm in den Rücken zu fallen 
und seine Arbeit zu sabotieren. 


Man kennt die Tatsachen, 
aber man schweigt 


Gonzalez hat versucht, durch 
förmliche Ladung mit der Auf- 


lage, Urkunden mitzubringen, 
die Vorlage der Akten der Chica- 
goer Zweigstelle der BNL zu er- 
zwingen. Die Chicagoer Filiale 
ist aber in die Ol-Prozente, die 
zwischen Saddam Hussein und 
Bush und dessen Olkumpels, wo- 
bei es um über 250 Milliarden 
Dollar geht, verwickelt. 


Dies erstreckt sich über einen 
Zeitraum von zehn Jahren. Die 
Fakten sind in Akten enthalten, 
die von der Chigagoer Zweig- 
stelle der BNL festgehalten wer- 
den. 


Am 10. Mai, im US-Court of Ap- 
peals for the Seventh Circuit in 
Chicago (Berufungsgericht), wa- 
- ren die einzigen Journalisten auf 
diesem Planeten, die einer Anhö- 
rung zu diesem Fall beiwohnten, 
meine Mitarbeiter und ich. 


“Nach dem Vortrag vor Gericht, 
machte ich mich an zwei An- 
wälte, die an diesem Fall beteiligt 
wären, heran. Ich sprach zu- 
. nächst den ersten Anwalt, der in 
der Generalstaatsanwaltschaft tä- 
._ tig war, an. Die Generalstaatsan- 
waltschaft vertritt nämlich den 
Banking Commissioner (Ban- 
kenbevollmächtigter) des Staates 
Illinois, der für die Akten der 
BNL verantwortlich ist. 


Es ist eine Dame. Ich sagte zu 
ihr: »Ich habe erfahren, daß die 
Akten, um die vor diesem Ge- 
richt gestritten wird, sich auf rie- 
sige Privatgeschäfte zwischen 
Bush und Saddam Hussein bezie- 
hen. Nicht auf Geschäfte von Re- 
» gierung zu Regierung, sondern 
auf Privatgeschäfte.« Sie erwi- 
..derte: »Sie haben völlig Recht, 
Mr. _ Skolnick«. Ich sagte: 
»Warum hat der Bank Commis- 
‚sioner soviel Angst davor, daß 
diese Akten bekannt werden?« 


Sie antwortete: »Dies könnte ei- 
nen Run auf die Bank auslösen. 
Es könnte weithin das Vertrauen 
in Banken im allgemeinen zerstö- 
ren. Dies wiederum könnte zu ei- 
ner gewaltigen Zerrüttung ten- 
dieren«. Für mich war es sehr in- 
teressant, daß sie zugab, daß wir 
völlig Recht hatten. 


Dann sprach ich mit dem Gene- 
ralanwalt für den Bank Commis- 
sioner und stellte ihm die gleiche 
Frage unter ausdrücklicher Be- 
zugnahme auf die Deals zwischen 
Bush und Saddam. 


‚Auch er räumte ein, daß ich 


Recht hatte und sagte: »Mr. Skol- 
nick, Sie sollen aber auch wissen, 
daß das Justice Department sich 
der Freigabe anderer Non-Bank- 
Akten, die sich auf Bush und Sad- 
dam beziehen, widersetzt«. 


»Non-Bank-Akten« ist doppel- 
deutig. Es handelt sich dabei so- 


Gegen den ehemaligen US-Präsidenten Ronald Reagan wollte 


ten, die sich auf Bush und Sad- 
dam beziehen, freigegeben wer- 
den. 


Nun ist es natürlich nicht so, daß 
Gonzalez auch nicht will, daß die 
Akten herausgegeben werden. 
Ein Mitglied des Ausschusses, 
dem der Kongreßabgeordnete 


man keine Amtsklage erheben, um nicht im Weißen Haus einen 
angeschlagenen Präsidenten zu haben. 


zusagen um »Akten unter dem 
Tisch«. 


Seitdem versucht einer der drei 
Richter, die die in dieser Sache 
verhandeln, Richter Richard Pos- 
ner, seine Richterkollegen unter 
Druck zu setzen, die Akten frei- 
zugeben. Einer der Referendare 
für die Richter plauderte dies 
aus. Sofort ließ das Justizministe- 
rium durchsickern, daß gegen 
Posner wegen richterlichem Fehl- 
verhalten und Bestechung in acht 
anderen Fällen eine Untersu- 
chung laufe. 


Nun, das stimmt. Wir stellen be- 
reits Nachforschungen in dieser 
Angelegenheit an. Denken Sie 
aber daran, daß das Justizmini- 
sterium nur daran interessiert ist, 
daß bekannt wird, daß gegen ei- 
nen der Richter ermittelt wird, 
nicht warum. 


Skolnick: Der Grund dafür, daß 
dies bekannt werden soll, ist, daß 
das Justizministerium den Rich- 
ter erpressen will, so daß er nicht 
mehr darauf besteht, daß die Ak- 


» 


Eur vier 


vorsitzt, hat das jedoch sabotiert. 
Meine Meinung ist, daß, wenn 
diese Akten zum Vorschein kä- 
men, Bush in dem größten Fall 
von Steuerhinterziehung in der 
Geschichte Amerikas gerichtlich 
belangt werden würde. 


Bush gibt jedes Jahr seine Steuer- 
erklärung ab, erwähnt darin aber 
nicht, daß er an den Prozenten 
von seinem Geschäftspartner, 
Saddam Hussein, beteiligt war. 


Ist es nicht seltsam, daß ein Jahr, 
nachdem die ganze Sache am Per- 
sischen Golf begann, Saddam im- 
mer noch in Bagdad sitzt? Wozu 
ist der Krieg eigentlich geführt 
worden? Wegen eines Streites 
zwischen zwei Geschäftspartnern 
- Saddam und Bush? Es ist eine 
Tragödie und ein Skandal. 


Jetzt hat Gonzalez’ Ausschuß die 
Verbindungen zwischen BCCI 
und BNL ans Tageslicht gezerrt. 
Die beiden Banken sind so etwas 
wie Schwesterbanken. 


Skolnick: Wenn Sie in der Zei- 


’ . 


a N re Dr 


tung in der ganzen Welt über die 


BCClI lesen, müssen Sieim Auge 


behalten, daß die BNL, vor allem 
deren Zweigstelle in Chicago, in 
den Skandal verwickelt ist. ; 
Und dennoch berichten die Me- 
dien des Establishments mit kei- 
nem einzigen Wort über den gan- 
zen Schlamassel, der hier in Chi- 
cago in den Gerichtsakten steht. 
Aus diesen geht ganz klar hervor, 
daß Saddam Hussein darin ver- 
wickelt ist. Was aus den Gerichts- 
akten herausgelassen wurde, was 
aber in den Bankakten erscheint, 
ist die Tatsache, daß es ein ge- 
meinsames privates Geschäftsun- 
ternehmen zwischen Bush und 
Saddam Hussein in Höhe von vie- 
len Milliarden Dollar gibt. Ich 
glaube, die Öffentlichkeit sollte 
darüber Lärm schlagen und so- 
mit Gonzalez in die Lage verset- 
zen, etwas in dieser Sache zu un- 
ternehmen. 


Was die anderen Ausschüsse des 
Hauses und des Senats betrifft, 
von denen ich vorhin sprach, so 


‚ist zu sagen, daß einige dieser Ge- 


setzgeber in den Untersuchungs- 
ausschüssen über die Iran-»Con- 
tra«-Affäre saßen. Es ist kein Ge- 
heimnis, daß sie genügend Be- 
weise dafür hatten, um ein Ver- 
fahren der Amtsklage gegen Ro- 
nald Reagan einzuleiten. 

Einer dieser Beweise wurde von 
Seymour Hersh von der »New 
York Times« angeführt. Dieser 
soll mehr oder weniger gesagt ha- 
ben: »Nun, Reagan war schon 
alt, und wir wollten nicht in eine 


Situation geraten, im Weißen °- 


Haus einen angeschlagenen-Prä- 
sidenten zu haben, gegen den wir 
Amtsanklage hätten erheben 
müssen, so daß dem Land Scha- 
den zugefügt worden wäre.« 


Ich glaube, daß, wenn wir einen 
Präsidenten haben, der ein Kri- 
mineller ist, dies zum Wohle des 
Landes gesagt werden muß und 
nicht etwa aus Gründen der 
Staatssicherheit vertuscht wer- 
den darf. 


Wer saß bis vor kurzem im Bera- 
tungsgremium der BNL? Henry 
Kissinger und David Rockefeller. 
Läutet bei diesen Namen bei Ih- 
nen eine Glocke? 


Skolnick: Kissinger und Rocke- ° 


feller sollten vor einen Ausschuß  _ 


des Kongresses gezerrt und dar- 
über befragt werden, was sie über 
die BCCI und die BNL wissen. 
Ob ich damit rechne, daß dies ge- 
schieht? Wahrscheinlichnicht. O- 
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Der Marsch 
in eine 
bargeldlose 

Gesellschaft 


David Hudson 


Die Herausgeber von Kreditkarten wissen schon seit über einem 
Jahrzehnt, daß ihr Markt ein reifer Markt ist, zumindest was die Ak- 
zeptanz der Verbraucher anbelangt. Einfach ausgedrückt bedeutet 
dies, daß fast jeder Bürger, der sich »dazu qualifiziert«, eine oder 
mehrere dieser Plastikstücke in seiner Brieftasche oder Geldbörse 
mit sich führt. In der Tat, der typische kreditwürdige Mensch hat 
neun Karten — eine mehr als noch vor ein paar Jahren -, darunter 
Bankkarten, Reise- und Unterhaltungskarten, dazu Benzin-, Waren- 


haus- und Telefon-Kreditkarten. 
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Der typische amerikanische Kar- 
teninhaber schuldet mehr als 
2000 Dollar auf diese Karten, zu 
einem Zinssatz, der sich im 
Schnitt auf 19 Prozent beläuft. 
Dies sind annähernd 400 Dollar 
an Zinsen pro Karteninhaber pro 
Jahr, die im allgemeinen auch be- 
zahlt werden, weil viele Amerika- 
ner unklugerweise nicht dazu be- 
reit sind, jeden Monat ihre Kon- 
ten, zu deren Belastungen Gas 
und Ol, Mahlzeiten in Restau- 
rants, neue Bekleidung und alle 
möglichen Impulseinkäufe gehö- 
ren, zu »revolvieren«. 


Milliarden an Zinsen 
werden verdient 


Jeden Tag werden in den Verei- 
nigten Staaten über 200 Millio- 
nen Käufe auf Kreditkarte getä- 
tigt, fast ein Kauf auf jeden 
Mann, Frau und Kind im Lande. 


1980 beliefen sich die ausstehen- 
den Salden an revolvierenden 
Krediten auf 55 Milliarden Dol- 
lar, eine Summe, die sich bis 


Mitte 1991 auf 226 Milliarden - 
Dollar mehr als verdreifacht 

hatte. Bei 19 Prozent Zinsen ist 

das eine Zinsrechnung von 43 

Milliarden an amerikanische Ver- 

braucher. 


Die Vervierfachung der Umlauf- 
schulden kann nicht im entfernte- 
sten durch Anwachsen der Bevöl- 
kerung, Pro-Kopf-Einkommen 
oder das allgemeine Preisniveau 
erklärt werden. Es bedeutet, daß 
die Kreditkartenausgeber erfolg- 
reich mehr und mehr Amerika- 
ner in Schulden gelockt haben. 
Doch werden immer noch nur 
13,5 Prozent der Verbräucheraus- 
gaben in den USA mit Plastik- 
geld bezahlt. Schecks und Bar- 
geld machen das übrige aus. Kre- 
ditkartenhändler schauen, wie 
man sich vorstellen kann, begie- 
rig. auf die 86,5 Prozent der Ver- 
braucherausgaben, die sie jetzt 
noch nicht haben. 


Banken und andere Kreditkar- 
tenausgeber müssen wachsen 
oder sterben, da stetig anwach- 
sende Beträge an Neugeld durch 


wa a En 
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Kredite geschaffen und Schuld- 
nern in die Hand gegeben wer- 
den muß, um sie in.die Lage zu 
versetzen, Zinsen auf beste- 
hende Darlehen zu bezahlen. 


Kreditkartenhändler: 
wachsen oder sterben 


Denken Sie daran, die 43 Milliar- 
den Dollar an Kreditkartenzin- 
sen können nur bezahlt werden, 
wenn jemand das Geld durch 
Borgen herbeischafft. Selbst 
wenn Sie auf ihrer Arbeitsstelle 
Überstunden geleistet und die 
Zinsen aufihren Kreditkarten be- 
zahlt haben, haben Sie das mit 
Geld getan, daß sich jemand an- 
ders geliehen hat, und auf das er 
Zinsen zahlt. 


Kartenausgeber waren bis. vor 
kurzem in der Lage, eine stei- 
gende Anzahl von Händlern ver- 
traglich zu verpflichten. Das 
Wachstum der Verbraucherausga- 
ben in den achtziger Jahren - ein 
Großteil davon wird mit Plastik- 
geld bezahlt - bedeutete, daß 
mehr Restaurants, Hotels und 
Warenhäuser eröffnet wurden, 
und fast alle von ihnen akzeptie- 
ren irgendeine Form von Plastik- 
geld. Und viele Einzelhändler, 
die zunächst nur unwillig Plastik- 


. geld annahmen, gaben nach und 


verpflichteten sich vertraglich 
mit mindestens einer der Haupt- 
bankkarten, gewöhnlich Visa 
oder MasterCard, wobei Visa im 
allgemeinen unter Einzelhänd- 
lern, die nur eine Karte akzeptie- 
ren, den Vorrang hat. 


Eine Million Amerikaner 
sind konkursreif 


Aber die Sättigung des Marktes 
und die Bush-Rezession kamen 
zusammen, um auch hier das 
Wachstum zu verlangsamen. Zu 
der steigenden Anzahl von per- 
sönlichen Konkursen - ein Re- 
kord von 725000 Anmeldungen 
im Jahre 1990 - kam ein enttäu- 
schendes Jahr für Kreditkarten, 
und 1991 hat alle Anzeichen, 
noch schlimmer zu sein. Ziffern 
zur Jahresmitte weisen darauf 
hin, daß sage und schreibe eine 
Million Amerikaner 1991 Kon- 
kurs anmelden könnten, eine 
Schwelle, die wie die Kreditindu- 
strie früher glaubte, erst 1994 
oder 1995 erreicht werden würde. 


Viele Händler, die Kreditkarten 
annehmen, tun das mit Begeiste- 


rung; andere nur widerwillig. Ein 
Restaurantbesitzer der wegen 
dieses Artikels befragt wurde, 
sagte, er zöge es vor, daß alle 
seine Kunden mit Kreditkarte be- 
zahlen. Er führte die größere 
Ausgabefreudigkeit der Kunden, 
die Kreditkarten benutzen, an, 
und die neue Technologie, die ihn 
in die Lage versetze, sofortige 
Akzeptanz, per Telefon, für 
Käufe auf Kreditkarte zu bekom- 
men. 


Dieser Restaurantbesitzer sagte, 
eine Reihe von ungedeckten 
Schecks -— 2000 Dollar in einer 
kurzen Zeitspanne — habe ihn 
dazu veranlaßt, seine bisherige 
Praxis, Schecks zu akzeptieren, 
aufzugeben, obwohl er von lang- 
jährigen regelmäßigen Kunden 
immer noch einen Scheck anneh- 
men werde. Bei einem Nettoge- 
winn, nach allen Unkosten ein- 
schließlich Steuern, von fünf Pro- 
zent bis sieben Prozent des Um- 
satzes, müßte er weitere 35000 
Dollar an Geschäften tätigen, um 
diesen Verlust wettzumachen. 


Eine andere Restaurantbesitze- 
rin, deren weniger anspruchsvol- 
les Etablissement etwa 40 Pro- 
zent ihrer Geschäfte in Kreditkar- 
ten und den Rest in bar abwik- 
kelt, sagte, sie würde gerne ganz 
damit aufhören, Kreditkarten an- 
zunehmen, fürchte jedoch Ge- 
schäftsverluste, wenn sie dies 
täte. Sie beklagte vor allem den 
hohen Prozentsatz des Umsatzes 
- drei Prozent - den sie zahlen 
müsse, um ihre Visa-Master- 
Card-Privilegien zu behalten. 


Nun auch Hamburger 
auf Kreditkarte 


Kreditkartenausgeber suchen 
jetzt aggressiv nach neuen Kauf- 
leuten, mit denen sie ins Ge- 
schäft kommen können, und 
zwar in Gebieten, die sich bislang 
geweigert haben, Plastikgeld an- 
zunehmen. Dazu gehören Kate- 
gorien von Kaufleuten, die sich 
traditionell dagegen sträuben, 
Plastikgeld anzunehmen, wie 


zum Beispiel: Fast Food-Restau- 


Inhaber einer Eurocheque-Karte können auch im Ausland mit ei- 
ner persönlichen Geheimnummer Geld abheben. 


rants. Je nachdem wie man »fast 
food« definiert und unter Be- 
rücksichtigung dessen, daß viele 
Firmen ihre Gesamtumsatzzah- 
len nicht bekanntgeben, belau- 
fen sich die Schätzungen der In- 
dustrie, in den USA, zwischen 36 
Milliarden Dollar und 70 Milliar- 
den Dollar Gesamtumsatz im ver- 
gangenen Jahr. Aber der Senior- 
vizepräsident von MasterCard, 
Meg Jacobson, stellte fest: »Bei 
39 Prozent der Gesamtbevölke- 
rung Amerikas, die in diesen Re- 
staurants mehr als dreimal pro 
Woche essen, stellt dieser Markt 
ein ungeheures Potential für den 
erweiterten, tagtäglichen Ge- 
brauch von Kreditkarten dar.« 


Das erste Pilotprojekt für Kredit- 
karten in Fast Food-Restaurants 
war ein Test durch 32 Arby’s-Re- 
staurants in Arizona, die Visa- 
Karten akzeptieren, der 1988 be- 
gann. Arby’s hat Pläne verkün- 
det, seine Akzeptanz von Kredit- 
karten bis Ende 1991 in den USA 
auf 566 Restaurants zu erweitern, 
aber andere Verkäufer von Fast 
Foods befinden sich noch im Sta- 
dium des Politprojekts, oder ha- 
ben sich noch nicht vertraglich 
verpflichtet. 


Supermärkte. Dieser 260-Milliar- 
den-Dollar-Markt akzeptiert be- 
reits Kreditkarten in seinen 
Hochqualitäts-Sonderabteilun- 
gen, wie Drogerien und Restau- 
rants in größeren Geschäften, in 
über 8000 Betrieben. Aber seit 
Mitte 1991 nehmen nur 700 Su- 
permärkte, die in erster Linie 
kleinere Betriebe sind, die bes- 
sere städtische und vorstädtische 
Bezirke versorgen, Plastikgeld 
für Kolonialwaren an. 


Mit der Karte 
auch ins Krankenhaus 


Bei einer typischen Gewinn- 


marge zwischen ein und zwei Pro- _ 


zent des Bruttoumsatzes würden 
die derzeitigen Kreditkartenbela- 
stungen die Gewinne mehr als 
auffressen, es sei denn, die Preise 
würden erhöht. Die Läden, die 
bei allen Einkäufen Kreditkarten 


akzeptieren, sind eigentlich mehr‘ 


wie Delikatessengeschäfte, die 
sich zu kleinen Supermärkten er- 
weitert haben. Sie neigen dazu, 
keine Stapelware mit niedriger 
Gewinnspanne auf Lager zu hal- 
ten und haben im allgemeinen 
höhere Handelsspannen als die 
meisten Supermärkte. 

Kinotheater. Nur 500 Lichtspiel- 
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Kreditkarten 


Der Marsch 
in eine 
bargeldlose 
Gesellschaft 


häuser nehmen Kreditkarten an 
und diese wiederum befinden 
sich in den wohlhabenderen Ge- 
bieten, wo einige Einwohner sich 
damit brüsten, kein Bargeld mit 
sich zu führen. Der Hauptanreiz 
hier ist auf verstärkte Impulsver- 
käufe an konzessionierten Stän- 
den, wo die Häuser ihre eigentli- 
chen Gewinne machen, gerich- 
tet. 


Parkplätze. Kreditkarten gewin- 
nen langsam an Boden auf Flug- 
hafen-Parkplätzen, die erstens 
teuer sind und im wesentlichen 
für Langzeitparker, hauptsäch- 
lich Geschäftsreisende, die meh- 
rere Tage oder länger von zu 
Hause weg sind, da sind. 


Gesundheitspflege. Barauslagen 
für Gesundheitspflege - die nicht 
durch Krankenversicherung oder 
öffentliche Hilfe gedeckt sind - 
werden auf über 160 Milliarden 
Dollar pro Jahr geschätzt. Einige 
Arzte, Walk-in-Kliniken und so- 
gar Krankenhäuser akzeptieren 
jetzt Kreditkarten. Eine neue 
Gefahr für den Verbraucher ist 
der Schritt, seitens Visa, die Pa- 
tienten Vorgenehmigungsformu- 
lare unterzeichnen zu lassen, die 
es den Gesundheitspflegern er- 
möglichen, automatisch mit allen 
Kosten, die nicht durch Versiche- 
rung gedeckt sind, ihre Visa-Kar- 
ten der Patienten zu belasten. 


Der Widerstand gegen 
das Plastikgeld bleibt 


Aber der Widerstand ist nach wie 
vor stark. Das Handelsblatt 
»Credit Card Management« 
schätzt im April 1991 das Wachs- 
tumspotential für Verkäufe auf 
Kreditkarten als prozentualer 
Anteil am Gesamtumsatz: Ge- 
sundheit fünf Prozent; Fast Food 
zwei Prozent; Kinos acht Pro- 
zent; Supermärkte zehn Prozent; 
Parkplätze 20 bis 25 Prozent. 
Diese Zahlen sind meist bemer- 
kenswert niedrig. 

Am 1. Juli 1991 begrüßte das Ma- 
gazin: »Time« in einem größeren 
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mit der Überschrift: 
»Zahlen Sie, wie Sie wollen« im 
allgemeinen die neuen Verwen- 
dungsarten des Plastikgeldes und 
den verstärkten Gebrauch von 
Kreditkarten. Es stellte fest: 


Artikel 


»Kreditkartenbenutzer bekom- 
men: endlich eine Chance, da ein 
heftiger Wettbewerb neuartige 
Dienstleistungen und poppige 
Anreize anspornt, die allen frei- 
stehen«, und daß »bei den zehn 
größten Banken im Bankkarten- 
Geschäft, Kreditkarten 35 Pro- 
zent der Gewinne ausmachen«. 

Aber im letzten Absatz des Arti- 
kels schlug »Time« einen vorsich- 
tigen Ton an. Das Blatt schrieb: 
»Eine verstärkte Benutzung von 
Kreditkarten regt die Ausgabe- 


freudigkeit an, da Bargeld in der 
Hand ein Problem ist. Fast Food- 
Kunden geben zum Beispiel zwei- 
mal so viel aus, wenn sie eine 
Kreditkarte benutzen. Die Super- 
märkte verzeichnen sogar einen 
noch größeren Anstieg. Fami- 
lien, die sich bemühen, sich ver- 
nünftige Ausgabegewohnheiten 
anzueignen, kämpfen bald an je- 
der Straßenecke gegen die Versu- 
chung an. Wenn nämlich die Kre- 
ditkartenfirmen geschickt genug 
sind, ihre Ziele zu erreichen, 
könnten sie die Amerikaner dazu 
überreden, ihre Brieftaschen zu 
vernachlässigen und dem Begriff 
»bargeldlose Gesellschaft« eine 
ganz neue Bedeutung zu verlei- 
hen.« 


Plastikgeld eignet sich als Zah- 
lungsmittel für alle die viel und 
vor allem im Ausland unter- 
wegs sind. 


Zu einer Zeit des stagnierenden 
bis  rückläufigen persönlichen 
Einkommens und der steigenden 
Arbeitslosigkeit inden USA -sie- 
ben Prozent - sowie Kurzarbeit, 
täten viele Amerikaner gut 
daran, nur das zu kaufen, was sie 
sich auch leisten können. Dies 
bedeutet Ausstellung eines 
Schecks oder Einzahlung von 
Bargeld sowie seine Kreditkar- 
ten-Rechnungen jeden Monat 
voll zu bezahlen. Oo 


“> 


Fi 


. Polen, 


Akiton: 


Die 


Milliarden— 
Rechnung 


Die westlichen Länder wollen Osteuropas Wirtschaftsreform finan- 
ziell unterstützen, doch ist völlig unklar, wieviel Geld dafür aufge- 
bracht werden muß. Das Spektrum der Experten-Schätzungen 
reicht von jährlich 14 Milliarden Dollar bis über 420 Milliarden Dol- 
lar allein für die sechs kleinen Länder in Osteuropa. 


. Seit Beginn des wirtschaftlichen 


"Transformationsprozesses in Ost- 
europa ist der Bedarf an finan- 


“ zieller Unterstützung aus dem 


Westen offensichtlich. Dabei 
liegt ein Erfolg des Reformpro- 
gramms auch im westlichen Ei- 
geninteresse: Es gewährleistet 
politische Stabilität und den Auf- 
bau riesiger Absatzmärkte, 


Alle Zahlen 
sind nur vorläufig 


Die Industriestaaten haben dabei 
kurzfristig erhebliche Mittel für 
Osteuropa bereitgestellt. Allein 
Ungarn, Rumänien, Bulgarien, 
Jogoslawien und die 
CSFR erhalten im laufenden 
Jahr 1991 von öffentlichen Stel- 
len im Westen Finanzzusagen 
über insgesamt rund 26 Milliar- 
den Dollar. 


Diese Zahl ist allerdings vorläu- 
fig und mit großer Vorsicht zu in- 
terpretieren - aus drei Gründen: 
Erstens, einige Programme er- 
strecken sich auf mehrere Jahre. 
Zweitens, die Kredite, des Inter- 
nationalen Währungsfonds 
(IWF) sind von der Erfüllung von 
Auflagen abhängig. Drittens, die 
Hilfe für Jugoslawien liegen aus 
politischen Gründen derzeit teil- 
weise auf Eis. 


Noch wesentlich undurchsichti- 
ger ist, wie sich die West-Ost- 
-Finanzbeziehungen mittel- 
und längerfristig entwickeln wer- 
den. Trotzdem besteht aus politi- 
schen und wirtschaftlichen Grün- 
den ein dringender Bedarf an ei- 
ner wenigstens groben Voraus- 
schätzung der längerfristigen Ka- 


pitaltransfers von West nach Ost. 


Die Hilfe des Westens kann nicht 
ständig zum Stopfen von Finanz- 
löchern von Fall zu Fall gewähr- 
leistet werden. Sie muß langfri- 
stig konzipiert und unter den Ge- 
berländern koordiniert werden. 


Die Finanzierung des Aufbaus in 
Osteruopa bedeutet eine zusätzli- 
che Nachfrage an den internatio- 


nalen Kapitalmärkten. Das ist . 


möglicherweise mit spürbaren 
Rückwirkungen auf Zinsniveau, 
Finanzierungsmöglichkeiten und 
Wirtschaftsentwicklung anderer 
Kreditnehmer verbunden. 


Vor diesem Hintergrund haben 
inzwischen mehrere anerkannte 
Institutionen die mittelfristigen 
Finanztransfers an die Staaten 
Osteruopa abzugreifen versucht. 
Dabei wurde die Sowjetunion in 
der Regel ausgeklammert. Denn 
dort ist die Lage noch verworre- 
ner als in den sechs kleineren ost- 
europäischen Staaten - zumal 
nach dem letzen Putsch, der Ab- 
setzung und Wiedereinsetzung 
von Präsident Gorbatschow. 


Die verschiedenen Schätzergeb- 
nisse für diese Sechser- Gruppe 
streuen außerordentlich weit: 
Zwischen beiden Extremwerten 
besteht ein Verhältnis von 1 zu 
30. 


Diese Unterschiede beruhen vor 
allem auf dem zugrundegelegten 
methodischen Verfahren. Sie las- 
sen sich vier Ansätzen zuordnen: 


Der Produktivitäts- Ansatz geht 
davon aus, daß die Arbeitspro- 
duktivität in Osteuropa in zehn 
Jahren das Durchschnitts-Ni- 
veau der westlichen Industrielän- 
der von heute erreicht haben soll. 


Unter plausibel erscheinenden 
Annahmen zum gegenwärtigen 
Sozialprodukt sowie zum gesamt- 
wirtschaftlichen Arbeits- und 
Kapitaleinsatz in Osteuropa er- 
gibt sich: Der heutige Kapital- 
stock im Wert von etwa 600 Mil- 
liarden Dollar muß während der 
nächsten zehn Jahren auf das Sie- 
benfache steigen. 


Das bedeutet: Der Investitions- 
bedarf der sechs kleinen osteuro- 
päischen Länder beträgt jährlich 
rund 420 Milliarden Dollar. 


Die Höhe des erforderlichen 
Auslandskapitals hängt davon 
ab, wieviel inländische Erspar- 
nisse zur Finanzierung der nöti- 
gen Investitionen herangezogen 
werden können. Im Extremfall 
muß mit einer Inlandsersparnis 
von Null gerechnet, also voll auf 
ausländischen Geld zurückgegrif- 
fen werden. Insofern bilden die 
ermittelten 420 Milliarden Dollar 
gleichsam eine theoretische 
Obergrenze für den jährlichen 
West-Finanzbedarf dieser Län- 
der. 


Der Einkommen-Ansatz nimmt 
eine für wünschenswert und plau- 
sibel gehaltene Wachstumsrate 
des realen Sozialprodukts. über 
einen längeren Zeitraum hinweg 
als Ausgangspunkt. Dabei setzen 
die Experten beispielsweise sie- 
ben Prozent pro Jahr an. Damit 
würde sich das Sozialprodukt in- 
nerhalb von zehn Jahren verdop- 
peln - eine Steigerung, wie sie 
»Wirtschaftswunder«-Länder in 
der Vergangenheit schon mehr- 
fach verbuchen konnten. 


Auf der Grundlage dieser Wachs- 
tumsraten läßt sich der dafür er- 
forderliche Investitionsbedarf er- 
mitteln: Das aktuelle Bruttoso- 
zialprodukt der osteuropäischen 
Sechser-Gruppe wird nach weit- 
hin akzeptierten Schätzungen 
des Plan-Econ-Instituts in Was- 
hington auf rund 650 Milliarden 
Dollar veranschlagt. Bei einem 
Verhältnis von 2,5 zu 1 zwischen 
Kapitaleinsatz und Sozialpro- 
dukt, wie er im Durchschnitt der 
westlichen Industrieländer üb- 
lich ist, erfordert dies für die 
nächsten zehn Jahre einen Kapi- 
taleinsatz von 3275 Milliarden 
Dollar. Sollte die gegenwärtige 
Kapitalausstattung unter Markt- 
bedingungen wertlos sein, folgt 
daraus: Die sechs osteuropäi- 
schen Länder benötigen Investi- 
tionen von jährlich knapp 38 
Milliarden Dollar. 


KR 


Diese Investitionssumme ist 


identisch mit’dem Kapitalbedarf‘. '- 


aus dem Westen, sofern die Re- 
form-Länder keine - Inlandser- 
sparnisse bilden. 


Alle Zahlen sind 
nur Modellrechungen 


Der Marshall-Plan-Ansatz be- 
ruht auf dem Vorbild der über 
vier Jahre gestreckten Marshall- 
Plan-Hilfe der USA für Westeu- 
ropa nach dem Zweiten Welt- 
krieg. Diese Hilfe umfaßte da- 
mals jährlich gut 3,1 Milliarden 
Dollar. An die heutige Kaufkraft 
angepaßt würde der Betrag jähr- 
lich 16,4 Milliarden Dollar ent- 
sprechen. 


Die US-Unterstützung für Eu- 
ropa Ende der vierziger Jahre 
wird bei diesem Ansatz auf die 
heutige Bedarfsituation Osteuro- 
pas übertragen. Die osteuropäi- 
schen Staaten haben danach ei- 
nen Investitionsbedarf von 14 
Milliarden Dollar jährlich. 


Der Zahlungsbilanz- Ansatz stellt 
Herkunft und Verwendung der 
Finanzmittel gegenüber. Der Vor- 
teil: Er zwingt von vornherein 
dazu, sowohl den Kapitalbedarf 
der Empfängerländer als auch 
die möglichen Finanzquellen zu 
beachten und aufeinander abzu- 
stimmen. Diese Methode hat 
eine Gruppe von renommierten 
Bankern und Wissenschaftlern 
angewandt. Ihr Kalkül: In den 
kommenden fünf Jahren sind Ka- . 
pitalströme nach Osteuropa von 
jährlich 47,5 Milliarden Dollar er- 
forderlich. 


Alle diese Zahlen, mit denen ver- 
sucht wird, die Höhe der westli- 
chen Hilfe für Osteuropa abzu- 
greifen, sind Ergebnisse von Mo- . 
dellrechnungen. Sie dienen dazu, 
die mögliche Größenordnungen 
eines künftigen West-Ost-Kapi- 
talstroms abzugreifen. 


Die Hilfe durch westliches Kapi- 
tal macht aber nur dann Sinn, 
wenn sie nicht in. einem Faß ohne 
Boden verschwindet. Das setzt 
rentable Investitionsobjekte, vor- 
aus. Viele Experten sehen darin 
einen großen Engpaß. 


Westliches Kapital für Osteuropa 
kann sich nur aus zwei Quellen 
speisen: einer höheren Nettoer- 
sparnis der Industrieländer oder 
einer Verringerung der Kapital- 
ströme inandere Regionen. DI 
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US- Finanzen 


Die Mutter 


aller 


Schlachten 


Victor Marchetti 


Vergessen wir Saddam Hussein. Die für die kommenden Wochen ge- 


planten Haushaltsverhandlungen im amerikanischen Kongreß wer-. 


- den zweifellos die versprochene »Mutter aller Schlachten« sein. Das 


heißt, wenn die Interessengruppe ihren offiziellen Antrag auf zehn 


Milliarden Dollar an Darlehensgarantien stellt, um-die Eingliede- 
rung sowjetischer Juden durch Israel zu finanzieren. Angeführt von 
AIPAC, hat die jüdische Gemeinde angekündigt, daß sie aus »huma- 
. aitären« Gründen zu der zusätzlichen Hilfeleistung aufrufen, und 

. die neu in Israel angekommenen äthiopischen Juden in dessen Auf- 
ruf einbeziehen will. Die Presse. läuft bereits auf Hochtouren, 
schreibt die Washingtoner »Jewish Week«. 


Der geplante Coup um zehn Mil- 


liarden Dollar hat die Pro-Israel- : 


Gemeinde wie keine andere Sa- 
che in der Geschichte auf den 
Plan gerufen. Israelische und 
amerikanische Organisationsbe- 
amte haben Überstunden. gelei- 


stet, um den wirksamsten Kurs . 


abzustecken, wie man den.ameri- 
kanischen Steuerzahler .um die 
gewünschten Gelder bringen 
könnte. Zu ihren Bemühungen 
zählt eine Briefschreibe-Kam- 
pagne an der Basis, Druck auf 
neue Redakteure und Reporter, 
um günstige Berichte über Israel 
zu bekommen, und Ersuchen an 
Mitglieder des Kongresses, im 
Namen Israels Leitartikel und. 
Kommentare zu schreiben. 


- Wie die Washingtoner »Jewish 
Week« schreibt, »haben sich isra- 
elische Offizielle darüber geei- 
nigt, daß die Darlehens-Kam- 
pagne jüdisch statt israelisch sein 
sollte«, ein kaum verhüllter Ver- 
such, die Aufmerksamkeit von 
der Verknüpfung der Darlehens- 


- garantien mit der immer weiter ‘ 


um sich greifenden umstrittenen 
Besiedlung des Westufers durch 
die Israelis seitens der amerikani- 
schen Regierung abzulenken. 
Dieser Zankapfel hat sogar zu ei- 
‚ ner Auswaschung des Vertrauens 
zwischen einigen Unterstützern 
Israels im US-Kongreß und dem 
zionistischen Staat geführt. Der 
Abgeordnete Larry Smith gab 
. seiner Besorgnis über die Überle- 
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und Übereinstimmung mit den 
Friedensinitiativen zu erzielen, 
sind die Senatoren Patrick Leahy, 
Vorsitzender des Zustimmungs- 
gremiums des Senats für Opera- 
tionen im Ausland, und sein Ge- 
genstück im’ Repräsentanten- 
haus, der Abgeordnete David 
Obey. 


Obey fragte während eines kürz- 
lichen Erscheinens vor dem ange- 
sehenen Council on Foreign Re- 


“ lations. (CFR): »Wieviel- mehr 


von unserem Etat für Auslands- 
hilfe soll der Nahe Osten noch 
verschlingen? Meine Antwort 
lautet, nichts mehr, solange bis 
jene Dollar im Zusammenhang 
mit einer gründlichen Neubewer- 
tung der grundlegenden Politik 
bereitgestellt werden.« 


Indessen hat der Unterausschuß - 


des US-Repräsentantenhauses 
für auswärtige Angelegenheiten 


Europa und: Naher Osten den » 


Einsatz für Israel auf Rekordhö- 
hen in die Höhe geschraubt, mit 


Versuchen wir es mit einer neuen I 


benschancen der Kampagne Aus- 
druck, weil der israelische Mini- 
ster für Wohnungsbau, Ariel Sha- 
ron, ihn und andere Krongreßab- 
geordnete über Israels Siedlungs- 
politik frech belogen hat. Smith 
charakterisierte Sharon als »in- 


nenpolitischen Opportunisten«. . 


Israels Unbeugsamkeit und Man- 
gel an Kooperation mit US-Au- 
Benminister Bakers Friedensini- 


.tiativen haben auch die Unter- 


stützung für die Darlehensgaran- 


tien beeinträchtigt. Führend bei 
den Bemühungen, die Zustim- 


mung zur amerikanischen Politik 


weiteren 200 Millionen an garan- 
tierter Militärhilfe und der Aus- 
zahlung der Hilfeleistung an Is- 
rael innerhalb des ersten Monats 
des Steuerjahres. Zu dem Geset- 
zesentwurf für die Israel-Hilfe 
gehören Maßnahmen, die die 
Annullierung von Hilfeleistung 
an Syrien bewirken, falls Syrien 
keine Verhandlungen mit Israel 
aufnimmt, und weitere Ein- 
schränkungen des Dialogs zwi- 
schen den USA und derPLO. 

Um sich nicht von der Schenkung 
des Repräsentantenhauses über- 
treffen zu lassen, trugen die US- 
Senatoren Charles Grassle und 


+ 


Arten Specter Präsident Bush des 


Bitte vor, er möge Gekder’für.das. 


anti-ballistische Raketenprojekt - ' 
‚Arrow - 340 Millionen Dollar. - 


genehmigen und Supercomputer 


für israelische Universitäten be-" 


reitstellen. Die Senatoren Daniel’ 


Inouye und Ted Stevens haben 
„vorgeschlagen, 


überschüssiges 
Golfkriegsgerät Israel zur Verfü- 
gung zu stellen, zusätzlich zu der 
Anzapfung des »Überschuß«- 
Kriegsgeräts in Höhe von 700 
Millionen, das aus dem Bestand 
des amerikanischen Verteidi- 
gungsministerium nach Israel ver- 
bracht werden soll. Außerdem 
hat Israel: seit der Golfkrise 650 
Millionen Dollar für die belang- 
losen Schäden erhalten, die es 


während der SCUD-Angriffe er-" - - 
‚litten hat, 400 Millionen Dollar 


für Wohnungsbaudarlehen im 


vergangenen März, 300 Millio- - ' 


nen Dollar an gelagerten ameri- 
kanischen Waffen zur Verwen- 
dung durch die Israelis, zwei Pa- 
triot-Raketen-Batterien, Garan- 
tien für Pentagon-Aufträge zum 


Umbau von Düsenjägern, zehn ' 


F-15-Jäger und eine strategische 
Erdölreserve in Höhe von 4,5 
Millionen Barrel. 


Wie umfangreich ist Amerikas 


x 


jährlicher Ausverkauf an den ’ 


undankbaren zionistischen 
Staat? Nicht eingerechnet die Su- 


percomputer für israelische Uni- 


versitäten, das überschüssige 
Golfkriegsgerät, das anti-ballisti- 
sche Raketen-Projekt Arrow und 
die Pentagon-Aufträge zum Um- 
bau von Flugzeugen, haben die 


Amerikaner mit drei Milliarden 


Dollar an garantierter jährlicher 
Hilfe, 200 Millionen Dollar an 
verstärkter Millitärhilfe (für das 
Finanzjahr 1993), 700 Millionen 
Dollar für die Verringerung des 
Waffen-Überschusses, 650 Mil- 
lionen Dollar für geringfügige 
Schäden die während der Golf- 
krise eingetreten sind, 300 Millio- 
nen Dollar in Form von in Israel 
gelagerten amerikanischen Waf- 
fen zur dortigen Verwendung, 
200 Millionen Dollar für zwei Pa- 


triot-Raketen-Batterien, 650Mil- _ 


lionen Dollar für die zehn F-15 
Düsenjäger, 400 Millionen Dol- 
lar an Wohnungsbau-Darlehens- 
garantien die im März vereinbart 
wurden, 340 Millionen Dollar zur 
Finanzierung des Arrow-Projek- 


tes, 90 Millionen Dollar für stra-. 


tegische Olreserven - 4,5 Millio- 
nen Barrel zu einem großzügigen 
Preis von 20 Dollar pro Barrel, 
was sich auf weit über sechs Mil- 
liarden Dollar beläuft. IM 


Neue Neue Weltordnung 


Blut fließt für 
den Interna- 
tionalismus 


Peter Blackwood 


Vor mehr als 200 Jahren trat eine Gruppe von englischen Kolonisten 


mit einer Binsenweisheit der Politik hervor: eine heimatverbun- 


dene, nationalistische Regierung sei besser für das Volk, als eine 
weit entfernte internationalistische. Die Wahrheit ist, daß nur eine 


weit entfernte Regierung wahrhaft unterdrückend sein kann; eine lo- 


kale Regierung kann das nicht. 


Die Kolonisten wurden als Grün- 
dungsväter der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika bekannt. Die 
weit entfernte, internationalisti- 
sche Regierung war die des Verei- 
nigten Königreiches. Die Ge- 
schichte bewies, daß die Ent- 
scheidung, zu rebellieren, die 
richtige war. Und die beiden 
Kriege, die Amerikaner gegen 
Großbritannien führten, waren 
beide die einzigen internationa- 
len Kriege, die sie das Recht hat- 
ten zu führen, und die einzigen, 
die sie gewannen. Wenn Sie glau- 
ben, daß die USA auch noch an- 
dere gewonnen haben, stellen Sie 
selbst die Frage: »Was haben die 
Amerikaner gewonnen?« 


Die Zerstörung 
des Nationalismus 


Jetzt unterminiert die amerikani- 
sche Regierung - die vorgeblich 
nur Freiheit, Nationalismus und 
Demokratie auf ihre Fahnen ge- 
schrieben hat - diese von Ameri- 
kas Gründungsvätern aufgestell- 
ten Grundsätze. US-Präsident 
George Bush und seine Neue 
Weltordnung stehen an der 
Spitze auf dem Weg zu einer inter- 
nationalen Regierungsbehörde. 


Der Erfolg dieser Neuen Welt- 
ordnung hängt von der Zerstö- 
rung des Nationalismus ab. Und 
‘das ist auch der Grund dafür, 
warum Bush und sein Außenmi- 
nisterium die fortdauernde Ver- 
sklavung von gefangenen  Völ- 
kern innerhalb der Sowjetunion, 
-darünter die baltischen Staaten 
Estland, Lettland und Litauen, 
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Streitkräfte der kommunisti- 
schen Zentralregierung Jugosla- 
wiens kämpft, um Slowenien und 
Kroatien zu zerschlagen. Die 
Kroaten ihrerseits haben sich ge- 
schworen, Widerstand zu leisten 
- wenn nötig mit ihren bloßen 
Händen. 


Welche Geheimabkommen hat 
Bush mit seinem neuen Freund 
und Helfer des Internationalis- 
mus getroffen? Wir kennen zwei 
davon: Die UdSSR darf nicht 
auseinanderfallen; auch Jugosla- 
wien nicht. 


Aber die gefangenen Völker der 
Welt haben genug davon. Einst 
die Opfer und Sklaven des inter- 
nationalen Kommunismus, sol- 
len sie jetzt die Lakeien des 
neuen Internationalismus spie- 
len, wie die Bilderberg-Gruppe 


in die Praxis umzusetzen. Gott 
hat ihnen das Recht zum Leben, 
zur Freiheit und zum Streben 
nach Zufriedenheit verliehen; 
und niemand — auch nicht die 
Führer der beiden mächtigsten 
Staaten der Welt — kann ihnen 
diese Rechte kampflos nehmen. 
Es wird noch mehr Blut vergos- 
sen werden. Das ist jetzt unver- 
meidlich. Und doch hätte es ver- 
mieden werden können. Bush 
braucht nur zu erklären, daß er - 
mit aller Macht, die die Vereinig- 
ten Staaten aufbringen können — 
die rechtmäßigen nationalen 
Ziele aller Völker der Erde unter- 
stützt. Die amerikanische Mili- 
tärmacht ist in diesem Jahr mehr 
als genug zur Schau gestellt wor- 
den, zu Zwecken, zu denen sie 
niemals hätte eingesetzt werden 
sollen. 

Weder den Zentralregierungen 


Mit der Arbeit der Guillotine auf 
dem Place de la Revolution vor 
200 Jahren begann das blutige 
Abenteuer des Internationalis- 
mus, dessen Erfolg von der 
Zerstörung gewachsener hi- 
storischer und nationaler 
Strukturen abhängt. 


und die Zerstörung der legitimen 
Bestrebungen der Völker des 
unechten Nationalstaates Jugos- 
lawiens, besonders der Kroaten 
und Slowenen, unterstützen. Die 


und die Trilaterale Kommission 
es bestimmt haben und von der 
amerikanischen Regierung in die 
Tat umgesetzt werden soll. 


»An ihren Früchten 
erkennt Ihr sie!« 


Diese seit langem leidenden Völ- 
ker - typisches Beispiel sind die 
Kroaten - versuchen, die von 
Amerikas Gründungsvätern vor 
mehr als 200 Jahren verkündeten 
selbstverständlichen Wahrheiten 


der Sowjetunion, Jugoslawiens 
oder der Vereinigten Staaten 
sollte erlaubt werden, den legiti- 
men nationalen Bestrebungen 
der Völker dieser Erde im Weg zu 
stehen. Bush weiß das. Die Tatsa- 
che, daß er diese Bewegungen 
und Völker nicht unterstützt, 
stellt mehr als alles andere seine 
Verpflichtung gegenüber der 
Neuen Weltordnung und dem 
despotischen Internationalismus 
gegenüber unter Beweis. 

Anihren Früchten sollt Ihr sie er- 
kennen. oO 
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Europäische Gemeinschaft 


Wegbereiter 


der Neuen 
Weltordnung 


David Hudson 


Wer CODE regelmäßig liest, weiß, daß die kommende Neue Welt- 


ordnung zwar von ihren Befürwortern und Architekten genau festge- 
legt werden muß, aber die Grundthese lautet, daß man zu tun hat, 


wie einem befohlen wird. 


Dies bedeutet, daß, ob Sie Deut- 
‘ scher oder Amerikaner sind, von 
‚Ihnen erwartet wird, daß sie hö- 
here Steuern zahlen; vom Japa- 
ner erwartet man, daß er mehr 
Importgüter kauft; Mexikaner 
sollen im namen des Schulden- 
dienstes weniger essen und Bal- 
' ten, Slowenen und Kroaten sol- 
len weiterhin zur Sowjetunion 
oder Jugoslawien gehören. Sie 
haben zu tun, wie ihnen befohlen 
wird, ob ihnen das paßt oder 
nicht. Schließlich geschieht dies 
zu ihrem eigenen Wohlergehen. 
Wegbereitend für diese brave 
- Neue Welt des Freihandels und 
der gegenseitigen Abhängigkeit 
ist die Europäische Gemein- 
schaft (EG), die am 31. Dezem- 
ber 1992 elf Länder Westeuropas 
zu einem gemeinsamen Wirt- 
schaftsgebilde, mit völlig. freier 
Bewegung von Gütern und Men- 
schen unter ihren Mitgliedstaa- 
ten, zusammenschließen wird. 
Eine. gemeinsame Währung, die 
Hoffnung ihrer Befürworter, ist 
nur noch wenige Jahre entfernt. 


Willkommene Gelegen- 
heit mit unbeabsichtigten 
. Folgen 


Im Laufe der Zeit könnten an- 
dere Länder der EG beitreten. 
Die skandinavischen Länder - Is- 
land, Finnland, Norwegen und 
Schweden - sollen noch vor der 
Jahrhundertwende beitreten, 
und das traditionell neutrale 
Österreich und auch die Schweiz 
könnten beitreten, wenn: auch 
nicht ohne starken Widerstand 
seitens ihrer Bürger, die ihre tra- 
ditionelle Kultur und das natio- 
nale Erbe hoch schätzen. Auch 
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hen, wenn sie dies wollte - Wider- 
stand entgegensetzen, betrach- 
ten andere die EG als willkom- 
mene Gelegenheit. 

Diese Gelegenheit besteht darin, 
sich von den Fesseln, in denen sie 
derzeit gefangengehalten werden 
und die sie, wie sie glauben, un- 
rechtmäßig den Gesetzen, Steu- 
ern und der Wehrpflicht größerer 
Staaten unterwerfen, zu be- 
freien. Viele politische Führungs- 
kräfte in Slowenien und im Balti- 
kum, die ihre Unabhängigkeit 
von Jugoslawien oder der 
UdSSR erklärt haben, wünschen 
sich nichts sehnlicher, als einen 
Vertrag mit der EG zu unter- 
zeichnen. 


Der eingefleischte Internationa- 
list warnt gegen die Zerstücke- 


Der Sitz der Europäischen Gemeinschaft in Brüssel. Wird die EG 
nur eine Wirtschaftsunion bleiben, die die kulturellen und nationa- 
len Unterschiede der Völker respektiert? 


die Türkei möchte gerne beitre- 
ten. Und dann gibt es noch ehe- 
malige osteuropäische Satelliten 
der UdSSR, und schließlich die 
Sowjetunion selbst. 


Dieser überstürzte Drang zur eu- 
ropäischen Einheit wird bedeu- 
tende, wenn auch unbeabsich- 
tigte Folgen nach sich ziehen. 
Während viele, vielleicht die mei- 
sten Bürger der EG-Mitglied- 
staaten, dem Verlust der wirt- 
schaftlichen und finanziellen 
Souveränität und der unbegrenz- 
ten Einwanderung — zumindest 
die rechtmäßigen Bürger anderer 
EG-Staaten, die gesamte Bevöl- 
kerung Portugals könnte nach 
Deutschland ziehen und die ge- 
samte Bevölkerung Griechen- 
lands nach Großbritannien zie- 


lung bestehender Länder in ihre 
einzelnen Bestandteile. Ein 
Hauptargument besteht darin, 
daß Slowenien und die baltischen 
Staaten wirtschaftlich einfach 
nicht lebensfähig seien. 


Wie, so fragen sie, können sie 
hoffen, ihre eigene Währung, 
Außenpolitik, Versorgungsnetz 
und noch viel mehr zu schaffen? 
Sie sollten also besser dort blei- 
ben, wo sie sind, und darauf hof- 
fen, daß das Händeringen der Li- 
beralen und Konservativen in der 
ganzen Welt ihre kommunisti- 
schen Herren dazu veranlassen 
wird, die fortdauernde Unter- 
drückung zu mäßigen. 


Ein derartiges Händeringen hat 
natürlich in den Nachwirkungen 


des Massakers in Peking vom 
Juni 1989 dem unterdrückten chi- 
nesischen Volk keineswegs gehol- 
fen. 


Sehnsucht nach politi- 
scher Bewegungsfreiheit 


Aber die enstehenden Establish- 
ments in Slowenien und im Balti- 
kum und anderswo in kommen- 
den europäischen. Ländern - 
schauen hoffnungsvoll auf die 
EG als Adoptiveltern, als Alter- 


native zu dem Pflegeheim, in das * F 
sie buchstäblich mit vorgehalte- - 


nem Gewehr hineingezwungen 
wurden; sie erkennen, daß Unab- 


hängigkeit in einer kalten, grau- 
samen Welt vielleicht doch nicht : 


so reibungslos 
könnte. Aber, einfach ausge- 
drückt, sie sehen in dem Beitritt 
zur EG als unabhängige Staaten 
eine viel erfreulichere Aussicht 
als dort zu bleiben, wo sie sind, 
unter einer kommunistischen 


funktionieren 


Diktatur und als unterdrückte 


Minderheiten. 


Bewegungs- 


freiheit 


Nehmen wir einmal an, Slowe- 


nien und die baltischen Staaten - 


erhalten ihre Unabhängigkeit 


und treten der EG bei. Ihren Be- 


völkerungen stünde es dann frei, 
in irgendeinen anderen Mitglied- 
staat der EG zu ziehen und dört 
nach Arbeitsplätzen zu suchen, 
und ihre Grenzen wären für un- 
eingeschränkte und dringend be- 
nötigte Investitionen aus ande- 
ren EG-Ländern geöffnet. Falls 
die Bestimmungen nicht geän- 
dert werden, stünde ihnen auch 
ein entsprechender Anteil an den 
gemeinsamen EG-Zolltarifen zu 
— auferlegt auf Einfuhren aus 
Ländern außerhalb der EG -, an 
landwirtschaftliche Subventio- 
nen und ein zollfreier Markt für 
diejenigen Ausfuhrgüter, die in- 
nerhalb Europas wettbewerbsfä- 
hig sein würden. 


Und wie ist es mit dem Verlust 
der Souveränität? Die EG 
könnte sogar in der Mitte des 
nächsten Jahrhunderts ein milde- 
rer Herr sein, als Jugoslawien 
und die UdSSR es jetzt sind. Die 
EG wird nicht die Religion unge- 
setzlich machen, wie es die kom- 
munistischen Länder getan ha- 
ben, oder die herkömmlichen. 
Sprachen und Kulturen unter- 
drücken. 


Er 


Internationalisten und »Europa- 
freunde« sagen schon seit Jahren, 
daß kein Italiener, Franzose oder 
Niederländer gezwungen wird, 
sein Heimatland zu verlassen, 
eine fremde Sprache zu spre- 
chen, sein Bekenntnis aufzuge- 
ben oder irgendeine kulturelle 
Entbehrung leiden muß. 


Wenn man dieses Versprechen 


mit den anderen Freiheiten kom- 


biniert, einschließlich des Frei- 
scheins für persönliche Exzesse, 


“ die einzelne Bürger der EG »ge- 


nießen« werden, welcher Slo- 
wene oder Litauer -. oder Baske, 


Korse, Slowake, Ire, Schotte 


oder anderer Zugehöriger zu ei- 
ner Gruppe von Menschen, die 
durch Rasse, Sprache, Religion 
und Kultur vereinigt sind - würde 
nicht zumindest die Unabhängig- 
keit innerhalb der EG in Erwä- 


» gung ziehen? 


Europa hat 
drei Ebenen 


. Sogar Italien könnte auseinan- 
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derfallen. In Norditalien will eine 


- neue, in Mailand ansässige politi- 


sche Bewegung, die Lombard- 
Liga, die Lostrennung vom übri- 
gen Italien. Ihr Ziel ist es, volle 
Gewalt über Steuereinzug zu ge- 


- winnen, den Lombarden Vor- 


zugsarbeitsplätze, soziale Sicher- 
heit und Wohnungen zu garantie- 


ren und ihre Kultur und Dialekt 


vor dem übrigen Italien zu schüt- 
zen. 


Lombarden haben mehr mit fran- 
zösischer und deutscher als mit 
italienischer Kultur gemeinsam; 


. alles, was sie wirklich mit dem üb- 


rigen Italien teilen, ist eine ge- 
meinsame Sprache, auch wenn 


sie einen anderen Dialekt spre- 
- chen. 


Francesco Sperona, ein Gründer 


.der Liga, bemerkte: »Europa hat 


© jetzt drei Ebenen - die EG, den 


Staat und die Region. Die 
schwächste von diesen ist der 
Staat. Der Staat kann sehr wohl 
verschwinden. Mir kann nie- 
mand sagen, daß Staaten wirk- 
lich die Menschen im neuen Eu- 
ropa vertreten. Oft werden sie 
aus falschen Gründen, durch Di- 
plomaten und Generale gebil- 


.det.« 


Allgemein gesagt, die Regionen, 
die nach Unabhängigkeit von be- 
„ stehenden Staaten streben, sind 
- „wohlhabender als das größere 


Ganze und haben außerdem eine 
klare nationale Identität. Slowe- 
nien macht nur neun Prozent der 
Bevölkerung Jugoslawiens aus, 
aber 25 Prozent seines Bruttoso- 
zialprodukts. Die Lombardei 
macht 15 Prozent der Bevölke- 
rung, aber 25 Prozent des Brutto- 
sozialprodukts Italiens aus. Li- 
tauen, ebenso Estland und Lett- 
land, haben alle eine produkti- 
vere Gesellschaft und somit ei- 
nen höheren Lebensstandard als 
die übrige UdSSR. 


Regionen streben 
nach Unabhängigkeit 


Sie haben es satt, andere Völker, 
die sie nur als Unterdrücker anse- 
hen, durch Steuern zu unterstüt- 
zen. 


Es kann sinnvoll sein, für ein Eu- 
ropa, das aus Frankreich, 


Deutschland, England -— nicht 
Großbritannien — und sage und 
schreibe zwei Dutzend anderen 
Staaten, etwa so groß wie Irland 
und Dänemark, besteht, die alle 
erfolgreiche und lebensfähige 


Länder mit Jahrhunderte langer 


‘ Selbstregierung sind, sich zu ei- 


ner Wirtschaftsunion zusam- 
menschließt, die die kulturellen 
und politischen Unterschiede 
zwischen den verschiedenen Völ- 
kern respektiert. 


Aber man rechne nicht damit, 
daß die Eine-Weltler dies gesche- 
hen lassen werden. Der ver- 
rückte Eine-Weltler von heute 
will den Wohlstand in seinem ei- 
genen Interesse umverteilen und 
die Völker der Welt beherrschen. 
Selbst im Zusammenhang mit ei- 
ner Europäischen Union, wäre 
dies viel schwieriger, wenn die 
UdSSR in seine 15 verschiedene 
Republiken auseinanderfallen, 
wenn Jugoslawien, die Tsche- 
choslowakei, Belgien und Italien 
in ihre Bestandteile auseinan- 
derbrechen würden, wenn 
Schottland und Wales aus Groß- 
britannien ausscheiden, und 
wenn die baskischen Volksgrup- 
pen, die jetzt von Frankreich und 
Spanien unterjocht werden, ih- 
ren eigenen Staat bilden sollten. 


Nun, sogar die Bayern könnten 


Mit der Französischen Revolution und ihren Symbolen begann 
der Weg zu einer neuen Weltordnung. 3 


sogar wünschen, sich 
Deutschland zu trennen. 


von 


Die Schrauben werden bereits 
angezogen, überall in der Welt. 
Das kurdische Volk muß auf je- 
des Streben nach nationaler Selb- 
ständigkeit verzichten und Tür- 
ken, Iraner, Iraker, Syrier und so- 


gar Bürger der UdSSR bleiben, 


um ja nicht die bestehenden 
Grenzen durcheinander zu brin- 
gen. Der »Weiße Stamm« Süd- 
afrikas darf sich nicht von einem 
von Schwarzen beherrschten 


Azania loslösen, sondern muß. 
statt dessen das Land, das er auf- 


gebaut hat, mit allem Drum und 


Dran an den von Kommunisten 


beherrschten African National ' 


Congress (ANC) ausliefern. 


Und das palästinensische. Volk 
kann sich keine Heimat auf dem 


jetzt von Israel besetzten Lander- : 


hoffen, da Israel das ganze Land, 
und noch mehr, benötigt um so- 
wjetjüdische Einwanderer und 
andere jüdische Einwanderer, die 
seine theokratischen Herrscher 


haben wollen, dort neu anzusie- 


deln: 


Damals in den sechziger Jahren 
wurden sogar schwarze Afrika- 
ner der gleichen Behandlung un- 
terzogen, wie sie jetzt den Wei- 
Ben in der ganzen Welt und den 
Palästinensern zuteil wird. Das 
kupferreiche Katanga durfte sich 


1960 nicht vom Kongo - jetzt 


Zaire — loslösen, und dem ölrei- 
chen Biafra wurde 1968 nicht ge- 


stattet, sich von Nigeria zu tren-" 
nen. Jede dieser reichen Regio- 


nen wurde gezwungen, Teil von 
größeren und ärmeren Regionen 


zu bleiben und diese zu subven- 


tionieren. 


Diese Regionen müssen ihre 


Überschußproduktion speziell 
für den Export bereitstellen, um 


. die von den bestehenden Zentral- 
regierungen angehäuften Aus- 


landsschulden zu bezahlen. 


So ist es jetzt und in der Zukunft 


um die glorreiche »Neue Weltord- 
nung« bestellt. Wohlhabende 
und tüchtige Völker, wie die Slo- 
wenen und Litauer, müssen in 
größeren und ärmeren Staatsge- 
bilden verbleiben und diese sub- 
ventionieren. Mindestens einige 
Palästinenser werden in einem 
Großisrael bleiben müssen, als 
niedrigste Gesellschaftsschicht 
dieses Landes, so daß die Israelis 
ein »minderwertiges« Volk ha- 
ben, das sie physisch demütigen 


und dominieren können. OD 
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Falin umreißt 
Zusammen- 
bruch der 
'Sowjet-Wirt- 
schaft 


Der sowjetische Industrieausstoß 
in den ersten Monates des Jahres 
1991 fiel im Vergleich zu den er- 
sten Monaten 1990 um 5,6 Pro- 
zent, sagte der Sekretär des so- 
wjetischen Zentralkomitees, Va- 
- lentin Falin, in einem Vortrag in 
Düsseldorf, 


Falin berichtete: Die Produktion 

‘von Metallen. aller Art sank um 
60 Prozent. Bergarbeiterstreiks 
und die zurückgehende Kohle- 
produktion haben den Stahlsek- 
tor schwer getroffen: Von 121 
Hochöfen sind 67 außer Betrieb. 
Etwa 2000 neue, niedergebrachte 
Ölquellen können wegen fehlen- 
der Rohre und fehlender techni- 
scher Ausrüstung nicht angezapft 
werden. Die geringe Produktion 
von Grundchemikalien und Ma- 
schinenpannen in der pharma- 
zeutischen. Industrie bedeuten, 
daß nur 40 Prozent des Bedarfs 
an Medikamenten gedeckt wer- 
den kann. 


Der Handelsverkehr mit Osteu- 

- ropa, der sich 1988 auf 78,9 Mil- 

liarden transferierbarer Rubel 

belief, fiel 1989 auf 57,7 Milliar- 

den und im Verlauf des Jahres 
- 1990 praktisch auf Null zurück. 


Wenn die Industrie nicht wieder 
in Form gebracht wird, und wenn 
die Umwandlung von auserwähl- 
ter militärischer Produktion zu zi- 
vilen Zwecken aus Mangel an 
einfließendem Kapital nicht 


funktioniert, warnte Falin, dann 


werden 1,5 bis zwei Millionen 
Facharbeiter und Ingenieure aus 
der Sowjetunion auswandern und 
sich im Westen nach neuen Ar- 
beitsplätzen umsehen. Wenn die 
.. Industrie weiter zusammen- 
bricht, dann werden dramatische 
- .Entwicklungen, ‚die jetzt noch 
niemand voraussagen kann, ein- 
treten. In ‚diesem Zusammen- 
hang schloß darum Falin einen 
- Militärputsch keineswegs aus. U 
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- Sowjetischer 
- Premier 
kritisierte 


Harvard- 
Wissenschaftler 


Der inzwischen abgesetzte sowje- 
tische Premierminister Valentin 
Pawlow machte in seiner Rede 
vor dem Obersten Sowjet einige 
bissige Bemerkungen über Wirt- 
schaftswissenschaftler von der 
Harvard University. 


»Ich kenne gewisse Herren an 
der Harvard University«,. sagte 
er. »Sie kennen unser Leben oder 
unsere Ansichten über das Leben 
nicht. Sie legen uns ihre Kriterien 
auf und sagen uns, wie wir zu le- 
ben und zu arbeiten haben.« 


In dem Pawlow den von Gregory 
Yavlinsky-Harvard gemeinsam 
verfaßten Plan für die sowjeti- 
sche Wirtschaft als »hübsches 
Stück Papier« verspotette, stellte 
er sarkastisch fest: »Wir werden 
in der UdSSR bald mehr Pro- 
gramme als Dissertationen ha- 
ben.« 


Zum zweiten Mal innerhalb einer 
Woche verglich Pawlow die euro- 
päische Ansicht über Hilfe an die 
Sowjetunion mit der der USA 
und meinte, die Europäer seien 
kooperativer: »Ich kenne das 
amerikanische System. Um Geld 
zu bekommen, muß man zum 
Kongreß gehen und sagen, daß 
die Sowjetunion Hilfe braucht, 
und man muß sich dann anstel- 
len. Wir müssen hinter Israel und 
Nicaragua in der Schlange ste- 
hen. Wenn jemand unbedingt 
Schlange stehen will, gut, aber 

oO 


“ohne mich.« 


Völlig falsche 
US-Politik 
gegenüber 
Jugoslawien 


Eine Flut von Angriffen der 
österreichischen Medien gegen 
die Politik der USA und der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft gegen- 


über Jugoslawien ist. seit dem. 


Eingreifen. der jugoslawischen 
Armee in Slowenien und Kroa- 
tien zu beobachten... 


Te 


. Der Wiener »Kurier«.brachte bei-- 


spielsweise zwei Leitartikel. Im 
ersten wird festgestellt: »Falsch, 
tödlich falsch ist die Einstellung 


der USA und. der EG zu Jugo- 


slawien, das nur noch durch den 
Panzer-Kommunismus zusam- 
mengehalten wird. Mit einer er- 
staunlichen Blindheit haben sich 
sowohl Bush-Baker als auch die 
EG für eine erzwungene Einheit 
entschieden, die keine Chance 
mehr : hat. Beabsichtigen die 
USA und die EG, ein Militärre- 
gime alter bolschewistischer Ge- 
nerale durch diplomatische Aner- 
kennung und Kredite vor dem 
Bankrott zu retten? Für die euro- 
päische Nachkriegspolitik hat die 
Bush-Baker-Lnie zweifellos 
eine neue Qualität bekommen: 
Zum ersten Mal stehen die USA 
nicht auf der Seite der Männer, 
die zum Frieden aufrufen, son- 
dern auf der Seite der Panzer. 


Der zweite Kommentar im »Ku- 
rier« klagt an: »Die Vergabe ei- 
nes Darlehens in Höhe von 300 
Millionen Dollar durch die Welt- 
bank, die ihren Sitz in Washing- 
ton hat, an Jugoslawien genau zu 
dem Zeitpunkt, wo Slowenien 
und Kroatien sich von dem verei- 
nigten Staatsgebilde abspalten, 
hat symbolischen Charakter. 
Dies soll auch die amerikanische 
Position unterstreichen: Nur ein 
vereintes Jugoslawien ist für uns 


ein gutes Jugoslawien.« oO 
Thatcher will 
Ihren Sitz im 
Parlament nicht 


behalten 


Wie aus gut unterrichteten Krei- 
sen in London verlautet, ist die 
Ankündigung der ‚ehemaligen 
britischen Premierministerin 
Margaret Thatcher, sie werde ih- 
ren Sitz im Parlament nicht behal- 
ten, eine unmittelbare Reaktion 
auf die außergewöhnliche Ent- 


‚scheidung des Oberhauses, Tiny 


Rowlands Firma Lonrho zu ge- 
statten, wegen Betrug bei einer 
umstrittenen Übernahme des 


“ Warenhaus-Imperiums ‚House :of 


Fraser durch die Gebrüder Al 
Fayed, arabische Finanziers, auf 
Schadenersatz zu klagen. Nach 
diesen Berichten »ist die Ent- 
scheidung des Oberhauses Teil ei- 
ner. sich im Gang. befindlichen 


-Säuberung unter:dem Establish- 
ment des Vereinigten Königs- . 
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reichs durch Thatcher-Gegner. Y 


Es ist ‚bekannt, daß Mrs. That- 


‚cher tiefin.die Missetaten der Ge- 
brüder Al Fayed verwickelt war. 


Langsam wird auch ihr ständiges 
Wüten gegen Europa zu einer 
eindeutigen Belastung, und das 


Establishment hat beschlossen, 
daß sie zum Schweigen gebracht 
werden muß. Sie wird ‚wahr- 
scheinlich immer mehr Zeit in. 


den Vereinigten Staaten verbrin- 


gen, wo man ihre Art des Schimp- - 


fens in diesen Tagen mehr zu 
schätzen scheint. 


Was die sonstigen Tätigkeiten der 
Mrs. Thatcher anbelangt, so be- 
richtete der Londoner »Daily Te- 
legraph«, daß sie für den »Erd- 
-Gipfel« in Brasilien im Jahr 
1992 auf den Posten des »eminen- 
ten Beraters« berufen "wurde. 
Diese Position sei ihr schon im 
April dieses Jahres angeboten 
worden, aber sie habe sie erst an- 
genommen, nachdem sie von Sir 
Crispin Tickell, ehemaliger briti- 
scher Botschafter bei den Verein- 
ten Nationen und Spitzen-Ar- 
chitekt der »grünen« Politik, 
dringend darum gebeten worden 
war. Der »Telegraph« schreibt, 


. Thatcher sei über die Weigerung 


des derzeitigen Premierministers 
John Major, die von ihr in ihrer 
Rede vor der Royal Society in 
London im September 1990 ver- 
kündete Perspektive der »Um- 
weltschützer« weiter zu verfol- 
gen, verärgert. DO 


Kirchenkam- 
pagne senkt 
Polens Abtrei- 
bungsrate 


In den letzten sechs Monaten 


wurde Polens Abtreibungsquöte, 
vorher einer der höchsten in der 
Welt außerhalb der Sowjetunion, 
drastisch gesenkt, berichtete die 
»Washington Post«. Die Zeitung 
schreibt die Verantwortung dafür 


= 


der katholischen Kirche zu und. ' : 


zitierte diesbezüglich drei ärztli- 


che Abtreiber. Sie beschweren 


sich darüber, daß »die Priester 
mit den Frauen reden« und ihnen 
Rat und Hilfe anbieten. 


Eine solche Entwicklung sei für 
jede länger .anhaltende - Wirt- 


schaftsentwicklung. in. ..Osteu-. ..:... 


Ba; "u “ 


E topa, dessen Länder äußerge- 
“ wöhnlich niedrige Geburten- 


und. Bevölkerungs— Wachstums- 
quoten aufwiesen, nach Jahr- 
zehnten eines offiziellen pessimi- 
stischen Atheismus und einer 
Wirtschaftstagnation, von we- 


_ sentlicher Bedeutung. Polens Ab- 


treibungsquote belief sich auf 
über 50 Prozent der Empfäng- 
nisse. 


Der Besuch des Papstes wird 
diese Umkehr zweifellos voran- 
treiben. Als erin Polen war, sagte 
er: »Wir müssen unsere soziale 
Besorgnis nicht nur für das unge- 
borene Kind, sondern auch für 
seine Eltern, seine Mutter zu aller- 
erst, erhöhen, wenn die Ankunft 
ihres Kindes sie vor Schwierigkei- 


‚ ten und Sorgen gestellt hat, mit 


denen sie nicht allein fertig zu wer- 
den scheint. Diese Besorgnis soll- 
ten ihren Ausdruck in der Bildung 
von institutionalisierten Formen 


.. der Hilfe für diejenigen Eltern fin- 


den, deren Lage besonders 
schwierig ist.« Oo 


Baltische 
Republiken 
fordern Sitz bei 


der KSZE 


Die drei baltischen Republiken - 
Litauen, Lettland und Estland - 
bestehen darauf, daß sie unab- 
hängig von der sowjetischen De- 
legation einen Sitz auf der Konfe- 
renz für Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa (KSZE) be- 


. kommen, erklärte der litauische 


Außenminister Aldirgas Saudar- 
gas in Wilna. Ergab bekannt, daß 
die drei baltischen Außenmini- 
ster ihre Forderung nach Vertre- 
tung durchsetzen werden. 


[2 


Die Sowjetregierung reagierte 


auf diese Erklärung und auf eine 


neue Resolution zur Unterstüt- 


zung der baltischen Staaten, die 
vom Europäischen Parlament 
verabschiedet wurde, mit einer 
Erklärung des stellvertretenden 
Außenministers Juli Kwitsinsky, 
- inzwischen zurückgetreten - 
der auch Koordinator für KSZE- 
—Angelegenheiten ist. Kwit- 
sinsky sagte, jeder Hinweis auf 
die baltische Frage werden von 


Moskau als »Einmischung in die ° 


inneren Angelegenheiten des so- 
wjetischen Staates« erachtet. DI 
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Sowjets 
hungern 
Kuba aus 


Sowjetische Regierungsbeamte 
gaben bekannt, daß die ersten 


- Lieferungen sowjetischer Nah- 


rungsmittel außer Getreide in 
Kuba ein getroffen sind. Aller- 
dings versandten die Sowjets 
trotz der Handelsverpflichtun- 
gen, die in dem Wirtschaftsab- 
kommen von 1991 zwischen 'den 
beiden Ländern für die ersten 
sechs Monate dieses Jahres auf- 
geführt sind, nur begrenzte Men- 
gen an Holz und Öl nach Kuba. 


Die sowjetischen Ankündigung, 
daß das Einfrieren des Handels 
mindestens im Augenblick ünter- 
brochen sein könnte, sollte als 
ein Signal an Washington verstan- 
den werden, die Sowjetunion 
nicht ganz aus dem amerikani- 
schen Kalkül hinsichtlich Kuba 
auszuschließen. Inzwischen er- 
klärte der sowjetische Botschaf- 
ter für die USA, Viktor Komplek- 
tow, es werde keine radikale An- 
derung in Moskaus Beziehungen 
zu Kuba geben, trotz Warnungen 
amerikanischerseits, daß die Fi- 
nanzhilfe an die Sowjetunion mit 


der Beendigung sowjetischer Lie- 


ferungen an Kuba verbunden 
sein könnte. »Sie mögen Kuba 
nicht leiden. Na und?« ‚erklärte 
Komplektow. 

Aber da ein Handel mit den 
jüngst befreiten osteuropäischen 
Ländern jetzt kaum mehr be- 
steht, haben die Kürzungen der 
sowjetischen Lieferungen von 
Lebensmitteln, Medikamenten 
und Rohmaterialien dramatische 
Knappheiten in der kubanischen 


Wirtschaft hervorgerufen. Bis: 


1990 wurden 80 Prozent der Han- 
delsgeschäfte Kubas mit der So- 
wjetunion und den ehemaligen 
Ostblockländern abgewickelt. 
Kuba führte etwa 30000 Tonnen 
Milchpulver - entsprechend eine 
Million Liter Milch pro Tag - aus 
den sozialistischen Ländern ein. 
Neue Lieferanten wurden nicht 
gefunden. Etwa 20000 Tonnen 
Butter pro Jahr wurden gewöhn- 
lich eingeführt - in Kuba wird 
keine Butter hergestellt -, aber 
bis zum 1.-Juni dieses Jahres ist 
keine Butter mehr eingeführt 
worden. 


Kuba stell auch keine öligen Pro- 
dukte, abgesehen von geringen 
Mengen Schweinespeck, her und 


ist von der Einfuhr von 120000 
Tonnen Fett pro Jahr abhängig. 
In den ersten Monaten des Jahres 


- erhielt es weniger als eine Tonne. 


Etwa 170000 der 600000 Tonnen 


Mehl, die pro Jahr verbraucht - 


werden, wurden eingeführt, aber 
keine einzige Tonne in diesem 
Jahr. 

Flüchtlinge, die Kuba in Rekord- 
anzahl per Floß oder Boot verlas- 
sen, berichten, daß sie schon seit 
drei Monaten kein Fleisch mehr 
gesehen haben, daß es in einigen 
Provinzen keine Seife und Be- 
kleidung mehr gibt. IB] 


Bush will die 
Cholera | 
sich verbreiten 
lassen 


Die Bush-Regierung scheint 
sich fest dazu verpflichtet zu ha- 
ben, lieber die Lateinameerika- 
ner an Cholera sterben zu lassen, 
als die Dogmen des freien Mark- 
tes zu verletzen. Das »Wall Street 
Journal« berichtete, daß sich die 
Regierung »auf Institutionen 
stützt, um Darlehen in den Pri- 
vatsektor zu schleusen, wo das 
meiste Geld nicht zur Instandset- 
zung Lateinamerikas Infrastruk- 
tur verwendet wird«. Das ameri- 
kanische Finanzministerium 
habe Gelder für die International 
Finance Corporation, die Filiale 
der Weltbank, zurückbehalten, 
um die »Bank anzuspornen, ihre 


Geldverleihung an den Privatsek- 


tor zu erhöhen«. 

Selbst das Sprachrohr der Wall 
Street erkannte an, daß die Re- 
gierung »vielleicht die falsche 
Medizin. für das, was der Region 
fehlt, verschreibt«, und erinnert 
seine Leser daran, daß Cholera 
durch verseuchtes Wasser und un- 
zureichende Abwässereinrich- 
tungen übertragen wird.. »Aber 
statt die internationalen Füh- 
rungspersönlichkeiten dazu an- 
zuspornen, Lateinamerikas man- 
gelhafte öffentliche Einrichtun- 
gen umbauen zu helfen, übt die 
amerikanische Regierung Druck 
auf die Banken aus, Darlehen auf 
die Geschäftswelt zu konzentrie- 
ren, um die Wirtschaft der Re- 
gion zu »privatisieren«.« 


Jerome Levinson ehemaliger Ge- 
neralanwalt der Inter- America 
Development Bank, erinnerte 
das »Journal« daran, daß solange 
wie die verfallene Infrastruktur 


nicht instandgesetzt wird — was: 
öffentliche Gelder erfordert - 
»die Region trotz der regierungs- : 
seitigen Bemühungen : kein ..: 
fruchtbarer Boden für private 
Geldanlagen sein wird«. Die 
Bush- Regierung selbst will über 
die kommenden zwei Jahre hin- - 
weg nur zehn Millionen Dollar 

zur Bekämpfung der Cholera zur ° 
Verfügung stellen. iM) 


Dramatischer 
Einfluß 

von Aids auf 
US-Städte 


Eine von der US-Conference of 
Mayors (Konferenz der Bürger- 
meister) herausgegebene landes- 


“ weite Studie besagt, daß der Ein-. 
“ fluß von Ajds auf amerikanische . 


Städte deren Gesundheitswesen 
überfordern wird. 50 bis 66 Pro- 
zent, der in diesen Städten mit 
Aids Infizierten, beziehen staatli- _ 
che Beihilfe zur Deckung von 
Arzt- und Arzneimittelkosten,. 
während 21 Prozent nur der öf- 
fentlichen Krankenversicherung : 
angeschlossen sind. 


Aus der Studie geht hervor, daß 
26 Städte im kommenden Jahr- 
zehnt nicht in der Lage sein wer- 
den,‘ den Anforderungen der 
Aids-Betreuung zu genügen. 
Keine dieer Städte berichtete, 
daß örtliche Resourcen den.vor- 
aussichtlichen Bedarf decken 
können. Viele der am schwersten 
betroffenen Städte sind bereits 
auf Nothilfe-Bundesgelder an- 
gewiesen, um die Versorgung ab- 
decken zu können. 

»Die Städte des Landes müssen 
sich noch von der Rezession er- 
holen, die kurznach der Aids-E- - 
pidemie begann«, schrieb Tho- 
mas Cochran, der leitende Direk- 
tor der Konferenz. »Zahlreiche 
Studien haben ergeben, daß. 
durch die achtziger Jahre hin- 
durch die Bundesgelder für die - 
Städte um 60 bis 70 Prozent ge- 

senkt worden sind.« 


Die 26 Städte sind Anaheim, At- 
lanta, Baltimore, Boston, Chi- 
cago, Cleveland, Dallas, Denver, _ 
Fort Laudersale, Houston, India- 

napolis, Jersey City, Kansas City, 

Los Angeles, Minneapolis, New 
Haven, New Orleans, New York, ° 
Newark, Philadelphia, Phoenix, . 
San Diego, San Francisco, San 
Juan, Seattle und Tampa. DO 
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Österreich 


Heuchelei und 
Rufmord 


.“ Werner Symanek 


‚Die neue Weltordnung soll nun weltweit eingeführt werden. Aber 
schon jetzt haben in vielen Ländern die »Regierungen« kaum noch 
zu bestimmen. Massenmedien, Gerichte, Banken, Industrie und 
Gewerkschaften, fremdgesteuerte Gruppen sind es überall, die die 
Richtung beeinflussen. Wer sich in dieses Konzept nicht einfügt, darf 
auch nicht in maßgeblicher Stellung mitwirken. Um das zu verhin- 
dern, ist offensichtlich jedes Mittel erlaubt. 


Vielfach wird schon die Frage auf- 
geworfen, ob die hierzulande 
praktizierte »Demokratie« wirk- 
lich die ideale Regierungsform 
ist. Sie könnte es sein, wäre sie 
nicht längst morsch und untergra- 
. ben, eine Attrappe. Wenn schon 
ein Abgeordneter in einem der 
vielen Parlamente so gut wie 
nichts ändern kann an der politi- 
schen Richtung, wenn selbst ein 
Landeshauptmann (Ministerprä- 
sident), wie folgend geschildert, 
nur sagen darf, was man von ihm 
erwartet, wozu dann noch Wah- 
len? Wehe, wenn das Volk das be- 
griffen hat. ’ 


Die Koalitionsparteien Öster- 
reichs und die Staatsmedien ha- 
ben den Eindruck vermittelt, die 
Worte, »im Dritten Reich haben 
sie ordentliche Beschäftigungs- 
politik gemacht«, seien Teil der 
Rede Jörg Haiders gewesen. Daß 
‚sie provokante Antwort aufeinen 
prokokanten Zwischenruf. der 
SPÖ waren, wurde verschwie- 
. gen. Die Sozialisten haben das 
Dritte Reich ins Spiel gebracht! 
Verschwiegen wurde ferner der 
Zusammenhang im Text und Hai- 
ders Nachsatz. Verschwiegen 
wurde auch, daß die Entrüstung 
wohl vorbereitet war. 


Das sagte 
Jörg Haider 


: Landeshauptmann Haider: »Das 
zweite, das ich sagen möchte, ist 
die Frage der Zumutbarkeitsbe- 
stimmungen...das heißt, daß je- 
mand der arbeitsfähig ist, aber 

„nicht arbeitswillig ist, einen ver- 
‚wandten oder gleichartigen oder 
annähernd gleichartigen Beruf 
zu ergeifen, den sollte man mit 
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der Sanktion: bedenken, daß er 
über eine entsprechende Kür- 
zung der Arbeistlosengelder ver- 
anlaßt wird, doch einen Beruf zu 
ergeifen.  (SPO-Klubobmann 
Abg. Hausenblas: »Zwangsver- 
mittlung ist das!«) Dann frage ich 
Sie: Wie rechtfertigen Sie das ge- 
genüber jenem, der von mir aus 
als Zimmermeister seinen Ar- 
beitsplatz verloren hat aber in 
der Bauwirtschaft dann sehr 
wohl eine verwandte Tätigkeit 
aufnimmt — nur, damit er nicht 
stempeln gehen muß. Und der 
zahlt mit seinem sauer verdien- 


ten Geld immer höhere Abga-. 


ben, damit ein paar sich in der 
Hängematte des Sozialstaates es 
sich gutgehen lassen können. 
Das ist kein System, das wir wirk- 
lich verteidigen können. (Beifall 
von der FPÖ-Fraktion, Zwi- 
schenruf SPÖ-Klubobmann Hau- 
senblas. »Was Sie fördern, hat es 
schon gegeben, aber im Dritten 
Reich!«). Zwischenrufantwort 
Haiders: Nein, das hat es im Drit- 
ten Reich nicht gegeben, weil im 
Dritten Reichen haben sie or- 
dentliche Beschäftigungspolitik 
gemacht, was nicht einmal Ihre 
Regierung in Wien zusammen- 
bringt... Das muß man auch ein- 
mal sagen. (Zwischenrufe der 
Abg. Hausenblas und Prettner.) 
Fortgesetzte _Zwischenrufant- 
wort Haiders: Offenbar sind die 
Leute dort so gut ausgestattet ge- 
wesen, daß die höhergradigen 
Hitlerjungen noch fast 40 Jahre 
Eure Partei angeführt haben. 
Das ist ja auch eine Tatsache.« 
(Beifall von der FPÖ-Fraktion.) 


Haider setzte seine Rede fort. Es 
folgen zweieinhalb Protokollsei- 
ten ohne jede Aufregung, sogar 
mit Zwischenrufen, aber jeweils 


zum Thema. Der nächste Redner 
auf der Liste kommt ganz normal 
zu Wort. 


Mit Sachargumenten konnte 
man den Freiheitlichen nicht 
schaden: Im Gegenteil, alle 
Sachthemen der letzten Jahre 
wurden von der FPO dominiert, 
ihre Argumente haben die Bür- 
ger überzeugt. Korruptions- und 
Privilegienbekämpfung, Budget- 
und Schuldenpolitik, Asylpoli- 
tik, Kammern, direkt Demokra- 
tie, EXPO. Nun soll über verpoli- 
tisiertte Medien der FPO-Ob- 
mann hingerichtet werden. 


Die Inszenierung 
der Medien 


Über die Anwesenheit von und 
Bewunderung für strafrechtliche 
Belangte und Verurteilte am 
SPÖ-Parteitag hat sich kein Me- 
dium entrüstet, auch nicht dar- 
über, daß dort weiter gegen die 
Gerichte polemisiert wurde we- 
gen des Sinowatz-Urteils. Sino- 
watz war im Zusammenhang mit 
der Inszinierung der - ohne jede 
Rücksicht auf die Interessen und 
das Ansehen der Republik ge- 


führten - Rufmord-Kampagne ° 


gegen Waldheim verurteilt wor- 
den. 


Stattdessen wirkten die Medien 
an der auf diesem Parteitag voll 
entwickelten neuen Inszenierung 
gegen Jörg Haider mit. 


Davor hatte der ORF (öster- 
reichischer Rundfunk und Fern- 
sehen) in aller Welt posaunt: Hai- 


- der redet einer »ordentlichen Be- 


schäftigungspolitik im Dritten 
Reich« das Wort. Es wurde eine 
Wortgruppe herausgegriffen und 
der Eindruck bewirkt, dies sei 
eine programmatisch-wertende 
Botschaft aus der Rede Haiders. 
Der wahre Inhalt der Rede 
wurde verschwiegen. Die Provo- 
kation durch .den »Drittes- 
Reich«-Zwischenruf des SPO- 
Klubobmanns wurde verschwie- 
gen. Haiders Nachsatz, mit derer 
das Dritte Reich den Sozialisten 
zurückspielte, wurde verschwie- 
gen. Daß die Sitzung später ganz 
normal weiterlief, wurde ver- 
schwiegen. 


Auch daß bis zur sozialistischen 
»Entrüstung« eine »rufmordstra- 
tegisch« ausreichende Vorberei- 
tungszeit von einer knappen Vier- 
telstunde verging, wurde ver- 
schwiegen. 


EN 


Statt die Wahrheit - das ist immer 
die ganze Wahrheit - darzustel- 
len, wurden Haiders aus dem Zu- 


sammenhang gerissene ‚ Worte . 


von der ZiB-2-Redaktion sofort 
mit einem Kriegs- und NS-Film 
zusammengeschnitten; der fal- 


sche, aber wohl gewünschte Ein- 
druck noch verstärkt, bis die mei- : 


sten »Meinungsmacher« der Me- 
dien den Eindruck übernahmen. 


Statt der Wahrheit, 
aus dem Zusammenhang 
gerissene Worte 


Schnell waren die Medien auch 
mit den Strafandrohungen gegen 
Haider wegen »Wiederbetäti- 
gung«. Obwohl, nüchtern be- 
trachtet, der Inhalt seiner provo- 
kanten Zwischenrufantwort, 
wirtschafts- und beschäftigungs- 
politisch - nichts anderes hat Hai- 
der gesagt - , von so gut wie allen 
Historikern und Ökonomen, vor 
allem auch im Ausland, vertre- 
tern wird. Kein Mensch kam je 
auf die Idee, sie deshalb zu inkri- 
minieren. 


Haiders Reaktion auf auffällige r 


Mißbräuche der Justiz wurde ruf- 
mörderisch manipuliert: Er er- 
klärte, er würde »österreichweit 
Menschen gegen die Justiz mobi- 
lisieren«. Das wurde über die Me- 
dien gebracht. Der Erklärungs- 
satz dazu, der zweite Teil, jedoch 
erneut verschwiegen:»...die für 


‘. Ordnung auch innerhalb der Ju- 


stiz eintreten und die sich nicht 
mehr gefallen lassen, daß Klein- 
krimialitätt im öffentlichen 
Dienst toleriert wird, aber miß- 
verständliche Meinungsäußerun- 
gen zu Vorhabensberichten an 
die Oberstaatsanwaltschaft in 
Graz führen.« Die Staatsanwalt- 
schaft ist politisch weisungsge- 
bunden. Um die Staatsanwalt- 
schaft, die die Arbeiterkammer- 
Skandalanzeigen fallengelassen 
und ein Jahrzehnt nichts gegen 
die Mörder Udo Proksch unter- 
nommen hat, ging es Haider, 
nicht um die unabhängigen Ge- 
richte. 

Die Konstruktionskette des Me- 
dienfeldzuges von den »Strate- 
gen« über den öffentlichen Rund- 
funk bis zu den »parteinahen« 
Druckmedien ist anhezu lücken- 
los. Die Beendigung des Fern- 
seh-Monopols ist eine Überle- 
bensfrage für die Demokratie ge- 
worden. Der mündige Bürger 
sollte einmal die Parallelen zur 
bundesdeutschen Medienwelt 
ziehen! 
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Österreich 


Der Al 


J6 örg Haider 


Am 21. Juni 1991 wurde Jörg Haider mit den Stimmen des Koalitions- 
partners ÖVP und der SPD-Opposition das Mißtrauen ausgespro- 


- chen. Dem Sturz des FPÖ-Chefs folgte vier Tage später seine Wie- 


derwahl. War Jörg Haider als Landeshauptmann »untragbar«, so 
blieb er als Stellvertreter Christof Zernattos akzeptiert. Die Empö- 
rung gegenüber Haider ist damit im eigentlichen ad absurdum ge- 
führt und letztlich unglaubwürdig geworden. Das wahre politische 
Ziel, Haiders Abwahl als Landeshauptmann, war erreicht, ein weite- 
rer Mißtrauensantrag kam nicht zustande. 


Jörg Haider habe sich, so hatte es 


Bundeskanzler Franz Vranitzky 
formuliert, durch seine Außerun- 
gen selbst für jedes politische 
Amt disqualifiziert. Was folgte, 
war die Rücktrittsaufforderung 
durch die Bundesregierung, die 
die Meinung des Kanzlers wohl 
teilte. Im Parlament fand die all- 


gemeine Empörung gegen den ' 
 freiheitlichen Landeshauptmann 


Kärntens eine weitere Fortset- 


: zung, während in Klagenfurt 


etwa fünfzehntausend Menschen 
ihre Solidarität mit Jörg Haider 
bekundeten. 


»Passen Sie gut auf 


- Kärnten auf« 


Vor diesem Hintergrund trat in 
Klagenfurt der Kärtner Landtag 
zusammen. Der von der SPO- 
Fraktion angekündete Mißtrau- 


° ensantrag wurde eingebracht und 


fand, wie abgesprochen, die Un- 
terstützung der ÖVP. Ein FPÖ- 


‘Antrag für eine geheime Abstim- 
. mung wurde niedergestimmt, die - 


Kärntner Volkspartei blieb an der 


: langen Leine der Bundes-OVP. 


Wer der verordneten Politik nicht 


‘folgen wollte, mußte mit Konse- 
quenzen rechnen. So wurde bei- 


spielsweise dem ÖVP-Wirt- 
schaftsbündler Wikler bereits die 
Tür gewiesen, weil er Haider 


: seine Unterstützung ausgespro- 
‘ chenhhatte. Das Ziel war vorgege- 


ben, erreicht werden sollte es un- 
ter dem Deckmantel der allge- 
meinen Empörung. FPÖ-Gene- 
ralsekretär Walter Meischberger 
dazu: »Das »Kärntner Herzeige- 
modell« freiheitlicher Regie- 


rungsarbeit mußte zerstört wer- 
den, bevor zu vielen Wählern die 
Augen geöffnet werden.« Dazu 
sei jede noch so undemokratische 
Vorgangsweise recht. 

In die Stille des Sitzungssaales 
hinein hielt Jörg Haider dann 
seine Abschiedsrede. Er sei, so 
der FPO-Chef, »ungebrochen«, 
obzwar er seine Abwahl als »per- 
sönlichen Tiefschlag« werte. 
Dann, an die Adresse des SPO- 
Klubs: »Heute tragen Sie einen 
Sieg davon, bei uns bleibt ein biß- 
chen Wehmut und Enttäuschung 
zurück, aber nicht Bitterkeit.« 
Haiders berührender Schlußsatz: 
»Passen Sie gut auf Kärnten auf.« 


Vier Tage später wurde bislang 
das letzte Kapitel Kärntner Lan- 
despolitik geschrieben. Die Ab- 
geordneten wählten Christof Zer- 
natto (OVP) zum neuen Landes- 
hauptmann und Jörg Haider zu 
dessen Stellvertreter. Die SPO 
hatte einen dazu angekündigten 
Mißtrauensantrag nicht einge- 
bracht und verließ unter Protest 
den Landtag. 


Schönhuber distanziert 
sich von Haider 


Der Chef der:angeblich rechtsge- 
richteten Republikaner, Franz 
Schönhuber, hat nach wie vor 
»Sympathie für die FPÖ«, aber 
von deren Vorsitzenden Jörg Hai- 
der will sich Schönhuber nun ab- 
setzen. Mit seinem Lob für die 
»Beschäftigungspolitik« der Na- 
zis habe Haider »weder der Ge- 
schichte noch sich selbst einen 
Gefallen getan«, meinte-der Re- 
publikaner-Chef. 


Aus einer Rede des sechzehnjäh- 
rigen Jörg Haider beim Rede- 
wettbewerb des österreichischen 
Bundesturnfestes im Jahr 1966: 
»Als nach 1945 das deutsche Volk 
ohnmächtig am Boden lag und 
nur der Kampf um das nackte 
Überleben im Alltag herrschte, 
schien für gewisse Kreise der 
Zeitpunkt gekommen zu sein, 
die Zugehörigkeit der Österrei- 
cher zum deutschen Volk entgül- 
tig zu verleugnen.« 


Jörg Haider in einem Interview 
mit der Zeitschrift »Profil« im Fe- 
bruar 1985: »Es sitzt Ihnen der 
Jörg Haider gegenüber, der den 
Mut hat, aus seiner persönlichen 
Liberalität heraus politische 
Sachverhalte zu analysieren, die 
Dinge beim Namen zu nennen, 
die andere Politiker zwar am 
Biertisch diskutieren, sich aber 
öffentlich nicht sagen zu trauen.« 


Seltsame Justiz 
in Österreich 


Noch ein Schlaglicht auf die poli- 
tische Situation in Österreich, die 
sich besonders am Bepkl der 
Justiz zeigt. 


Während sich Österreichs Justiz- 
minister Nikolaus Michalek nach 
Kanada zurückgezogen hatte, 
reagierte die Staatsanwaltschaft 
in Wien mit bisher k&um gekann- 
ter Schnelligkeit. Gegenüber der 
FPO hat man sich zu einer Vorge- 
hensweise entschlossen, deren 
Intensität in Österreich gemein- 
hin nur Seltenheitswert zu- 
kommt. Dabei: Nichts gegen die 
notwendige Arbeit der weisungs- 
gebundenen Staatsanwaltschaft, 
die in bester sozialdemokrati- 
scher Rechtsstaatlichkeit schnell 
im Interesse der Republik zu han- 
deln hat. Bloß: Es war nicht im- 
mer so. Die Unterschiede sind 
deutlich und aufschlußreich: Wie 
lange ist das Lucona-Verfahren 
verschleppt worden, welche 
hohe und höchste politische Pro- 
minenz war darin verwickelt? 
Die Skandale sind hinlänglich be- 
kannt: Noricum, AKH, Braun, 


‚ Sinowatz und andere. 


Wiewohl das Anforderungsprofil 
an die judikative Gewalt klar und 
im Grunde auch überparteilich 
unwidersprochen ist, ist zumin- 
dest die Art und Weise seiner 
Auslegung und Interpretation 
zweifelhaft. Der Glaube an die 
Durchsetzbarkeit realpolitischer 


Machtpositionen selbst im Ge- 


“richtssaal, bleibt ungebrochen. 


Ein charakteristisches Beispiel 
dafür. lieferte ein Delegierter 
zum Linzer Parteitag des SPÖ. 
Der Sozialdemokrat, im Brotbe- 
ruf selbst Anwalt, wetterte gegen 
die Verurteilung des früheren 
SPÖ-Chefs und Bundeskanzlers 
Fred Sinowatz. »Götter gleich« 
habe das Gericht ge- und verur- 
teilt, »mangelnde Fairneß« sei 
das gewesen. 


Nationalsozialistische 
Beschäftigungspolitik 


Und noch ein Zitat des Autors 
und Historikers Sebastian Haff- 
ner zur nationalsozialistischen 


‚Beschäftigungspolitik: »Das war, 


erstens, die Wiederherstellung 
der Vollbeschäftigung, die wie- 
derum einem Staat im Staate an- 
vertraut wurde, ohne große per- 
sönliche Eingriffe Hitlers. Sie . 
war vor allem Hjalmar Schacht 
zu verdanken, einem früheren 
Demokraten, der unter Hitler 
erst Reichsbankpräsident und 
dann auch Reichswirtschaftsmi- 
nister wurde. Schacht brachte es 


‘zuwege, durch eine nach außen 


streng. abgeschottete Binnenwirt- 
schaft, auf Kredit, aber ohne so- 
fort fühlbare inflationäre Auswir- 
kungen, eine Wirtschaftsblüte zu 
erzielen. Die Jahre von 1936 bis 
in das Jahr 1939 hinein waren 


Jahre eines ungeahnten wirt- °. 


schaftlichen Auschwungs.« 


In den Jahren 1933 bis 1936 war 
die Arbeitslosigkeit im Deut- 


schen Reich von über sechs Mil- 


lionen rapid gesunken. 1938 voll- . 
zog sich derselbe Prozeß in Öster-  _ 
reich, nur noch vielschneller. Die - 
Beschäftigungszahlen stiegen um 
mehr als ein Viertel, das Wirt- 
schaftswachstum betrug 13 Pro- 
zent. Wenn man diese Erfolge 
aber nicht einmal erwähnen darf, 
wird es immer unverständlich 
bleiben, warum die NSDAP : 
dann imstande war, durch demo- 
kratischen Wahlen zur stärksten 
Partei aufzusteigen beziehungs- 
weise bis zum Ende ein gewisses _ 
Maß an öffentlicher Zustimmung 
ji) 


- zu bewahren. 


Frankreich 


Korrekturen 
am Koran 


Mohammed Badran 


Moslems in aller Welt sind über die Änderungen in einer vor kurzem 
' veröffentlichten französischen Fassung des Heiligen Korans er- 
schreckt. Besonders beunruhigt sind die Moslems in Frankreich, wo 
die neue Übersetzung zuerst freigegeben wurde, von denen die mei- 
sten algerischer Abstammung sind und die im täglichen Leben Fran- 


zösisch sprechen. 


Islamische Religionsführer kla- 
gen an, daß die neue Überset- 
zung den Text und die Bedeutung 
des Korans, die heiligste Schrift 
für mehr als 817 Millionen Mos- 
lems, verändere. Sie wird als Got- 
tes Wort, so wie Er es Seinem Pro- 
pheten Mohammed übertrug, 
verehrt. 


Zum ersten 
Mal zensiert 


Der Koran war seit dem 7. Jahr- 
hundert keinerlei Änderung un- 
terzogen worden. Er blieb unver- 
ändert, weil die Moslems glau- 
ben, das Wort Gottes sei ewig 


L'auteur: 
Le ivre: 


—— ans 
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un juif is 


und sollte daher unter keinen 
Umständen abgeändert werden. 


Die Bibel andererseits ist mehr- 
mals abgeändert worden, und 
eine Vielfalt von Übersetzungen 
und Auslegungen traten in Er- 
scheinung. Die neue Überset- 
zung ist besonders darauf ange- 
legt, Passagen aus dem Koran 
auszulöschen, die als »antisemi- 
tisch« ausgelegt werden könnten. 


Einige Leute in der moslemi- 
schen Welt haben den saudischen 
König Fahd und Prinz Bandar, 
den saudischen Botschafter für 
die Vereinigten Staaten und 30 
anderen Moslemführer, nämlich 


Attention 


Der französische Präsident Francois Mitterrand bekommt immer 
größere Schwierigkeiten mit den moslemischen Einwohnern 
Frankreichs. 


diejenigen, die von Ägyptens 
Präsident Hosni Mubarek, Präsi- 
dent Hafez al-Assad von Syrien 
und Emir Shaikh Jabir al-Ahman 


al-Jabir al-Sabah von Kuwait er- 


nannt wurden, beschuldigt, sich 
um Unterstützung für den revi- 
dierten Koran bemüht zu haben. 
Diese Führer gehörten im kürzli- 
chen Krieg am Persischen Golf 


Mit diesem Handzettel werden die Moslems vor der gefälschten 
neuen Übersetzung des Korans gewarnt. 


Traducti inulse du CORAN 


ratlien, maire de la ville occupee d’Al-Oods (Jerusalem).Son nom:Andr€ Chouraqui. 
Traduction du Coran, Editions Robert Laffont, 1991. 
Ce livre, apres un grand tapagt publicktaire, est en vente partout, y compris dans les 
zsandes 'surfaces, parmi les produits alimentaires et menagers. 


Un exemple concret de la diabolique manipuladon: Le verset . hen: ER 


Kos DizGei a 


- La traduction selon la majonit€ des waducteurs est la suivan : Br 
Nous avons decrei€ dans le livre, & l’adresse des fils d’ Ieradlı "Vous sömerez deux fols la sorrup:- 
ion sur. la lerıe 


„et vous vous £itverex en grande &levanion”. 


Les autres traducteurs ont prefere utiliser, A la place du mot "Corruption”, soit le mot "Decordre” (c'est 
je cas de Hamidullah), soit ie mot "Scandale” (c'est le cas de D. Masson). 


- La traduction mensongere de Chouraqui est la suivante: 


Nous avons decide pour les fils d’Isrä’D, dans V’&cnit: "Yous serez deiruits deux fois sur terre, puis 
ya Bd epmwands Elbssmm® DR mn nn 
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u Rap 


a 


PB. 


. Alamierende 
. gebnisse ergaben, daß die Mos- 


samt und sonders zur Koalition 
gegen.den Irak, und viele Beob- 
achter in der islamischen Welt ha- 
ben sie in Verdacht, vor. den isra- 
elischen Empfindsamkeiten ei- 
nen Kotau.zu' vollziehen, als Ge- 
genleistung dafür, daß die Macht 
der USA gegen den Irak zum Tra- 
gen kam. 


Die Übersetzung wurde von 
Andre Chouraqui, einem ehema- 
ligen Bürgermeister von Jerusa- 
lem angefertigt. 


Ungeheure Publizität 
in den Medien 


. Wie zu erwarten war, verliehen 


die Medien das Establishments 
der neuen Fassung des Koran 


eine. ungeheuere Publizität, als 


sie kürzlich in Panik freigegeben 
wurde. Die gaullistisch-sozialisti- 
sche Clique, die Frankreich seit 
Ende des Zweiten Weltkriegs re- 
giert, stellte sich wie ein Mann 
hinter dieses Buch; und die an- 
nährend zwei bis drei Millionen 
Moslems, die von der französi- 
schen Regierung hereingeholt 
wurden, wurden gezielt ange- 
sprochen, sich das Buch zu be- 
schaffen. . 


“Spannungen zwischen den ein-" 


heimischen Franzosen und algeri- 
schen Moslems, die in ertser Li- 
nie als billige Arbeitskräfte her- 
eingeholt wurden, liefen hoch. 
Jahrelang haben französische 


. Propagandamühlen Haß gegen 


die populistische Front National, 
angeführt von Jean-Marie Le 
Pen, geschürt. Französische Wäh- 
ler, die für eine Beendigung der 
unkontrollierten Masseneinwan- 
derung eintraten, wurden von 
den Medien des Establishements 
als »rassistisch« eingestuft. 


. Die Politik des Teile und Herr- 
- sche. funktioniert solange gut bis 


Frangois Mitterrand, der soziali- 


- stische Präsident Frankreichs, 


sich dazu entschloß, gegen den 
Irak’in den Krieg zu ziehen. In ei- 
nem Zug machte er sich die in 
Frankreich lebenden Moslems zu 
erbitterten Feinden. Schlimmer 
noch, die Moslems, die so sorg- 
fältig darauf gedrillt wurden, Le 
Pen zu hassen, erklärten plötz- 
lich ihre Unterstützung für Le 
Pen als einzigen französischen 
Staatsmann, der gegen den Krieg 
war. 


Abstimmungser- 


lems nicht die Sozialisten oder 
Gaullisten . oder: irgendeine an- 
dere Partei wählen wollten, die 
die Kriegspolitik in die Tat umge- 
setzt oder unterstützt haben. 


Gefälschter Koran 
gefördert vom 
Groß-Orient _ 


Die Feinmauerloge Groß-Orient 
befahl Mitterrand, in den Schu- 
len, Universitäten und sogar in 
den von der Regierung gebauten 
Moscheen die neue Übersetzung 
voll zu unterstützen. Der ur- 
sprüngliche Koran wurde aus den 
Regalen der Büchereien entfernt 
und durch den gefälschten er- 
setzt. 


Sobald die moslemischen Führer 


von den an der Schrift vorgenom- 
menen Änderungen erfuhren, 
riefen. sie alle Gläubigen dazu 
auf, zu protestieren und zu for- 
dern, daß der ursprüngliche 
Koran wieder eingesetzt wird. 
Die Führer drohten mit Aufstän- 
den, falls das Buch nicht außer 
Reichweite der Gläubigen ge- 
bracht werde. 


Die Reaktion war in Agypten 
und Saudi-Arabien so heftig, daß 
Fahd und Mubarek eine schnelle 
Kertwendung vollziehen und 
jede Verantwortung für die ge- 
meinsame Förderung der Neufas- 
sung des Korans zurückweisen 
mußten. 


Moslemische Gelehrte wiesen 
auf das, was sie »eine teuflische 
Manipulierung des Korans« 
nannten, hin. 


Islamische Gelehrte sagten, der 
Übersetzer habe den Text nicht 


nur verändert, sondern sogar das 


Gegenteil von Gottes Wort ge- 
druckt. Chouraqui läßt Gott sa- 


gen, das Volk Israel werde zwei- 


mal als unschuldiges Opfer ver- 
nichtet und Gott werde es beloh- 
nen, indem er es auf große Hö- 
hen erhebt. 


Der ursprüngliche Vers besagt ge- 
nau das Gegenteil: 


»Das Volk Israels wird sich, nach- 
dem es zweimal Korruption über 
die Erde: gesät hat, um andere 
Völker zu beherrschen, in eine 
Position der extremen Gewalt 
schieben, bevor es von Gott be- 
straft wird« (Aurat, Vers 5, 6 
und 7). DO 
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Jugoslawien 


Der Joker im 
Kartenspiel 


Carl Freigang 


In der derzeitigen tödlichen Auseinandersetzung zwischen den Ser- _ 


und Kroaten Juguslawiens stehen nicht nur das Schicksal der Kroa- 
ten und Serben - also der rein ethnische Konflikt - sondern auch wei- 
tergehende territoriale Ambitionen, speziell das Schicksal von Bos- 


nien-Herzogowina auf dem Spiel. 


Die alte Provinz des österrei- 
chisch-ungarischen Imperiums 
war natürlich das »Pulverfaß, des 


..Balkan«, das den Ersten Welt- 


» 


‚Franz-Ferdinand, 


krieg auslöste, als Erzherzog 
Thronfolger 
des Kaisers Franz-Joseph, dort 
von serbischen Nationalisten, 
über die das Gerücht in Umlauf 
war, daß sie im Solde der Briten 
standen, ermordert wurde. Das 
Attentat fand am 28. Juni 1914 
statt. 


Die Provinz ist heute ein hochge- 
schätztes Stück Land — ein 
»Muß« vom Standpunkt der ser- 
bischen Nationalisten aus gese- 
hen, die derzeit die jugoslawische 
Armee beherrschen, in der 70 
Prozent der Offiziere gebürtige 
Serben sind. 


- Jahrelang herrschte 


Frieden 


Ein Grund dafür besteht darin, 


‚daß die Republik. Bosnien-Her- 


zogowina nicht nur ein reiches 
Landwirtschaftsgebiet ist, das 
auch über bedeutende Mineral- 
vorkommen verfügt, sondern 
auch sowohl an Kroatien als an 
Serbien angrenzt, wobei die An- 
zahl der gebürtigen Kroaten die 
der gebürtigen Serben über- 
steigt. Und was die Lage noch ex- 
plosiver macht, die örtliche Mos- 
lemgemeinde ist sowohl den 
Kroaten als auch den Serben zah- 
lenmäßig überlegen - und be- 
waffnet sich für die weithin erwar- 
tete endgültige Auseinanderset- 
zung. 


Serben, Kroaten und Moslems — 
letztere zum Großteil von den 
Türken abstammend, die das Ge- 


. biet jahrhundertelang beherrsch- 


ten-haben viele Jahre lang fried- 


: ge! 
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Die Alliierten setzten nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs auf 
den Kommunisten Josip Broz Tito. 


Tito war ein Freund vieler amerikanischer Regierungen, unter an- 
derem auch von US-Präsident Jimmy Carter (rechts). 


lich nebeneinander gelebt, wie 
aus der Tatsache zu entnehmen 
ist, daß in Sarajewo, der Haupt- 
stadt von Bosnien-Herzogowina, 
die  serbisch-orthodoxe und 
kroatische, römisch-katholische 
Kirche Seite an Seite mit islami- 
schen Moscheen bestehen. Die 
Moslems Bosniens haben ihre ei- 
gene Universität; und der Präsi- 
dent der Republik, Alja Izetbe- 
gowitsch, ist ein Moslem. 


Nach dem Tod von Josip Broz - 
Marschall Tito, der Diktator Ju- 
goslawiens — wurde der serbische 
Präsident Slobodan Milosevic, 
ein Kommunist A La Tito, plötz- 
lich zu einem tollwütigen impe- 
rialistischen Serben, der die ju- 
goslawische Flagge schwenkte 
und seine Entschlossenheit ver- 
kündete, daß alle Jugoslawen ge- 
meinsam in einem Nationalstaat 
— beherrscht von einer nicht ge- 
nannten aber erkannten Volks- 
gruppe - leben sollten. 


Gleichzeitig verhüllte der Präsi- 
dent von Kroatien, Franho Tudj- 


man, keineswegs seinen Ehrgeiz, 
das kroatische Volk zu einem ein- 
zigen Vaterland umzugestalten. 
Beide Ziele - die Bildung eines 
»Großserbien« und »Großkroa- 
tien«— bedrohen die Zukunft von 
Bosnien-Herzogowina und brin- 
gen die moslemische Gemeinde 
in eine sehr gefährliche Lage. 


Letztere könnte sich als der ei- 
gentliche Funke erweisen, der in 
der derzeitigen serbisch-kroati- 
schen Auseinadersetzung den 


»großen Knall« auslöst. Ihre Füh- - 


rer — die moslemischen Funda- 
mentalisten, Präsident Itzetbego- 
witsch und der ehemalige Par- 
tisan Adil Zulfikapasich — wollen 
eine einzige moslemische Repu- 
blik innerhalb von Jugoslawien, 
schweigen jedoch aus taktischen 
Gründen darüber. 


Sowohl die Serben als auch die 
Kroaten von Bosnien-Herzogo- 
wina suggerieren, daß die örtli- 
chen Moslems sich derzeit klein 
machen, während sie sich bis auf 
die Zähne bewaffnen. Obwohl 


die Größe der Waffenarsenale 
der verschiedenen Parteiungen 
nicht bekannt ist, deuten ver- 
schiedene Informationsbruch- 
stücke darauf hin, daß der Waf- 
fenverkehr nach Bosnien-Herzo- 
gowina hinein sehr intensiv ist, 
wobei die Waffen praktisch alle 
aus islamischen Ländern stam- 
men. 

Dies ist so, weil die Grenzen Ju- 
goslawiens nach außen hin, spe- 
ziell im Südosten, von der jugos- 
lawischen Armee, die weitge- 
hend im Bereich der serbischen 
und kroatischen Grenze konzen- 
triert worden ist, kaum bewacht 
werden. 


Wie ein in Sarajewo erscheinen- 
des Blatt berichtet, ist die Zen- 
tralfigur dieser Erscheinung der 
wohlhabende Moslemführer Zu- 
lifkapasich, der enge Kontakte 
zu internationalen Waffenhänd- 
lern unterhält. »Die Moslems 
können sich in kürzerster Zeit be- 
waffnen«, meint die Zeitung in 
Sarajewo. Sie verweist auf die 
kürzlich erfolgten bewaffneten 
Zusammenstöße bei Nevesinie 
und Glachko, Ortlichkeiten im 
Herzen von Herzogowina, hin, 
durch das der Waffenverkehr 
läuft. Das Gebiet liegt in der 
Nähe von Mostar, der größten 
Stadt von Herzogowina, die eine 
kroatische Mehrheit hat. Die ört- 
liche serbische Gemeinde ist zwi- 
schen den Kroaten im Norden 
und den Moslems im Süden ein- 
geklemmt. 


Die politische Atmosphäre in 


4) 


Bosnien-Herzogowina ist wieder _ 


einmal mit Sprengstoff geladen, 
fast so wie das im Sommer 1914 
der Fall war, und ein Blitz aus hei- 
terem Himmel, der einen bewaff- 
neten Konflikt auslöst, kann je- 


den Augenblick einschlagen. U 


| Osteuropa 


Der Verrat 
des US- 


Präsidenten 


James P. Tucker 


- Mit einer erstaunlichen politischen Kehrtwendung, die von der 


Presse des Establishments beschönigt und getarnt wird, wurden die 
gefangenen Nationen am 1. August 1991 in einer Rede in der Ukraine 


Bush sagte zu der ukrainischen 


gesetzgebenden 
‚ sie müsse die Bemühungen um 
die Freiheit aufgeben, »anstatt 

‚den hoffnungslosen Kurs der Iso- 


Körperschaft, 


lation weiterzuverfolgen«. 


* Bush will eine 
- intakte Sowjetunion 


Bus 


 Interessanterweise bezog sich 


Bushs vorbereiteter Redetext auf 


den »selbstmörderischen« Kurs 


 .der Isolierung; in der Rede selbst 


änderte er das Wort in »hoff- 


- nungslos« um. 


- Die Notstandspolitik, mit der die 


gefangenen Nationen im Stich ge- 
lassen werden sollen, war schon 
'im voraus bekannt, nämlich als 
die Weltbank und der Internatio- 
nale Währungsfonds (IWF) war- 


 nend darauf hinwiesen, daß die 


Sowjetunion intakt bleiben 
müsse, um die Lieferungen und 


Auszahlung von Milliarden von 


- Nichtsdestoweniger 
Bushs offizielle Verkündung, daß 
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Dollar an Darlehen aus dem We- 
sten zu erleichtern. 


markiert 


die versklavten Völker für immer 
unter der Tyrannei des Sowjet- 
kommunismus bleiben müssen, 
weil es dann leichter ist, Zinszah- 
lungen aus ihnen herauszupres- 
sen, einen dunklen Augenblick in 
der amerikanischen Geschichte. 
Seit Ende des Zweiten Welt- 
kriegs, bis zum 1. August 1991, 
war es die offizielle, ausdrückli- 
che Politik der Vereinigten Staa- 
ten, Freiheit für alle 15 gefange- 
nen Nationen, die sich die So- 
wjetunion einverleibt hat, zu for- 
dern. 


- von US-Präsident George Bush verraten und verkauft. 


US-George Bush setzt voll auf 
den Kommunisten Gorbat- 
schow und seine neue Union 
der Sowjetrepubliken. 


Vier Jahrzehnte lang waren die 
amerikanischen Präsidenten ge- 
setzlich dazu verpflichtet, in je- 
dem Juni Proklamationen der 
Captive Nations Week (Woche 
der gefangenen Nationen) zu ver- 
künden. In den Kirchen wurden 
besondere Gebete gesprochen, 
während die Glocken für die Frei- 
heit läuteten und Massenver- 
sammlungen für die Freiheit und 
gegen die Sowjets durchgeführt 
wurden. 


Besondere Gebete 
in den Kirchen 


Über Bushs Verrat wurde nur 
kurz berichtet, versteckt unter 
längeren Berichten über den 


Bush-Gorbatschow-Gipfel und 
einen neuen Waffenvertrag, so 
daß die meisten Amerikaner 
über dieses einzigartige Ereignis 
in Unkenntnis gehalten wurden. 


Bush pflichtete dem neuen sowje- 
tischen Unionsvertrag bei, der 
die Beziehungen zwischen den 
einzelnen Republiken regeln und 
die Dominanz der Moskauer-Re- 
gierung beibehalten sollte, wie 
von Michail Gorbatschow wäh- 
rend des Gipfeltreffens vorge- 
schlagen wurde. 


Bush verkündete den Verrat vor 
der ukrainischen Legislative in 
der Stadt Kiew, obwohl Tausende 
von Bürgern sich auf dem großen 
Platz in der Stadt drängten und 
zur Unabhängigkeit aufriefen. 


Staatspräsident Michail Gor- 
batschow, angeblich aus der 
KPdSU ausgetreten, hofft auf 
Milliarden-Darlehen. 


»Einige Leute haben die Verei- 
nigten Staaten gedrängt, zwi- 
schen der Unterstützung des Prä- 
sidenten Gorbatschow oder der 
Unterstützung der nach Unab- 
hängigkeit strebenden führenden 
Persönlichkeiten in der ganzen 
UdSSR zu wählen«, rief Bush 
aus. »Ich betrachte dies als eine 
falsche Wahl.« 


Bushs blindes Vertrauen 
in Gorbatschow 


Gorbatschows neuer Unionsver- 
trag »birgt die Hoffnung in sich, 
daß die einzelnen Republiken 
größere Autonomie mit größerer 
freiwilliger gegenseitiger Hilfe - 
politisch, sozial, kulturell, wirt- 
schaftlich - verbinden werden an- 


statt den hoffnungslosen Kurs 
der Isolation weiterzuverfol- 
gen«, sagte Bush. 


Als er sprach, wuchsen die Mas- 
sen der Ukrainer, die nach Frei- 
heit verlangen «und gegen den 
Unionsvertrag sind, der sie wei- 
terhin in der Sklaverei halten 
würde, so gewaltig an, daß Hee- 
restruppen und Milizen angefor- 
dert wurden. Die Proteste verlie- 
fen jedoch friedlich und es gab 
keine Verletzungen. 


Die Instinktlosigkeit ; 


eines Präsidenten 
Amerikanische Regierungsbe- 


amte verteidigen die politische 
Kehrtwendung mit der Begrün- 
dung, daß »die einzige Alterna- 
tive die Demontage der Sowjet- 


union wäre« — was auch noch bis 


vor kurzem das Ziel der US-Poli- 
tik war und inzwischen Realität 
geworden ist. 

Leonid Krawtschuk, Vorsitzen- 
der des Ukrainischen Obersten 
Sowjet, will Unabhängigkeit für 
sein Land und rief zur »Herstel- 


lung direkter Beziehungen zwi- ° 


schen der Ukraine und den Verei- 
nigten Staaten auf«. 


Protestierende Menschen hielten 


Transparente gegen die amerika- 
nische Kehrtwendung hoch: 


»Mr. Bush, denken Sie an den 4. 
Juli - Tag der Unabhängigkeit«, 
war aufeinemzulesen. 


»Präsident Bush, sagen Sie nur 
»neine zum  Unionsvertrag«, 
stand auf einem anderen. 


»Sie waren so gut, Unabhängig- 
keit für die Ukraine zu verlangen 
- als es: noch keine Hoffnung 
gab«, sagte ein Protestierender. 


Albanien 


EEE ELLE EEE DEE LT EEE RETTET 


Das Land 
stellt sich auf 
ein Blutbad ein 


Fred Blahut und Andrew Arnold 


Nur eine völlige Umkehr der amerikanischen Außenpolitik - hin zur 
Unterstützung einer regionalen nationalistischen Demokratie und 
weg von einer internationalen Neuen Weltordnung - wird auf der 
Balkanhalbinsel ein Blutbad verhindern. Das ist die Meinung von 
Prinz Aly Khan, dem Führer der albanischen Exilregierung. 


Die gesamte Balkanhalbinsel be- 
findet sich in völliger Unord- 
nung. Die Grundleistungsdienste 
brechen zusammen. Ein Blutbad 
steht bevor, und die Supermächte 
der Welt werden kaum in der 
Lage sein, es einzudämmen, äu- 
ßerte Prinz Aly Khan Anfang Au- 
gust dieses Jahres in einem Ex- 


klusiv-Interview mit unserer 
Schwesterzeitung »The Spot- 
light«. 

Änderung der westlichen 
Politik auf dem 

Balkan erforderlich 


Der Prinz sprach von Kämpfen 
zwischen einzelnen Parteiungen 
in Jugoslawien als möglicher Be- 
ginn des Dritten Weltkriegs. 
Kämpfe irgendwo im Lande kön- 
nen nicht auf ein Gebiet oder ein 
Land beschränkt werden, sagte 
Aly Khan, und er hielt die Bemü- 
hungen zur‘ Beendigung der 
Kämpfe zwischen Kroatien - das 
nach Unabhängigkeit strebt - 
und der serbischen Zentralregie- 
rung Jugoslawiens für zwecklos. 


»Wird es ein Blutbad in Jugosla- 
wien geben?«, wurde er gefragt. 


»Mit Sicherheit«, sagte der Prinz 


ohne Zögern. 


»Und wird das nach Albanien 
überschwappen?« 


»Ganz bestimmt.« 


Die einzige Hoffnung für den 
Frieden, die die albanische Exil- 
regierung noch hege, sei eine völ- 
lige Anderung der Politik des 
amerikanischen Außenministe- 
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banien gegenüber verhalten sol- 
len«, sagte er. »Folglich wurde 
Albanien völlig ignoriert.« 


Aber sein Heimatland könne 
sehr wohl: das Bindemittel sein, 
um die Halbinsel zusammenzu- 
halten. 


»Anders als in Jugoslawien, sind 
wir in Albanien alle Albaner.« 
Ein stabiles, wohlhabendes Alba- 
nien, so sagte der Prinz, könne 
die ganze Region zusammenhal- 
ten. Jugoslawien andererseits sei 
eine seltsame Nation, die sich aus 
Volksgruppen zusammensetzt, 
die sich nicht mögen und die ein- 
fach nicht zusammengehören. 


Die jugoslawische Provinz Ko- 
sovo ist so ein Fall. »Kosovo ist 
albanisch«, sagte Aly Khan. »Es 


Michail Gorbatschow (links) und sein amerikanischer Bundesge- 
nosse, George Bush, sind sich einig bei der Verwirklichung der 
Neuen Weltordnung. 


riums gegenüber Albanien, Ju- 
goslawien und der gesamten 
Balkanhalbinsel. »Wenn die ver- 
schiedenen Gebiete und Völker 
Jugoslawiens sich auf friedlichem 
Wege durchsetzen können, dann 
kann der Friede gerettet wer- 
den«, sagte der Prinz. Aber er 
hege nur geringe Hoffnung auf 
ein solches Szenario. 


Kosovo ist immer 
albanisch gewesen 


»Die Vereinigten Staaten haben 
niemals gewußt, wie sie sich Al- 


hat immer zu Albanien gehört. 
Wenn Jugoslawien zusammen- 
brechen würde, wäre es wieder 
albanisch.« 


Dies wird geschehen, meint der 
Prinz, ungeachtet dessen, was ir- 
gendeine Regierung - eine jugos- 
lawische, albanische oder ameri- 
kanische - dazu zu sagen hat. 


Faktisch ist Kosovo jetzt und war 
es Hunderte von Jahren lang al- 
banisch. Alle Nichtalbaner in Ko- 
sovo — laut Belgrad etwa 30 Pro- 
zent der Bevölkerung - sind Zu- 
gewanderte. 


Prinz Mohammed Aly Khan, 
der Führer der albanischen Ex- 
ilregierung, kritisiert die Fehler 
des amerikanischen Präsiden- 
ten. 


Nach dem Ersten Weltkrieg- und 
wiederum nach dem Zweiten 
Weltkrieg — sprachen die siegrei- 
chen Alliierten, die die Karte Eu- 
ropas neu zeichneten, Kosovo Ju- 
goslawien zu. Trotz Jahre der Un- 
terdrückung — die nach dem 
Zweiten Weltkrieg noch ver- 
stärkt wurde - blieben die Ein- 
wohner treue Albaner. 


Ehemalige kommunistische Be- 
amte stehen immer noch an der 
Spitze der albanischen Regie- 
rung. Versuche seitens der Exilre- 
gierung, nach Albanien zurück- 
zukehren, wurden vereitelt. 


Wenn Reformen durchgeführt 
werden sollen, sagen im Exil le- 
bende Regierungsbeamte mit 
Nachdruck, dann muß es eine 
Demokratie sein, und sie müßten 
dabei eine Hand im Spiel haben. 


Die derzeitige Regierung »hät 
die gleiche Haltung einer Dikta- 
tur wie die Kommunisten einge- 
nommen«, sagte Mark Martini, 
ein im Exil lebender Sprecher. 
»Wenn sie nach Freiheit streben, 
dann müssen wir das Recht ha- 
ben, dabei mitzuspielen.« 


Die Lage ist 
verworren 


Aly Khan meinte, er würde zu- 
rückkehren, stellt jedoch für die 
Sicherheit seiner Person und für 
die Mitglieder der albanischen 
Exilregierung einige Bedingun- 
gen. »Ich will, daß sie mir versi- 
chern, daß ich nicht morgen von 
einem Lkw überfahren werde«, 
setzte er hinzu. 


ee w 


Heute »ist die Lage in Kosovo 
-furchtbar«, sagte Isijami Tigja, 
ein Mitglied: der Exilregierung, 
der jetzt aus.diesem Unruheherd 
in die Vereinigten Staaten zurück- 
. gekehrt ist. »Es gibt keinen 
Rundfunk, es gibt kein Fernse- 
hen. Es gibt wenig oder gar keine 
Lebensmittel. Die Menschen 


... hungern.« 


” Laut Tigja versuchen jeden Tag 
Hunderte von Kosovanern - 
meist junge Leute - das Gebiet zu 
verlassen. Viele kehren niemals 
- wieder; aber ob es ihnen gelun- 
* "gen ist, in ein anderes Land aus- 
zuwandern, oder ob sie ein 
furchtbares Schicksal ereilt hat, 
weiß niemand. 


Indessen ist Albanien selbst in 
Unordnung. Es gibt zwar immer 
„mehr politische Parteien, jetzt 
wo das Land kein Einparteien - 
das heißt kommunistischer - 
.- Staat mehr ist. »Aber die Kom- 
munisten sind immer noch an der 
Macht, ganz gleich wie sie sich 
nennen«, sagte Prinz Aly Khan. 


x Die Moslems 


bewaffnen sich 


:Die Albaner leiden auch an Hun- 
gersnot, Nahrungsmittel sind auf 
dem Lande knapp. Dem Westen 
sind die kürzlichen Szenen mit 


+ überfüllten Schiffen, die in Ita- 


lien anlaufen - einige davon ille- 
- gal - und die Tausende von Alba- 
‚nern, die um Asyl ersuchen, ver- 
“ traut. Die Italiener ihrerseits 
. schicken die meisten von ihnen in 
ein ungewisses Schicksal zurück. 
Laut Mitteilung des Prinzen hat 
die albanische Regierung diesen 


-» „Massenexodus hinter den Kulis- 


sen gebilligt. »Man wollte alle 
Dissidenten loswerden«, sagte 
er. »Dann, wenn jemals eine 
Wahl stattfindet, werden die 
Kommunisten, ganz gleich wie 
sie sich nennen, wieder gewin- 
nen. Alle Nichtkommunisten 


“ werden dann verschwunden oder 


untergetaucht sein.« 


-* Wie bereits berichtet wurde, be- 
waffnen sich derzeit die Moslems 
Jugoslawiens, auch jetzt, wo die 
Slowenen und Kroaten zu den 
Waffen greifen. Die Moslems, 


" die mindestens 70 Prozent der 


Bevölkerung von Kosovo und ei- 
‘ nen großen - aber wegen der re- 
. gierungsseitigen Desinformation 
unmöglich zu messenden -.Pro- 
- zentsatz von Bosnien-Herzogo- 
wina ausmachen, halten sich zu- 


rück. Aber sie werden die Hal- 
tung nicht für immer einnehmen. 


»Der Grund, warum es in Ko- 
sovo noch keinen Aufstand gege- 
ben hat, ist, weil die Waffen noch 
nicht dorthin gekommen sind«, 
sagte Tigja zu unseren Korre- 


- spondenten. » Aber sie, die Koso- 


vaner, werden ihre Waffen be- 
kommen. Und wenn das ge- 
schieht, werden sie sich gegen die 
serbische Unterdrückung erhe- 
ben.« 


Serbien zählt Bosnien-Herzogo- 
wina und Kosovo zu »Großser- 
bien«. Eine mögliche Lösung des 
Problems bestünde darin, Kroa- 
tien zu erlauben, ein unabhängi- 
ger Staat zu werden und aus dem 
übrigen Jugoslawien ein »Groß- 
serbien« zu machen. 


Der Fehler 
liegt bei US-Präsident 
George Bush 


Das wird nicht geschehen, sagen 
die Albaner. »Kosovo wird zu ei- 
nem Teil Albaniens werden; Bos- 
nien und Herzogowina werden 
unabhängig«, sagte Prinz Aly 
Khan. 


Wenn es ihm und seinen Mitar- 
beitern gestattet würde, könnten 
sie den Albanern helfen, sich 
vom Joch des Kommunismus zu 
befreien und den Balkanstaat in 
einen: wohlhabenden Verbünde- 
ten des Westens verwandeln. 
Aber die Bush-Regierung sei der 
»Neuen Weltordnung« verpflich- 
tet, die keinen Platz für unabhän- 
gige Nationalstaaten habe. Dies 
sei ein fataler Fehler, sagen die 
Albaner. 

Jugoslawien wird auseinanderfal- 
len. Die gesamte Halbinsel wird 
in ein Inferno von Gewalttätig- 
keiten zwischen einzelnen Partei- 
ungen zerfallen. Aber die Völker 
des Gebietes. werden am Ende 


ihre Freiheit haben - ungeachtet 
‘dessen, was die USA und ihr 


neuester Freund, die Sowjet- 
union, davon halten. 


»Diese Völker haben nichts zu 
verlieren«, sagte Aly Khan. 


»Wenn die Vereinigten Staaten 


sie nur unterstützen würden, 


könnte so viel Leiden vermieden | 


werden«. Er schüttelte den Kopf. 
»So viel Leiden«, wiederholte er. 
»Äber der Kampf um die Freiheit 
wird nicht zerschlagen werden. 
Wir werden die Oberhand gewin- 
nen.« i D 
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Das andere deuische Nachrichienmagazin 


Albanien 


Exilregierung 
verurteilt US- 
Außenpolitik 


Fred Blahut 


Obwohl er ein Führer ohne Land ist, wird Prinz Mohammed Aly 
Khan, Chef der albanischen Exilregierung, unter den westlichen Re- 
gierungen immer mehr als die Kraft beachtet, mit der man rechnen 


muß. 


Amerikanische Regierungsbe- 
amte haben die jahrhunderte- 
lange Politik ihres Landes fortge- 
setzt, Albanien gegenüber so zu 
tun, als wenn man nichts sieht, 
ungeachtet einer starken nationa- 
len Bewegung gegen kommuni- 
stische Unterdrückung unter der 
Bevölkerung des kleinen Landes 
in den letzten Wochen. 


Jetzt, wo einem die Bilder von 
Tausenden von Albanern auf ei- 
nem überfüllten italienischen 
Schiff auf der Suche nach Frei- 
heit, und die Beschreibung der 
schrecklichen Lebensbedingun- 
gen in dem italienischen Stadion, 
das als provisorisches Flüchtlings- 
lager diente, noch deutlich vor 
Augen stehen, sagte Aly Khan, 
er sei bereit, sein Land zur De- 
mokratie zu führen und den Ver- 
einigten Staaten einen Freund in 
der moslemischen Welt zu geben. 


Der Prinz sagte, die Gewalttätig- 
keiten und die nationalistischen 
Unruhen, die die Völker Jugo- 
slawiens ergriffen haben, führen 
zwangsläufig zum Bürgerkrieg 
und andauerndem Blutvergießen 
in der ganzen Region.Wenn der 
schicksalhafte Tag komme, sagte 
Aly Khan, werde sein Volk bereit 
sein. Die albanische Exilregie- 
rung arbeite daran, eine Volksmi- 
liz aufzustellen, um das Land von 
seiner kommunistischen Herr- 
schaft zu befreien. 

Anstatt die legitimen demokrati- 
- schen Bestrebungen des albani- 
schen Volkes zu unterstützen, 
blocken die Vereinigten Staaten 
die nationalen Bemühungen ab, 
sagte der Prinz. 

»In zehn Jahren kann ich mein 
Volk wieder auf das Niveau ande- 
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rer europäischer Länder heben«, 
sagte er im August auf einer Ver- 
sammlung im Büro unserer 
Schwesterzeitung »The Spot- 
light« auf Capitol Hill. »Das 
Establishment will nicht auf mich 
hören, weil ich weiß, was hinter 
den Kulissen vor sich geht.« 


Diese Hinterzimmer-Abmachun- 
gen sollten für CODE-Leser 
keine Überraschung sein. Über- 
raschend ist vielleicht die Auf- 
richtigkeit mit der ein nationaler 


Führer die internationalistischen 
Kräfte, die darauf hinarbeiten, 
sein Volk in Ketten zu halten, ent- 
larvt. 


»Eine Handvoll von Leuten in 
der Trilateralen Kommission und 
im Council on Foreign Relations 
(CFR) treffen alle (Welt)ent- 
scheidungen«, setzte Aly Khan 
hinzu. »Das ist ein mächtiger Pri- 
vatklub, der die Regierungen in 
der ganzen Welt beherrscht. 


Sie stecken alle unter einer 
Decke. Ob man will oder nicht, 
man muß das tun, was sie wollen. 
Sie sagen sie kämpfen gegen den 
Kommunismus, aber sie schauen 
gleichzeitig nach ihm aus«, sagt 
er. 


Aly Khan und andere im Exil le- 
benden albanische Führungsper- 
sönlichkeiten beschworen die 
amerikanischen Entscheidungs- 
träger, ihre Politik zu überden- 
ken, bevor das Pulverfaß, das 
den Ersten Weltkrieg auslöste, 
wieder hochgeht. 


»Die amerikanischen Politikma- 
cher wissen nicht, wie sie Alba- 
nien in ihre globale Theorie ein- 
passen sollen«, warnte John Kel- 
mendia, ein Experte für kultu- 
relle Angelegenheiten, der die 


Eine Moschee in Shkoder, nahe der albanisch-jugoslawischen 
Grenze. Shkoder war die Hauptstadt der alten Illyrer. 


Exilregierung unterstützt. »Sie 
schießen am Ziel vorbei.« 


»Die Balkanländer sind unsta- 
bil«, setzte er hinzu. »Es herr- 
schen labile Verhältnisse in Ru- 
mänien, Bulgarien, Griechen- 
land - überall Bürgerkrieg in Ju- 
goslawien. Es wird in Albanien 
geschehn und dann nach Grie- 
chenland überschwappen.« 


Major Sophia Dziadura, ein im 
Ruhestand lebender weiblicher 
amerikanischer Geheimdienst- 
offizier, die jetzt als Assistentin in 
auswärtigen Angelegenheiten für 
die Exilregierung arbeitet, war in 
ihrer Einschätzung der Balkan- 
länder noch unverblümter: 


»Der dritte Weltkrieg wird 
dort beginnen«, sagte sie. 


Leider sind die amerikanischen 
Politikmacher nicht bereit, das 
Angebot des Prinzen anzuneh- 
men. 

Aly Khan bekam in seinem Le- 
ben zahlreiche Drohungen und es 
wurde mindestens ein Attentats- 
versuch auf ihn verübt. Am 3. Fe- 
bruar 1989 wurde der Prinz auf 
Manhattan Island von vier »Row- 
dies« in einem Auto angegriffen. 
Das Verbrechen wurde nicht auf-- 
geklärt, obwohl die Polizei das 
Kennzeichen des Autos, in der 
die Angreifer saßen, feststellen 
konnte. 


»Ich fühlte einen Schlag auf dem 
Kopf«, sagte Aly Khan. »Gleich- 
zeitig wurde die Tür des Wagens 
neben mir weit aufgerissen, zwei 
Rowdies sprangen heraus und 
zwei weitere aus der anderen Tür. 
Da war ich nun, ohne zu wissen 
warum, plötzlich in einen Faust- 
kampf verwickelt«, fügte er in ei- 
nem Brief an den Generalstaats- 
anwalt Richard Thornburgh 
hinzu. »Ich boxte zurück und 
wehrte ihre Boxhiebe, die auf 
meine Augen gezielt waren, ab.« 


Obwohl Überfälle dieser Art in 
Manhattan nichts Ungewöhnli- 
ches sind, sagte Aly Khan, glaube 
er, dieser sei bösartiger gewesen. 
»Es ist meine feste Überzeugung, 
daß die Burschen vom kommuni- 
stischen Regime in Tirana ange- 
heuert waren, nicht nur, um die 
Drohungen gegen mein Leben 
wahr zu machen, sondern um 
mich möglicherweise zu entfüh- 
ren und nach Tirana zu bringen, 
da ich eine politische Bedrohung 
für sie bin«, schrieb der Prinz in . 
seinem Brief an Thornburgh. U] 


| Sowjetunion 


Der Putsch der 
Seltsamkeiten 


Rudolf Seufert 


: Lange genug hatten sowjetische Verlautbarungen wie beispielsweise 
‚die »Moskau News« mit einem Putsch und einem Panzer-Aufmarsch 
vor dem Kreml gedroht. Der Spezialist Nummer eins für eine »Neue 
. Weltordnung«, US-Präsident George Bush, blieb im Bett, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl am Wolfgangsee und »Genschman« glaubten 
so unbeirrbar an den Erfolg der von ihm zumindest finanziell mitge- 
tragenen Perestroika, daß er sich sogleich den »neuen Herrschern« 
devot zeigte. Die Medien erledigten den Rest: Neuen Helden muß 
geholfen werden, natürlich mit viel Cash. Perestroika oder hoch lebe 
die Demokratie, auch wenn sie das letzte Hemd kostet. Die endgül- 
tige Destabilisierung des Westens macht wesentliche Fortschritte. 


Einstudiert und geübt hatten es 
- die Sowjets bereits lange: »Wir 
befinden uns in einer Vorkriegs- 


zeit, in der es die politische Auf- 


gabe der Sowjetunion ist, Zeit zu 
gewinnen, um sich auf den Krieg 
vorzubereiten zu können«, dia- 
gnostizierte der damalige sowjeti- 
sche Generalstabschef Achrome- 
- jew Anfang 1985 in der Parteizeit- 
schrift »Kommunist«. Während 
die »Vorkriegszeit« als erweislich 
wahre Tatsache noch abzuwarten 
bleibt - die sowjetische Hochrü- 
» ‚stung nie gekannten Ausmaßes 
spricht stark dafür -, verschaffte 
der Putsch den Sowjetführern in 
.der Tat einen starken Zeitge- 
winn, und daß die Sowjetunion 
sich nicht gerade auf einen lang- 
andauernden Frieden vorzube- 
reiten scheint, sondern vielmehr 
auf einen umfassenden Krieg, ist 
in den letzten ‘Wochen in: er- 
schreckender Klarheit zutage ge- 
treten. 


Am’Tag der deutschen Wiederver- 
einigung wurden nämlich in einer 
Blitzaktion rund 25000 Ordner 
aus den NVA-Kasernen der ehe- 
maligen DDR abtransportiert 


und in langen Lastzug-Schlangen. 


‚in das Bonner Verteidigungsmini- 

sterium gebracht. Dort werden 
nunmehr die Materialien, die 
überwiegend auf russisch abge- 
faßt sind, gesichtet, übersetzt 
und ausgewertet, was wohleinige 
Jahre dauern wird. 


Soviel steht immerhin schon £est: . 


Noch im Juli 1989 und Juni 1990 
: übten die NVA-Truppen Kriegs- 
'einsätze zusammen mit der Ro- 


- ten Armee. Insbesondere wurde 


die vollständige Eroberung Zen- 
traleuropas, einschließlich West- 
europas bis hin zum Atlantik 
geübt. Auch die Schweiz sollte 
davon nicht ausgespart werden; 
deren Einnahme behielten sich 
die Sowjets jedoch selbst vor. 


Die Ungleichung: Während den 
Sowjets immer gewaltigere Geld- 
und Nahrungsmittel, insbeson- 
dere von der Bundesrepublik - 
letzter Stand vor dem Putsch: 
rund 60 Milliarden DM - und der 
Europäischen Gemeinschaft 
überstellt wurden, ging es der Be- 
völkerung des auseinanderdrif- 
tenden Riesenreichs : immer 
schlechter. 


Aber die Zuwachsraten der Auf- 
rüstung explodierten wie nie zu- 
vor. Während der Westen bei- 
spielsweise rund vier Prozent sei- 
ner Bruttosozialprodukte in die 
Rüstung investiert, vermochte 
die Sowjetunion in den ersten 
drei Gorbatschow-Jahren jeweils 
17 Prozent in die Rüstung zu stek- 
ken bei stark steigender Tendenz. 
Die Sowjets konnten unter dem 


Dunst der Perestroika die Pro- 


duktion von Panzern auf nie zu- 
vor erreichte Stückzahlen hoch- 
schrauben, neue Kampfflug- 
zeuge, atomare Mittel- und Kurz- 
streckenraketen sowie atomange- 
triebene U-Boote in Dienst stel- 
len. Die Sowjetunion hält nach 
wie vor fünf Millionen Mann un- 
ter Waffen. 

Dies alles kostet Unsummen 
Geld. Darauf wurde in CODE 
bereits wiederholt ausführlich 
hingewiesen. Doch die Einzie- 


hung bestimmter Rubel-Noten 


hat den gewaltigen Finanzbedarf . 


ebenso wenig decken können wie 
der G-7-Gipfel, bei dem Gorbät- 
schow unlängst in London einmal 
hineinschmecken durfte. Er 
wurde mit leeren Händen nach 
Hause geschickt. Insbesondere 
die Japaner hielten es aufgrund 
der negativen Kurilen-Motiva- 
tion für nicht angezeigt, sich von 
der Bonner Spenditis in ein Faß 
ohne Boden anstecken zu lassen. 
Da nahmen die Sowjets die Sache 
selbst in ihre Hände. Sogleich 
nach Gipfelende wurde ausgelo- 
tet. Die Kasernen der Roten Ar- 
mee in der Bundesrepublik wur- 
den abgeklopft, die Gorbat- 
schow-Gegner ausfindig ge- 
macht, . die Gorbatschow- 
Freunde ausgewechselt. Aus- 
gangsverbot herrschte seit Wo- 
chen, was gemeinhin als Alarm- 
zeichen gilt. 


Der Rahmen in 
Moskau war abgesteckt 


Der Rahmen in Moskau abge- 
steckt. Längst hatte sich Gorbat- 
schow mit den Männern seines 
Vertrauens umgeben, die ersten 
Joint-ventures ins Land geholt 
und sich betont westlich gege- 
ben. Die Schalmeienklänge des 
Friedens beherrschten Bonn und 


andere Zentren der westlichen. - 


Macht. 


Am Morgen des 19. August 1991 
war es dann soweit: Die Palast- 
Revolution im Kreml, die be- 
stens organisiert wurde, brach 
los. 


»Es handelt sich summa su- 
marum um einen nicht einmal ge- 
schminkten . Putsch, allerdings 
keinen Militärputsch im klassi- 
schen Sinne. Zwar sitzt im selbst- 
ernannten Komitee auch Vertei- 
digungsminister Marschall Ja- 
sow, aber den Vorsitz führt der 
Parteiapparatschik Janajew. 
Darin ist ein deutliches Zeichen 


zu sehen, welche Macht tätsäch- 


lich hinter dem Putsch steht: Es 
ist der Parteiapparat der KPdSU, 
diese Spitze der Nomenklatura«, 
wußte der hochrangige Sowjetex- 
perte Professor Voslensky zu dia- 


gnostizieren, der sich ansonsten - 


bedeckt hielt. 

Das selbsternannte Komitee ver- 
kündete patriotische Parolen und 
kritisierte vage, aber gehässig 
Gorbatschows Staatsführung. Ei- 
genartigerweise konnte keines 
der Komiteemitglieder nachwei- 


sen, früher irgendwelche Kritik 
an Gorbatschows politischer . 
Gangart ausgesprochen zu ha- 
ben. Vielmehr hatte Gorbat- - 
schow alle diese Mitglieder selbst 

ernannt und aufgepäppelt, der 

Komiteechef Janajew wurde bei 

der Wahl des Vizepräsidenten der 
UdSSR vom Obersten Sowjet ab- 
gelehnt, dann aber auf massive 
Intervention Gorbatschows ge- 
wählt. Der neue Verteidigungs- 


“ minister Moissejew hatte noch’ 


nie einen Krieg geführt, was aber 
nicht dagegen sprach, ihn 1989 
als relativ rangniedrigen Offizier 
zum Chef des Generalstabs zu er- 
nennen. 


Ein Taktieren 
ohne Strategie 


Bemerkenswert sei, so Professor 
Voslensky weiter, daß sich unter 
den Putschisten der Vizepräsi- 
dent der Sowjetunion, der Pre- 
mierminister der UdSSR, der 
Verteidigungsminister, der KGB- 
Vorsitzende und der Innenmini- 
ster befanden, die alle unter Gor- 
batschow in ihre Positionen ka- 
men. Gorbatschow lavierte zwar 
zwischen Erneuern und reaktio- 
nären Kräften umher, er konzen- 
trierte sich auf’s Taktieren und 
hatte keine Strategie, so schien 
es. ; 


Als Gorbatschow in seinem 120- 
Millionen-Palast an der Steilkü- 
ste der Krim mit Traumblick über 
das Meer am Montag des 19. Au- 
gust vom Diener geweckt wurde, 
verhieß die Meldung nichts Gu- 
tes: Hausarrest hieß die Losung 


‚des Tages. Seine Frau erschrak 


darob so sehr, daß sie im Gefolge 
des revolutionären Treibens ei- 
nen Schlaganfall erlitten haben 
soll. 


Die Welt hielt. den Atem an: Man 
habe alles im Griff, verkündete 
das Komitee in Moskau und 
schickte Panzer und Truppen 
ohne Munition aus. Sonst verlau- 
fen Putsche umgekehrt: zuerst . 
rollen die Köpfe, dann wird ge- 

schossen. 


Boris Jelzin ergriff die Gunst der 


‘Stunde, rief merkwürdigerweise 


zum Widerstand auf, ohne daß . 
ihn der KGB oder das Komitee 
aus dem Verkehr gezogen hätten, 
kletterte gar über einige Panzer 
und schüttelte Panzerfahrern die 
Hände, als wäre er gerade auf ei- 
ner amerikanischen Parade der 
Stargast. 
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Soirjetnsion | 
‚Der Putsch der 
Seltsamkeit 


. Jelzin konnte den Helden spie- 
len, Gorbatschow den Märtyrer 
und seine Frau Raissa .die tragi- 
sche Figur, die das Schicksal über- 
reichlich schlug. Da wurden die 
ersten Stimmen laut, Gerüchte 
waren es, die meinten, daß Gor- 
batschow selbst den Putsch mit- 
inszeniert habe. »Alles Unsinn«, 
wußte US-Präsident Bush dazu 
zu sagen. »Gorbatschow hätte 
nämlich in diesem Fall zumindest 
verhindert, daß Jelzin den Hel- 
den spielen kann«, wußte der So- 
. wjetexperte Eric Hesli hierzu an- 
zumerken, was freilich denknot- 
wendig keineswegs zwingend ist. 
Doch schon genau .eine Woche 
nach dem Putsch gestand Gorbat- 
schow seine Mitschuld am Putsch 
in anderem Sinne ein. 


. Die Wendehälse 
in Bonn 


Man fühlte sich so und so an den 
Oktober 1964 erinnert, als der so- 
wjetische Ministerpräsident Ni- 
kita Chruschtschow gestürzt 
wurde. Mit freundlichem Lä- 
cheln verabschiedete man ihn da- 
mals in die Ferien. Gorbatschow 
wird dieses Ereignis aus seiner 
Sicht der Dinge kommentieren, 
wenn er sein Video synchronisiert 
* oder ablaufen läßt, das er in be- 
merkenswerter Geistesgegen- 
‘wart in seinem Palast aufnahm. 
Das Video, mit dem er seinen En- 


. keln die Dummheit des Westens . 


vorführen kann. Nicht weniger 
. interessant ist die Frage, wie Gor- 


batschows »Bewacher« es zulie- - 


Ben, daß er überhaupt ein Video 
machten konnte. 
Während Genschman in Bonn so- 
gleich devot von den »neuen 
. Hertschern« in Moskau sprach 
und die unvermeidlichen Stim- 
men lautwurden, es sei wohl 
nicht genug Geld aus Bonn zu 
Gorbatschow geflosen - 
»...sonst wäre das alles nicht pas- 
siert!« -, trat im Bonner Kanzler- 
amt ein anderer Schauspieler in 
Aktion: Seine Exzellenz der So- 
wjetische Botschafter, Gospodin 
Wladislaw Petrowitsch Terechow. 
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-Am Tag der Revolution war er 
gar zweimal im Kanzleramt er- 
schienen, um zunächst Kanzler- 
amtsminister Seiters um 15 Uhr 
einen Anruf der Putschisten - 
»Internationale Verträge werden 
eingehalten« -, dann dem Kanz- 
ler um 18 Uhr eine persönliche 
Botschaft zu überreichen - »Wir 
garantieren die Unversehrtheit 
des Herr Gorbatschow« -. 
Keine Kritik am Staatsstreich, 
wohin man schauen und hören 
konnte. 


Der Kanzler, der seinen Urlaub 
nur kurz unterbrach, war zufrie- 
den und begab sich wieder in die 
Ferien. Da hielt es Seine Exzel- 
lenz für angezeigt, nochmals in 
Erscheinung zu treten - bei 
Herrn Seiters. 


Nun merkwürdigerweise jedoch 
als Notenbote des Herrn Gorbat- 
schow: Alles sei wieder in Ord- 
nung. Kommentar aus dem Kanz- 
leramt: »Der Mann hat jedesmal 
brav seine Pflichtkür als diploma- 
tischer Briefträger absolviert.« 
Haben die Sowjetbotschafter in 
den übrigen G-7-Staaten diesel- 
ben Shows abgezogen? Wohl 


“nicht. 


Die Putschisten waren plötzlich 
geflohen, Gorbatschow kam wie- 
der auf die Bühne. Mit offenem 
Hemd und seinem Ferientenue 
wirkte Gorbatschow, als komme 
‚er tatsächlich von einem unbe- 
schwerten Krim-Aufenthalt zu- 
rück. Medien-Genie- Gorbat- 
schow wechselte wirkungsvoll 
zwischen beissender Ironie und 
tiefsinniger. Reflexion, zwischen 
abgrundtiefer Verachtung und 
Demokratie. Er sprach von 
Dankbarkeit für seine Getreuen 
und lobte besonders seinen »Wi- 
dersacher« Boris Jelzin. Gorbat- 
schow sprach psychologisch ge- 
schickt von »unseren vielen Pro- 
blemen: Lebensmittel, Benzin, 
Finanzen...«. Damit hatte er es 
endlich auf den Punkt gebracht. 
Das Geld. Geld als Motiv des 
Putsches? Noch darf gerätselt 
werden. 


Lenin prophezeite bereits, daß 
der Westen den Strick mitliefern 
werde, an dem er dereinst aufge- 
hängt würde. 


Die Wirtschaftsbeziehungen des 
Westens waren unter Gorbat- 
schow vor dem Putsch keines- 
-wegs leicht. Moskau redete zwar 
zunehmend vom »Markt«, hielt 
aber die bürokratische Planwirt- 


. schaft aufrecht. 
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Nun dürften sich die Wirtschafts- 
beziehungen für Moskau im 


“Sinne der Sowjetunion, beson- 


ders aber im Sinne Gorbatschows 
und Jelzin, deutlich und nachhal- 
tigst verbessern. Geld ohne Ende 


“ ist angesagt! Vorbei mit dem Lon- 


doner Geiz, der »negative Ap- 
proach-Effekt« zeigt seine Wir- 
kungen im überreichen Maße. - 


Wer gäbe Moskau noch Geld? 
Das war einmal die Frage, sie ist 
es nicht mehr! Jeder gibt, alle ge- 
ben alles, auch das, was sie nicht 
haben. Die finanzielle Ausblu- 
tung des Westens, die finale De- 
stabilisierung macht wesentliche 
Fortschritte. 


Gorbatschow macht’s möglich: 
Der Superstar, der aus der Ver- 
senkung kam, neben dem Star 
Jelzin, dem verständlicherweise 
neuen Star der Massen, den sie 
brauchen, nachdem Gorbat- 
schow allein ihre Probleme nicht 
zu lösen vermochte. Jelzin, der 
Recke, der Mann des Volkes, des- 
sen dicke, in Lumpen gewandete 
Frau sich medienwirksamst auch 
in langen Schlangen vor leeren 
Läden anzustellen versteht, wo 
doch Raissa nur die teuersten 
Fetzen in provokativer Weise zur 
Schau trägt. 


Es erhebt sich die Frage, was die 
gesamten Ereignisse in der So- 
wjetunion für den Westen bedeu- 
ten. Wohl für beide Seiten das- 
selbe: Geld, Geld und nochmals 
Geld. 


Kaum hatten sich die ersten Re- 
volutionäre umgebracht — oder 
wurden es? — waren sich westli- 
che Politiker, namentlich aber 
deutsche, und westliche Medien 
unisono einig: »Jetzt helfen!«lau- 
teten überall die Parolen der in 
vorauseilendem Moskaugehor- 


'sam johlenden Mitglieder der 


Medienzünfte. 


»Der Westen muß nach dem ge- 
scheiterten Putsch, durch den die 
Chancen für Demokratie in der 
Sowjetunion gewaltig gestiegen 
seien, helfen. Die großen Pro- 


bleme der sowjetischen Wirt-. 


schaft können nur durch massive 
Wirtschaftshilfe gelöst werden. 


Das russische Volk hat mit sei- 
nem Widerstand bewiesen, daß 
es diese Hilfe verdient habe.« So 
und ähnlich lauten die Begrün- 
dungen der moskautreuen 
Schreiberlinge, der Komparsen 


a der Bühne, die gerade das’ 
Sc 


auspiel »Gorbi und Jelzin« 
ablaufen lassen. a 


Zweitäusend Milliarden | 
DM sind nötig \ 


Immerhin sind jetzt die Chanceır 


für »Geldströme ohne Ende« 
größer denn je. Vorher hätte nie- 


mand - siehe G-7-Ireffen - den . 


Sowjets gegeben, nun geben alle! 


Als Begründung muß das Zau- 
berwort Demokratie herhalten. - 
Aber von dieser ist die Sowjet- 


union ebensoweit entfernt wie 
der Teufel vom christlichen Le- 


ben. Die Regisseure und Schau-- 


spieler in Personalunion wußten 
auch diesen Widerspruch sofort 
zu beheben: Die Kommunisti- 
sche Partei der Sowjetunion mit 
immerhin über 15 Millionen Mit- 
gliedern wurde auf einen Schlag 
verboten und aufgelöst, Gorbat- 
schow als Häuptling trat zur Stei- 


gerung der Glaubwürdigkeit die- ' : 


ses Aktes sofort zurück. Die 
Frage, ob dieser Akt gerade die 
Glaubwürdigkeit der Demokrati- 
sierung steigert, bleibt ebenso of- 


fen wie die Frage nach der Verein- _ : ! 


barkeit dieser Maßnahme mit der 


Verfassung der Sowjetunion, in: 


welcher die Weltgeltung des 


Kommunismus — nach wie vor un- 
verrückbar - festgeschrieben ist. 


Aber vielleicht gibt esschon bald ' 


keine sowjetische Verfassung 
mehr und vielleicht glauben die 
Bonner Wendelügner bald 


‚ ebenso daran, daß die Sowjet- 


union zur Europäischen Gemein- 
schaft gehöre wie US-Präsident 


Bush: kürzlich die Türkei. mit ih-: 


ren 55 Millionen Moslems als ver- 
meintlich europäisches Land 
»zur EG gehörig« empfahl. 


Nach dem Putsch verschlechterte 
sich die Versorgungslage in der 
Sowjetunion in großer Aufma- 
chung: »UdSSR: Umbau für 
2000 Milliarden. Gigantische 
Hilfsprogramme des Westens 
werden nötig sein!« 


Sofern sie nicht in die Rüstung 
fließen — hätte hinzugefügt wer- 
den müssen. Und solange sich 
nicht die Nomenklatura im Stile 
der Stasi-Connection Schalck & 
Co. sich der Gelder im großen 
Stile zu eigenen Zwecken be- 
mächtigt. Denn: Alles, was die 
Kommunisten von fremden Geld 
bekanntlich verstehen, ist das 
Ausgeben. 


E: 


2 


wir, 2 


s 
Diese sowjetische Zeitung erscheint in9 Sprachen und wird in 140 Ländern verbreitet = 


Nr. 10 / Okt. 1990 


Droht der Sowjetunion ein Militärputsch? 
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K Fall der Krise .. „oder des Kriegs. 


Doch der Putsch ist nich! se 

einzige Variante der. Machtüt 2- 

nahme durch die Militärs. ie 

könnten es auch schleichend \un, 

Pen indem Sie, wenig spektakulär in 
BEN N h en Gstlichen Landesregionen ‚e- 
Neben Moskau News beschäftigt sich dieser Simend als eine der wenn 


Tage auch die angesehene Zeitung Literaturnaja funktionierenden Organe im ı0- 
Gazeta mit der Frage: droht ein Militärputsch, Ge- Wielischen Staat in oje zerrüst’te 
walt liegt als eine der Möglichkeiten, die tiefe Krise 
von Wirtschaft und Gesellschaft zu lösen, in der 
Luft. Sie muß nicht Wirklichkeit werden, aber sie 
kann es — mit unabsehbaren Folgen für die politi- 
sche Balance in Europa und soziale Verwerfungen 
auf dem Kontinent, der sich in einem tiefen Um- 
bruch befindet. 


Winschalt eingreifen, ihre Tra''s- 
pormittel einsetzen — bis «die 
überall präsenten mihtärischen 
Oberkommandos : die faktisci en 
Herren in ganzen Regionen und 
Landesteilen werden. Ganz at4ı®- 
sehen davon, daß ohnehin, auch 
jetzt, zwischenzeitlich Krisanrecio- 
nen in den Ausnahmezustand vSr- 
selzt werden, in den Zustand al;o, 
in dem deı Plan für den Tag X lıe- 
reits Anwendung findet. 


Der Verband radikal-demokrati- wietunion einen genauen Plan gibt, 


‚das Chaos, 
"Schwarzmarkt. Himmelweit da- 


2 


scher Miltärangehöriger und Re- 
servisten, Stschit (Schild), besitzt 
Hinweise darauf, daß es in der So- 


wıe das Land unter die Kontrolle 
dar Miltärs gebracht werden kann. 
Es ıst der Notstandsplan für den 


Lesen Sie das MN-Rundtisch- 
Gespräch von Experten auf den 
Seiten4undS. 


Alles in der Sowjetunion liegt 


vollkommen darnieder. Kein le- 
galer Bereich ist lebensfähig. 
Theater sind bekanntlich Zu- 
schußunternehmen. In den: so- 
wjetischen Metropolen regiert 
die Mafia, der 


von entfernt, eine Demokratie zu 
sein oder gar wirtschaften — ge- 
schweige Marktwirtschaften - zu 
können, wußten die Moskauer 
Schauspieler bereits ihre näch- 
sten Akte: Dekrete mußten un- 
terschrieben werden, Verräter 
ausgewechselt und neue, zuver- 
lässigere Leute eingesetzt wer- 
den - als ob das mit demokrati- 
schen Gebaren etwas zu tun hätte 
-, und Briefe mußten an zahllose 
Regierungen geschrieben wer- 
den. 


Einen »Putsch der Seltsamkei- 
ten« nannte wohl zutreffender- 
weise die »Neue Züricher Zei- 


tung« dieses Stück, das dem stau- 
nenden und völlig verdummten 
Westen serviert wurde. Der Zeit- 
punkt war gut gewählt, da der 
Westen nach der G-7-Abfuhr ge- 
genüber Gorbatschow einerseits 
sensibilisiert und andererseits 
mit einem schlechten Gewissen 
beladen war. 


Nun kann er Schulden abtragen, 
der Westen: 2000 Milliarden, wie 
die Schweizer Wirtschaftszeitung 
schrieb, werden da nicht weit rei- 
chen. Vergegenwärtigt man sich 
nämlich die Kosten für die Auf- 
päppelung ‘der maroden Ex- 
DDR-Wirtschaft, die ja längst 
diese Größenordnung ausma- 
chen, so wird uns der »Umbau 
der Sowjetunion«, wie es so 
schön heißt, wohl tausendmal 
das Tausendfache kosten. Man 
kann es auch anders und wesent- 
lich einfacher ausdrücken: Der 
»Umbau der Sowjetunion« wird 


+ 
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uns alle pleite machen, wird uns 
vollständig und ohne jede Ein- 
schränkung um alles bringen, 
was wir erarbeitet, erspart und 
ererbt haben. Wir werden Ar- 
beitsdienste in der Sowjetunion 
verrichten dürfen, als Arbeits- 
sklaven uns hinter dem Ural ver- 
dingen, während über eine Mil- 
lion Scheinasylanten uns bereits 
jährlich über 14 Milliarden DM 
hierzulande kosten und jeden Tag 
derzeit 600 weitere hereinströ- 
men. 


Da tönt es schon als Posaunen- 
stoß ins Finale herein: »Steuerer- 
höhungen für die Sowjetunion!« 
schallt es unüberhörbar durch 
westliche Lande. Die Posaunen- 
bläser sitzen in Bonn. Das Volk 
verharrt wie gelähmt, aber in 
stets gehorsamer Stellung. 


Herr Achromejew ist tot, lebt 
sein Geist? Niemand denkt hier 


Bereits im Oktober 1990 be- 
richtete die Zeitung »Moskau 


News« von einem Militär- 
putsch, der dann im August 
1991 »überraschend« statt- 
fand. 


zulande darüber nach, daß keine 
Kompetenz und Strukturen zur 
effizienten Geldverteilung in der 
Sowjetunion vorhanden sind. 


Wie hatte doch kürzlich Herr Wa- 
lesa den Deutschen orakelt? 
Wenn sie sich nicht wohlverhiel- 
ten, dann müßte der Strom von 
20 bis 30 Millionen Sowjetflücht- 
lingen »durch einen Militärkorri- 
dor in die Bundesrepublik kanali- 
siert werden, wo doch die Rote 
Armee schon wartet«. 


Wann endlich erhebt sich das 
deutsche Volk gegen die Bonner 
Hochverräter? 
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| Aterven ons 
Eine neue 
Außenpolitik 


für Amerika 


Victor Marchetti 


Jetzt, wo George Bushs neue Weltordnung da gelandet ist, wo an- 
dere Präsidenten-Wunschträume auch hingegangen sind, nachdem 
sich das »Fenster der Gelegenheit« nach dem Krieg am Persischen 
Golf schnell wieder geschlossen hat, befinden sich die USA anschei- 
nend wieder in der Realität des großen weltweiten Wirtschaftswett- 
bewerbs der Zeit nach dem Kalten Kriege. Die Konkurrenz, die be- 
reits mit Japan und der Europäischen Gemeinschaft in Erscheinung 
tritt, erweist sich als harter Brocken - und es gibt keine Erfolgsgaran- 
tien für Amerika. Die USA werden sich gewaltig anstrengen müs- 
sen, um zu verhindern, daß sie gegen die gut betuchten Konkurren- 
ten, die einst ihre Schützlinge und Verbündeten waren, nicht an Bo- 


den verlieren. 


‚Diese Erkenntnis dämmert all- 
- mählich einer ganzen Reihe von 
Leuten in diesen Tagen. Und mit 
dieser Erkenntnis geht das Be- 
wußtsein einher, daß das Land 
die letzten Jahrzehnte hindurch 
durch eine Kombination von un- 
klugen Militärausgaben, ver- 
schwenderischen Wohlfahrtspro- 
grammen -im Inland und im Aus- 
land - und einem groben Mangel 
an Besorgnis, um die heimische 
Infrastruktur, sehr viel von seiner 
wirtschaftlichen Muskelkraft ver- 
geudet hat. Nun kommen Auf- 
rufe von angesehenen Experten 
für Außenpolitik — von denen 
einige mitgeholfen haben, die 
USA in diesen Schlammassel hin- 
einzubringen —- die Amerika drin- 
gend nahelegen, sich mehr auf 
wichtigere inländische Probleme 
als auf auswärtige Angelegenhei- 
ten zu konzentrieren. 


Der Widerstand 
kommt aus Israel 


Eigentlich steht diese Frage 
schon seit ein paar Jahren zur De- 
batte, aber die Presse des Esta- 
blishments und eine Handvoll 
stadtbekannter Experten neh- 
men erst seit kurzem davon 
Kenntnis. Überraschenderweise 
haben sich die Kalten Krieger des 
Council on Foreign Relations 
(CF) endlich, wenn auch vorsich- 
tig, dazu entschlossen, größere 
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Hiroshima ist ein Mahnmal für amerikanischen Internationalis- 
mus, der Jahrzehnte die US-Politik bestimmte. 


Betonung auf Amerikas wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten zu le- 
gen. Keineswegs überraschend 
setzt die israelfreundliche neo- 
konservative Bande dem Trend, 
sich nach innen zu kehren und 
Amerikas eigenes Haus in Ord- 
nung zu bringen, bevor man wei- 
ter in den Angelegenheiten ande- 
rer Länder rund um den Erdball 
herumstochern, Widerstand ent- 
gegen. 

Eine der ebenso nachdenklich 
machenden wie gedankenvollen 


Untersuchungen der Frage 
stammt von Alan Tonelson, For- 
schungsdirektor des Economic 
Strategy Institute in Washington. 
In der Juli-Ausgabe des » Atlantic 
Monthly« definiert Tonelson das 
amerikanische Staatsinteresse 
neu und schlägt eine neue, prag- 
matischere Einstellung zur Au- 
Benpolitik vor. 


»Fast ein halbes Jahrhundert lang 
beruhte die amerikanische Au- 
ßenpolitik auf Internationalis- 


Der von Roosevelt erwartete 
Angriff der Japaner auf Pearl 
Harbor war ein idealer Anlaß in 
den Zweiten Weltkrieg einzu- 
steigen. 


mus - auf der Annahme, daß die 
Sicherheit und der Wohlstand ei- 
nes jeden Plätzchens auf der 


Erde für Amerikas eigene Sicher- 


heit und Wohlstand lebenswich- 
tig sei. »Der Internationalis- 
mus«, meint Tonelson, 
enorme Gefahren und Kosten 
mit sich gebracht - mehr als wir 


weiterhin tragen können oder be- . 


zahlen müssen - und bietet kaum 
Aussicht auf Erfolg.« 


Es sei Zeit »für eine neue Blau- 
pause zur Außenpolitik - eine ab- 
gespeckte Strategie, mit der die 
USA nach sich selbst Ausschau 
halten und erkennen, daß der 
Aufbau ihrer eigenen Stärke, 
nicht die Schöpfung einer perfek- 
ten Welt, die beste Garantie für 
ihre Sicherheit und Wohlergehen 
ist«. 


Internationalismus ist für Ame- 
rika keine annehmbare Leitlinie 
mehr, versichert Tonelson, weil 


er uns »den Weg versperrt, über ° 


unsere internationalen Ziele 
nachzudenken, der unsere füh- 
renden Persönlichkeiten in die 


»hat: 


wahehing 


= 


un 


LE 


Lage versetzen würde, der Versu- * - 


chung zu widerstehen, sich hals- 


N 


überkopf in jede Krise zu stürzen 
und jedes Unrecht gutmachen zu 
- wollen. 


Was wir in-der jetzt in Erschei- 
nung tretenden neuen Welt der 
weltweiten Wirtschaftskonkur- 
renz brauchen ist ein »auf Eigen- 
interesse beruhendes« Denken. 
Diese Denkart, sagt er, »würde 
‘dahin tendieren, wirtschaftliche 
Initiativen, die für die Gesund- 

© heit des internationalen Systems 
‘als notwendig erachtet werden, 
', dann zu verwerfen, wenn jene In- 

» „itiativen ‘ darauf hinauslaufen, 
>, mehr Wohlstand in Form von In- 
- :vestitionen, Schuldzinsen, Mili- 


tärausgaben, Auslandhilfe, Han- 


. s Melskredie, Arbeitsplätze, die 
“durch Importe vernichtet wer- 
den, gegen diejenigen, die durch 

: $'Eapoite geschaffen werden, und 

‘so weiter und so fort, abzuleh- 
a DEN.« 

“ »In gleicher Weise würde sich 
„diese neue Denkart gegen eine 
- Wirtschaftspolitik richten, die 
- den Wohlstand tatsächlich zer- 
:. stört - zum Beispiel durch Anhei- 
- zung der Inflation, durch Ver- 
chwendung von Resourcen für 
nproduktive  Militärausgaben 
„und Forschung und Entwicklung, 
: durch zwangsläufige Herbeifüh- 
‘rung von übermäßigen Geldab- 
wertungen, durch das Verlangen 
; von exhorbitanen Zinssätzen die 
* produktive Investitionen entmu- 
» tigen, oder durch das unbeküm- 

merte Hinnehmen des Verlustes 
von Industriebetrieben, die in 

-der Technologie und in der Pro- 

* duktion führend waren, um der 

‚Ideologie des Freihandels oder 

... der Einheit der Allianz willen.« 


.. „Rückkehr zu den 
- Empfehlungen der 
a 


.>»Was vielleicht noch wichtiger 

*. ist«, sagt Tonelson, »eine auf ei- 

; gene Interessen beruhende ame- 

*- rikanische Außenpolitik würde 

.. den internationalen Aktivismus 

- und den Vorstoß zur Weltführung 

“ mit festem Griff den Inlandspro- 
„. blemen unterordnen«. 


»Amerikaner«, sagt er eindring- 
“lich, »sollten damit beginnen, 
> Außenpolitik unter dem Aspekt 
®. der Vermeidung von Problemen, 

der Verringerung von :wunden 
‘; "Stellen und Kosten, der größt- 

-» möglichsten Auswahlmöglichkei- 
- ten,. des Zeitgewinns und des 
- Sich-Durchwurschtelns betrach- 


- ten - alles Ziele, die wenig anre- . 


gend erscheinen mögen, die aber 


zu einem starken, wohlhaben- 
den, geographisch isolierten 
Land sehr gut passen« - was haar- 
genau den Empfehlungen der 
Gründungsväter Amerikas ent- 
spricht. 


Viele der Anregungen Tonelsons 
zur Außenpolitik sind noch er- 
staunlicher. Er warnt davor, sich 
mehr als nötig in die Probleme 
der Sowjetunion verwickeln zu 
lassen und tritt dafür ein, daß die 
USA nur die Symptome ihrer 


wirtschaftlichen und politischen . 


Krankheit behandeln sollten. 


»Was unsere Freunde und Ver- 
bündete, speziell Japan und 
Westeuropa anbelangt, sollten 
wir damit aufhören, sie mit Be- 
sorgnis und Beschützung gera- 
dezu zu ersticken. Es sei Zeit, 
daß diese reichen Länder damit 
beginnen, für sich selbst zu sor- 


. gen. Die Dritte Welt«, sagt er, ' 


»ist im wesentlichen eine Arkade 
von Nebenvorstellungen bei der 
wir vielzuviel Mühe, Geld und 
Zeit verschwendet haben. Die 
USA sollten sich nicht länger in 
die niemals endenden Probleme 


dieser hoffnungslosen Länder: 


hineinzerren lassen«. 


Und was am wichtigsten ist, To- 
nelson hebt hervor, daß Ameri- 
kas internationalistische Außen- 
politik eigentlich die einer ein- 
flußreichen und wohlhabenden 
Elite sei, »die nicht mit den in- 
nenpolitischen Folgen ihrer Ein- 
stellung« und den Fehlschlägen 
leben muß. Die Elite, sagt er, 


glaubt, daß »eine demokratisch- 


vom Volke - betriebene Außen- 
politik ein gefährlicher Luxus« 
für das Land sein könnte. 


Es ist Zeit für eine Änderung, 
schreibt Tonelson. »Nach einem 
halben Jahrhundert der Vorherr- 
schaft wird der. Internationalis- 
mus von einer Außenpolitik für 
uns alle abgelöst«. Mit anderen 
Worten, »werfen wir doch den In- 
terventionismus zum Fenster der 
Gelegenheiten hinaus und fan- 
gen wir damit an, uns um unsere 
eigenen Dinge - vor allem unsere 
inländischen Probleme zu küm- 
mern.« 


Neue Neue Weltordnung 


Das Märchen 


von der 


westlichen 
Wertegemein- 


schaft 


Harry Brock 


Das für bundesdeutsche Ohren so wohltönende Schlagwort »Westli- ' 


che Wertegemeinschaft« ist dabei, von der neuesten Masche der Ein- - 


Er 


weltler, der »Neuen Weltordnung«, Made in USA, abgehalttert zu: 
werden. Das Trittbrett »Europa« oder »EG«, diese dem deutschen 


. Michel zur Aufgabe seiner Eigenart und Souveranität vergaukelte 
Chimäre, dürfte nach dem glorreichen Sieg der amerikanischen ° 


Heilsbringer über den Bösewicht Hussein zunehmend an Bedeutung 
verlieren. Während unlängst noch der Eine-Welt-Traum fern am Ho- 


rizont als Komplizenschaft von USA und Sowjetunion dämmerte, 
usurpierte Washington nach dem wirtschaftlichen, politischen und: "== 


ideologischen Bankrott der Sowjets das exklusive Weltmachtzen- 
trum, selbst wiederum von den inofiziellen Machbasen New York be- .- 


- ziehungsweise Tel Aviv beherrscht. 


Wie soll diese Neue Weltord- 
nung, von der Hebamme George 
Bush mit geradezu fanatischem 
Eifer auf Geheiß seiner finanzge- 
waltigen Hintermänner aus den 
Windeln gehoben, in der Praxis 
aussehen? Alle diejenigen, die 
den Vorwurf von barbarischer, 
widerlich heuchlerischer und je- 
des Völkerrecht verachtender 
Machtpolitik . Amerikas empört 
zurückweisen, mögen sich an den 
Ende April 1991 veröffentlichten 
Verbrecherstatistiken des FBI er- 
quicken: 23600 Morde, 103000 
Vergewaltigungen, 642000 Raub- 
überfälle und 1047000 Körper- 
verletzungen! Natürlich prangen 
die bis zum Bersten rassisch ange- 
reicherten Großstädte wie New 
York (2245), Los Angeles (983) 
und Chicago (850) mit ihren Mor- 
den an der Spitze dieses die Neue 
Ordnung zierenden Fortschritts. 
Die ebenfalls überwiegend 
schwarze Hauptstadt Washington 
glänzte mit einem Anstieg der 
Vergewaltigungen von 63 Pro- 
zent! »Der Mittelwesten war die 


. am wenigsten betroffene Region 


mit nur fünf Prozent Zuwachs an 
Gewaltverbrechen, verglichen 
mit 12 Prozent im Nordosten. - 
Der Mittelwesten ist die Gegend 
mit dem höchsten Anteil deutsch- 
stämmiger Bevölkerung unge: 


glos vor, und selbstredend die 
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“ fähr 45 Prozent. Im Nordosten, .. ‘;: 
Neu England, herrschen die An- - 


von unseren Asylantenförderern : - 


auch für Deutschland so. heiß 
willkommenen »Minoritäten« .'* 


- 


Ins Steinzeitalter 
zurückgebombt 


Wem diese für einen gewalttäti- . 
gen Staat charakteristischen Zah- 
len nicht genügen, der sehe sich 
in der Golfregion um. Dem Inter- 
nationalen Roten Kreuz zufolge 
wurde der Irak von den Anglos 
»ins Steinzeitalter zurückge- 
bombt«. Doch trotz des überwäl- 
tigenden Sieges der Amerikaner ' 
ist der Mittlere Osten weit davon 
entfernt, befriedet zu sein. 
Frieden ist selten Kriegsziel 
Amerikas gewesen. Frieden 
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Neue Weltordnung 
Das Märchen 
von der 
westlichen 
Wertegemein- 
schaft 


bringt weniger Geschäfte‘ als 
Krieg, zumindest für ein Land, 
das in der Lage ist, seine Kriegs- 
gelüste stets in sicherer Entfer- 
nung vom Heimatboden und 
möglichst gegen einen Gegner 
auszutragen, der schon halb am 
Boden liegt. Raffiniert geplantes 
- Chaos, bewußte Schaffung von 
Unruheherden, die jederzeit die 
Möglichkeit bieten, neue Kriegs- 
. abenteuer vom Zaune zu bre- 
chen, sorgen für volle Auftrags- 
bücher der amerikanischen Rü- 
stungsindustrie. Ganze Landstri- 
che in Schutt und Asche gelegt, 
oder gar ein. zur Gänze verwüste- 
ter Kontinent, ermöglichen 
»Marschallplan«-Hilfsspritzen 
mitherrlichen Aussichten für das 
ungehemmte Leichenfleddern 
- der Finanzhyänen, den Aktien- 
raub ganzer Konzerne zu Spott- 
preisen, oder bei der Finanzie- 
rung und: Mitbeteiligung beim 
Aufbau der vorher von ihnen zer- 
: störten Werte aus reiner Men- 
schenliebe. Krieg zur Auswei- 
tung amerikanischer Macht, oder 
. jüngst zur. Stärkung ihres ange- 
schlagenen - Prestiges! Macht 
aber, nach echter Yankeemanier, 
stets umgemünzt in brutales, 
doch immer ein human verbräm- 
tes Geschäft! 


Zur Neuen Weltordnung gehört 

: -unausweichlich neben der sorgsa- 

men Pflege ständiger Spannun- 
gen die Forcierung des Freihan- 

.dels. Ohne Freihandel keine 
‚Eine Welt. Ohne die Eine Welt 
kein ungezügeltes Freihandel! 
Der Starke nimmt sich .damit 
nach dem Gesetz des Dschungels 
das Recht, den Schwachen an die 
Wand zu drücken. 


i Nachdem Kanada dank der Be- : 


reitschaft Brian Mulroney’s auf 
das Liebeswesen seines südlichen 
Nachbarn hereinfiel- die kanadi- 
sche Wirtschaft weiß inzwischen 
- ein Liedchen von der Selbstlosig- 
keit Uncle Sam’s zu singen - ist 
das nächste Opfer Mexiko für 
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den Expansionsdrang. der ameri- 
kanischen. Dollarstrategie auser- 
sehen. ‚Auch dort bietet sich für 
Bush und die ihn stützenden Ban- 
ker aus Industrie- und Finanz- 


‘welt in der Gestalt des Präsiden- 


ten Carlos Salinas ein Hiwi an, 
der bereit ist, seine Grenzen dem 
Dollar für den Vormarsch der 


US-Wirtschaft nach Süden zu öff- 


nen. 


Amerikanische Großfirmen wie 
General Motors, Ford, Chrysler, 
sind schon eine gute Weile dabei, 
ihre Erzeugnisse mit mexikani- 
scher Kulilöhnen von 80 Cent ver- 
glichen mit 14 Dollar (in Detroit) 
herstellen zu lassen. Uber 2000 
solcher »maquiladoras« sind bis 
heute unterhalb der US-mexika- 
nischen Grenze von. US-Firmen 
geschaffen worden. 


Der Dollar 
als Götze 


Man schlägt dabei mehrere Flie- j 


gen mit einer Klappe: Höhere 
Gewinne der Produzenten, und/ 
oder billigere Importe für den 
US-Verbraucher, vor allem aber 
die Gewähr, daß die so beglück- 
ten unterentwickelten Länder in 
die Lage. versetzt werden, ihren 
erdrückenden Schuldenlasten für 
die ihnen in den Jahren von ame- 
rikanischen Finanzinstituten auf- 
gedrängten Riesenkredite nach- 
zukommen. Nur der amerikani- 
sche Arbeiter ist der Dumme, 
wenn er nach Schließung seines 
Arbeitsplatzes. massenweise auf 


: die Straße : gesetzt ‘wird. Aber 
wann hat das  kapitalistische :. 


Amerika jemals ein soziales Ge- 
wissen gezeigt? 


Das Erstaunliche ist, daß das 
amerikanische Volk, trotz zuneh- 
mender Verarmung weiter. 
Kreise, die Aushöhlung seiner 
produktiven Substanz und den 
Ausverkauf an globale, nur ih- 
rem Eigennutz verpflichtete In- 
teressen, nicht wahrnehmen will. 
Es glaubt vielmehr mit einer Ein- 
falt, die sich mit dem Überheb- 
lichkeitsgefühl der Dummen 
mischt, weiterhin an seinen Mis- 
sionsauftrag, eine Sendung für 
die amerikanisch gelenkte und 
geformte Welt! Und.der Gott die- 
ser Welt, mag der eine Mann 
auch genau wie bei uns von de- 
mokratischen und humanitären 
Phrasen eingenebelt sein, ist der 
Dollar, der Mammon. Neben 
ihm dürfen keine anderen Götter 
regieren! 


Was bleibt als Fazit für uns Deut- 


sche? Statt irgendwelche Wohlta-. 


ten von einer derartigen Weltord- 


nung zu erwarten, täten wir gut. 


daran, .die Pflichten und Aufga- 


ben wahrzunehmen, die uns un- - 


seren Anlagen gemäß von der Na- 
tur vorgezeichnet sind. Wir wis- 


sen, daß noch keinem Volk eine _ 


Zukunft beschieden war, das 
nackten Materialismus anbetet. 
In klarer Erkenntnis der durch 


.diese artfremde Manie auf uns 


zustürmenden Gefahren haben 
wir mit aller Entschiedenheit für 
eine natürliche Ordnung, für die 
Beobachtung der göttlichen Ge- 
setze, einzutreten, die die ewige 
GERDODBALIENEE allen Lebens 
sind. 


Als Demokratie 
getarnte Superdiktatur 


Es ist ein bedenklicher Trug- 


...schluß anzunehmen, .nur der 


Marxismus sei im Absterben. Er 
müßte angesichts seiner wahrhaft 
wahnsinnigen Idee nur schneller 
zerbrechen. Der Kapitalismus 
angelsächsischer Prägung trägt 
einen mindestens ebenso tödli- 
chen Keim in sich. Nur ist er ein 
schleichendes Gift, von den Ver- 
antwortungslosen und der Befrie- 
digung ihrer Körperbedürfnisse 
nachjagenden Massen als solches 
nie erkannt, aber darum gefährli- 
cher noch als die brutalste Dikta- 
tur! 

Es ist hier nicht von Rockmusik, 
Kaugummi, Mc Donald, Coca 
Cola und ähnlichen Segnungen 


des Amerikanismus die Rede. 


Das sind nur Symptome einer Zi- 
vilisation, die in ihrer Lächerlich- 
keit einmal als beispiellos er- 
kannt werden wird. Ich denke an 
den bedenkenlosen, durch nichts 
gehemmten Ehrgeiz .der anglo- 
zionischen Clique von Internatio- 
nalisten, diese herrliche von Gott 
geschaffene Welt aus den Angeln 
zu heben, sie unter einer als De- 
mokratie getarnten Superdik- 


tatur in einen riesigen Bazar zu. 


verwandeln, wo es keine Stille, 
keine Besinnlichkeit, keine 
Schönheit, keine Eigenständig- 
keit und Eigenart, kein Streben 
nach höheren Werten mehr ge- 
ben wird; wo einer einem wim- 
melden Ameisenhaufen gleichen- 
den, uniformen, schokoladen- 
braunen Masse keine andere 
Funktion mehr zugedacht sein 
wird als zu arbeiten, zu konsu- 
mieren - und zu kopulieren, da- 


- mit wieder neue Verbraucher für 


die gierigen, unersättlichen Her- 


- von. der Internatio 


ren di neuen welt heranwach- er 


sen. 
Der Sumpf, in den wir steuern, 
ist die ‚unausbleibliche‘ Folge des 


forcierten Rassenchaos, wie :es 


sich schon heute in den USA aus- . . . 
tobt: Als Rauschgift- als Mörder-. _ 


bande, als anmaßende Homosex- 
uelle, ungezügelt selbst unter der 
Geißel der Seuche, Heere von 
nutzlosen Parasiten, die frech auf 
die ihnen vom Staat angeblich zu- 
stehenden Almosen pochen, ein. 
Erziehungssystem, das unter der 
Devise der Gleichheit aller dem 


'Leistungsprinzip abgeschworen 


hat und mehr und mehr zu einem 
Kindergartenbetrieb ausartet. 


“ Undimmerundüberalldie Anbe- : 
tung des Mammon. Leben ausge- . 


drückt als Wirtschaftsstatistiken, 
eine Wertskala, die nur Mengen, 


aber nicht Güte kennt; eine Gier - 
nach Sensationen, die selbst das ‘- : 


Leiden anderer zum ekelhaften 
Mitleidsrummel degradiert, zum 
schwungvollen Geschäft eiskal- 
ter Drahtzieher. 


Eine solche Freundschaft‘ 
ist ein Mühlstein 
am deutschen Hals 


Mit diesem Geist Amerikas, ei- 
nes ‚siechen, unheilbar kranken 
Amerika, versucht man uns 
Deutsche zu beglücken, ein Volk, 
das der Welt unsterbliche Kultur- 
güter geschenkt hat. Deutsche 
Nachkriegsbonzen nennen die 
USA unseren »Freund«. Ein 


- Mühlstein an unserem Hals 
könnte nicht schlimmer sein als . 


eine solche Freundschaft. 


Unser Heil liegt nicht bei den 


USA, nicht bei der »westlichen 
Wertegemeinschaft«. Unser Ziel 
kann nur in unserer eigenen 
Kraft liegen, und bei den noch 
unverbogenen, ihrer Eigenart 
treu gebliebenen Völker des 
Ostens. Im Schlepptau Amerikas 
geraten wir unweigerlich in die 
Todesspirale. Im Verein mit den 
Völkern der Sowjetunion, mit 


Balten, Ukrainern oder mit Un-- 


garn, mit Bulgaren oder Rumä- 
nen können wir in einem neu zu 
schaffenden eurasischen Wirt- 
schaftsraum wieder zu einem star- 
ken, freien Volk heranwachsen. 
Mit diesen Völkern, und schließ- 
lich dem restlichen Europa, wer- 
den wir gemeinsam an einer Zu- 
kunft bauen, die den ehrenwürdi- 
gen Traditionen unseres Konti- 
nenten gerecht wird. 


istenmafia : 
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Rotchina 


Die Wohltaten 


on 


- Peter Blackwood 


V 
George Bush 


US-Präsident George Bush setzt sich in der Sache des Status der 
meistbegünstigten Nation für Rotchina anscheinend durch. Er ist da- 
für. Der amerikanische Senat und das Repräsentantenhaus haben 
beide dafür gestimmt, an eine Fortsetzung der Vorzugsbehandlung 
gewisse Bedingungen zu knüpfen, aber der Senat hat deutlich nicht 
_ die 67 Stimmen, die erforderlich sind, um ein zu erwartendes Veto 


- von Bush zu überstimmen. 


Beide Häuser des US-Kongres- 
ses haben gefordert, daß Bush 
sich dessen versichert, daß Pe- 
king etwas unternimmt um seine 
abgrundtiefen Ruf hinsichtlich 
“ der Menschenrechte zu verbes- 
sern, daß es die derzeitigen Be- 
schränkungen auf den Verkauf 
amerikanischer Produkte in Rot- 
china aufhebt, daß es damit auf- 
hört, Häftlingsarbeiter einzuset- 
“ zen, um Waren für den Export 
herzustellen, daß Rotchina für 
alle politischen Gefangenen Re- 
chenschaft ablegen und sie frei- 
lassen soll, und daß die kommu- 
nistische Regierung des Festlan- 
des China keine Waffen mehr in 
unstabilen Regionen verkauft. 


Warenflut in 
den Westen 


. Wie CODE bereits im einzelnen 

- berichtete, wollen die Familien 
Bush und andere Insider nicht, 
daß der Kongreß Maßnahmen er- 
greift, die zu Lasten der Profite 
gehen, die sie mit ihren unlaute- 
ren Geschäften mit den rotchine- 
‚sischen Slaventreibern gemacht 
haben. 


Aber das nächste Mal, wenn der 

Toaster das Frühstücksbrot ver- 

brennt, schauen Sie einmal auf 
die Unterseite, um festzustellen, 

wo das Gerät hergestellt wurde. 
" Esbesteht eine gute Chance, daß 

es auf dem Festland China herge- 
"stellt wurde, in einem Lande das 

schnell wegen der minderwerti- 
gen Qualität seiner Erzeugnisse 
berüchtigt wird. 


schlecht bezahlten chinesischen 
Arbeitskräfte zunutze zu ma- 
chen. Seit 1987 haben VW, Peu- 
geot, Tojota und Chrysler ver- 
sucht, Montagebetriebe in China 
zu errichten. Keine dieser Fir- 
men verzeichnete sehr viel Er- 
folg, aber Panda Motors Corpo- 
ration ein Reverent von Sun My- 
ung Moon geleitetes Unterneh- 
men, investierte eine Milliarde 
Dollar in Rotchina. 

Es wird erwartet, daß bei Panda 
in diesem Jahr die ersten Autos 
die Montagebänder verlassen. 
Die meisten der 300.000 Chevro- 
let-Autos vom Typ Chevette wer- 
den erwartungsgemäß in den Ver- 
einigten Staaten zu einem Ko- 
stenpunkt weit unter dem eines 
in Amerika hergestellten Wagens 
auf den Markt gebracht. 


Vergessen wir amerikanische Ar- 
beitsplätze, die Bedrohung für 


US-Präsident George Bush verbinden besondere private Ge- 


schäftsinteressen mit Rotchina. 


Während amerikanische Firmen 
einige technische Ausrüstungen 
und Knowhow nach China trans- 
feriert haben, haben die Kommu- 
nisten den amerikanischen und 
europäischen Markt mit Produk- 
ten, darunter Schuhe, Textilien 
und elektronische Verbrauchsgü- 
ter, geradezu überschwemmt. 
Die Folge davon ist, wie zu erwar- 
ten war, daß Rotchina gegenüber 
den USA einen gewaltigen Han- 
delsüberschuß — mehr als 10 Mil- 
liarden Dollar im vergangenen 
Jahr - angehäuft hat. 

Die Automobilindustrie hat auch 
keine Zeit verloren, sich die 


die Lebensweise oder die wirt- 
schaftliche Zukunft der USA, 
sagt Präsident George Bush. Er 
möchte den freien Handel mit 
Rotchina aufrechterhalten, unge- 
achtet der »undurchführbaren 
Erwägungen« wie die Menschen- 
rechte und die fehlende Achtung 
seitens der Chinesen für die Be- 
dingungen anderer Handelsver- 
träge. Und was noch schlimmer 
ist, er steht kurz davor; von ei- 
nem Kongreß, der sich förmlich 
überschlägt und sich dann tot 
stellt, grünes Licht zu bekom- 
men. 

Die Bush-Regierung drängte auf 


eine Erneuerung des Handelssta- 
tus der meistbegünstigten Nation 
für Rotchina. Nach der vom Re- 
präsentantenhaus und vom Senat 
verabschiedeten . Gesetzgebung 
würde der Status um ein weiteres 
Jahr verlängert, aber nicht über 
1992 hinausgehen, falls Rotchina 
nicht gewisse Reformen be- 
schließt oder zumindest den An- 
schein erweckt, dementspre- 
chend kooperieren zu wollen. 


Das Interesse 
des US-Präsidenten 


Die Chinesen brauchten sich je- 
doch trotz ihrer überheblichen 
Drohungen niemals ernsthaft 
Sorgen darüber zu machen, daß 
ihnen die Meistbegünstigungs- 
klausel etwa nicht zuerkannt wer- 
den würde. Sie begreifen die 
Wahrheit der Maxime Lenins, 
daß die gierigen Kapitalisten ih- 
nen eifrig den Strick verkaufen 
werden, mit dem sie den Westen 
dann aufhängen. Dabei könnte 
es jeden Tag zu Wiederholungen 
des Massakers auf dem Platz des 
Friedens kommen, ohne daß es ir- 
gendjemand außerhalb Chinas 
erfährt. 


Die kommunistischen Overlords 
wissen, daß die Bush-Regierung 
so gierig ist und der US-Kongreß 
derart von den Bankern be- 
herrscht wird, daß sie bei ihrem 
überstürzten Verstoß, um den rie- 
sigen chinesischen Markt »zu öff- 
nen« und aus den billigen, gut dis- 
ziplinierten und fähigen Arbeits- 
kräften Nutzen zu ziehen, alles 
Mögliche übersehen werden. 


Das Vermögen der 
Familie Bush 


Wenn der amerikanische Präsi- 
dent das enorme Handels-Un- 
gleichgewicht nicht wahrhaben 
will, dann sollte er vielleicht ein- 
mal eine Ausgabe der Zeitung 
der rotchinesischen Kommunisti- 
schen Partei, die »People’s 
Daily«, in die Hand nehmen. In 
der Neujahrsausgabe verkündet 
sie ihren Lesern: »Es ist von ent- 
scheidender Bedeutung, auf den 
vier Hauptgrundsätzen zu behar- 
ren: die von der Bourgeoisie be- 
triebene Liberalisierung be- 
kämpfen, die friedlichen Ent- 
wicklungspläne gegnerischer in- 
ternationaler Kräfte zerschlagen 
und Patriotismus und sozialisti- 
sches Bewußtsein inspirieren.« 
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Rotchina 


Die Wohltaten 
von | 
George Bush 


Vielleicht ist Bush mehr daran in- 
‚ teressiert, sein Familienvermö- 
gen zu schützen als die Finanzin- 
teressen Amerikas zu wahren. 
Wie CODE schon berichtete, ist 
die Familie Bush schließlich an ei- 
nem großen Wohnungsbaupro- 
jekt in Schanghäi beteiligt. Das 
Projekt wird Unterkünfte für 
Ausländer bereitstellen, die in 
Rotchina Geschäfte tätigen. Die 
Aoki Corporation, die von der 
Familie Bush kontrolliert wird, 
ist bei diesem Deal der westliche 
Partner. Prescott Bush, der ältere 
Bruder des Präsidenten, erhielt, 
wie berichtet wird, 250000 Dollar 
als Consultant (Generalberater) 
einer amerikanischen Firma, die 
in China ein Fernmeldenetz er- 
richtet. 


Als die Abstimmung im US-Se- 
nat über die Meistbegünstigungs- 


klausel näherrückte, brachten ge- 


meinsame Interessen hinsichtlich 
des Freihandels seltsame Bettge- 
fährten zustande. Die Bush-Re- 
gierung überging den Mehrheits- 
führer des Senats George Mit- 
chel und verhandelte lieber mit 
Senator Max Baucus, einem füh- 
renden Befürworter des Freihan- 
dels. 


»Eine Außerachtlassung der 
Meistbegünstigungsklausel oder 
Bedingungen an deren Erneue- 
rung zu knüpfen, würde amerika- 
nischen Interessen schweren 
Schaden zufügen«, schrieb Bush 
in einem Brief an Baucus. 
»Nichtsdestoweniger unterstütze 

. ich die Ansicht, daß starke Maß- 
nahmen erforderlich sind, um un- 
sere Belange zu vertreten.« 


Bush umriß in seinen weiteren 
Ausführungen gewisse Punkte, 
die er bei den bevorstehenden 
Handelsgesprächen mit den 
hochstehenden chinesischen 
Handelsbeauftragten besprechen 
wolle. Oben auf der Liste stehen 
die »ungerechten Handelsprakti- 
ken«, die zudem Überschuß von 
10,4 Milliarden Dollar geführt 
hätten. Der Präsident sagte, er 
möchte das chinesische Festland 
für weitere amerikanische Pro- 
dukte öffnen; für den Fall, daß 


54 [SODE 10/1991 


US-Senator Max Baucus, ein 
führender Befürworter des 


Freihandels, hat für Bushs 
Wünsche ein offenes Ohr. 


die Chinesen sich weigern soll- 
ten, hat Bush mit »Vergeltungs- 
maßnahmen gegen China«. ge- 
droht. 


Schweigen zu den 
Menschenrechtsfragen 


Bush erläuterte eine Strategie 
der Regierung der stärkeren 
Kontrolle bei chinesichen Pro- 
dukten, die von Häftlingsarbeits- 
kräften hergestellt werden, 
schwieg sich aber über die Men- 
schenrechtsbelange aus. Dar- 
über hinaus versprach der Präsi- 
dent feierlich, auf China Druck 
ausüben zu wollen, damit es den 
Verträgen zur Nichtverbreitung 
von Kriegsgerät beitritt. 


Ein Großteil des wachsenden 


‚wirtschaftlichen Erfolgs Rotchi- 


nas ist auf dem Verkauf von Waf- 
fen und Kerntechnologie an Län- 
der der Dritten Welt begründet. 
Das Regime in Peking erkennt 
auch keine Gesetze über interna- 
tionale Warenzeichen an. China 
stiehlt gewohnheitsmäßig westli- 
che Technologie, ohne für paten- 
tiertes Material zu bezahlen. Ko- 
sten für Arbeitskräfte fallen prak- 
tisch nicht an, da Häftlinge oft 15 
Stunden pro Tag ohne Lohn ar- 
beiten müssen. 


Während diese Tatsachen die 
meisten Leute im Westen zusam- 
menzucken lassen, ist Rotchina 
dabei, ein Wirtschaftswunder ab- 
zuziehen. Inzwischen haben die 


Vereinigten Staaten eine Schuld 
von mehr als eine Billion Dollar 
angehäuft, als sie versuchten, 
durch Freihandel eine neue Welt- 
wirtschaftsordnung zu schaffen. 


Die Kommunisten kümmerten 
sich einen Pfifferling um die Ver- 
urteilung in aller Welt, als ihre 
Panzer 1989 über den Platz des 
Friedens rollten und chinesische 
Studenten ermordeten, die nach- 
dem sie die kontrollierten Wirt- 
schaftsreformen in den achtziger 
Jahren genossen hatten, noch 
mehr Freiheit wollten. 


Ironischerweise war das Wirt- 
schaftswachstum in China 1988 
praktisch zum Erliegen gekom- 
men. Die Inflation belief sich 
ständig auf 20 Prozent, und das 
Land hatte es mit einem Handels- 
defizit von vier Milliarden Dollar 
zu tun. 


Die Freiheitsdemonstrationen lö- 
sten bei der kommunistischen 
Führung, die dabei war zu libera- 
lisieren, eine Kehrtwendung um 
180 Grad aus. Sie legte dem Land 
nach Tiananmen strenge wirt- 
schaftliche Sparprogramme auf. 
Dies führte zu einer verschärften 
Kontrolle, der bis dahin dezen- 
tralisierten Außenhandelsbe- 
hörde, und die wenigen Kredite, 
die in China zur Verfügung stan- 
den, gingen an Betriebe in staatli- 
cher Hand. Zwei Jahre später 
verzeichnete das Land eine Infla- 
tionsrate von zwei Prozent und ei- 
nen Überschuß in der Handelsbi- 
lanz von neun Milliarden Dollar. 


Die Kehrtwendung 
der Kommunisten 


Der »Economist« berichtete im 
Juni 1991, daß »es China so gut 
geht, daß es eine angemessene 
Chance hat, das Fünftel der 
Menschheit, das chinesisch ist, in 
einer Generation aus der Armut 
heraus und in zwei Generationen 
in die Reihen der Länder derMit- 
telklasse zu erheben«. 


Jetzt, wo die chinesischen Kom- 
munisten anscheinend einen wirt- 
schaftlichen Erfolg errungen ha- 
ben, haben sie ihre Rhetorik 
noch weiter verstärkt und bedro- 
hen jetzt amerikanische Ge- 
schäftsinteressen, wenn die 
Dinge nicht nach ihrem Wunsch 
verlaufen sollten. Im vergange- 
nen Frühjahr verkündete Zhu 
Qizhen, der rote Botschafter für 
Washington, zum Beispiel: 
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China hat keine Menschenrechte 
verletzt; Der Handelsbilanzüber- 
schuß gegenüber den USA ist 
»kein Problem«; China legt sei- 
nem Export von Waffen und 
Kerntechnologie strenge Kon- 
trollen auf. 


Außerdem drohte China mit der 
Einführung von hohen Zöllen, 
um amerikanische Firmen aus 
seinen Märkten zu vertreiben, 
wenn die Vereinigten Staaten 
nicht die derzeitigen Handelsver- 
günstigungen gegenüber Rot- 
china -ohne jede Bedingung -er- 
neuern. Zhu sagte, Milliarden 
von Dollar an US-Verträgen und 
Tausende von Arbeitsplätzen in 
amerikanischen Industriebetrie- 
ben, vom Flugzeugbau über 
Landwirtschafts- und Chemie- 
produkte, wären dann in Gefahr. 


Eine Zuneigung 
für Amerikaner 


»Ich hege eine Zuneigung zum 
amerikanischen Volk«, sagte 
Zhu. »Ich will wirklich nicht, daß 
die Deutschen oder Japaner in 
China an dessen Stelle treten.« 


Der Premierminister Li Peng trat 
im Juni noch dreister auf, als er 
Offizielle der Firma Boeing wie 
folgt herausforderte: »Wenn der 
Status der meistbegünstigten Na- 
tionen aufgehoben wird, dann 
wird es keine Aufträge mehr ge- 
ben«, sagte Li. »Wenn der Status 
beibehalten wird, bekommt Boe- 
ing auch weitere Aufträge.« 


Boeing und MeDonnell-Dou- 
glas, die an der Westküste der 
USA ansässigen Flugzeugbauer, 
sind die beiden größten amerika- 
nischen Exportfirmen in das Fest- 
land China. McDonnell hat sogar 
mit den Chinesen ein Joint-Ven- 
ture zum Bau von Flugzeugen in 
China zum weltweiten Export ge- 
gründet und dadurch amerikani- 
schen Arbeitern ihre Arbeits- 
plätze weggenommen. oO 


Flugzeug- 
Aufträge nach 
Rotchina 


John Springfield 


Der 
Islam 
wird uns 


Die Arbeiter der amerikanischen Flugzeugindustrie erleben den 
Freihandels-Wirtschaftsplan der »Neuen Weltordnung« hautnah. 
McDonnell Douglas Corporation, ein führender Flugzeugbauer, 
entließ im vergangenen Jahr 17000 Arbeiter aus seinen Werken. 
Dies ist die Endphase der Durchführung eines Joint Venture mit den 
rotchinesischen Kommunisten zum Bau von Flugzeugen unter Ein- 


satz von billigen chinesischen Arbeitskräften. 


McDonnell Douglas ist eine von 
mehreren amerikanischen Fir- 
men, die die kommunistischen 
Sklavenregierung in den letzten 
zehn Jahren innerhalb ihrer 
Grenzen willkommen hieß, in 
der Hoffnung, ihre Riesenbevöl- 
kerung zu beschäftigen und Devi- 
sen in ihr Wirtschaftssystem ein- 
fließen zu lassen. 


Der Markt 
wird enger 


Der Flugzeugbauer wurde in den 
achtziger Jahren völlig unvorbe- 
reitet getroffen, als die US-Re- 
gierung von ihrem gewaltigen 
Aufbau des Verteidigungswesens 
abwich. Douglas Aircaft Co. 
(DAC) war in den siebziger Jah- 
ren einer der führenden Flug- 
zeuglieferanten der Welt. Anstatt 
eine Arbeitsaufteilung vorzuneh- 
men und in den achtziger Jahren 
sowohl kommerzielle als auch mi- 
litärische Aufträge hereinzuho- 
len, trat DAC den kommerziellen 
Markt in den USA praktisch an 
Boeing ab, während der Neuan- 
kömmling Airbus Industries den 
europäischen Markt für sich be- 
anspruchte. 


Boeing baut weltweit immer 
noch mehr als 50 Prozent der 
Flugzeuge, Airbus hat McDon- 
nell Douglas kürzlich überholt 
- und steht jetzt an zweiter Stelle. 

Es wird erwartet, daß McDonnell 
Douglas Militäraufträge für den 
Düsenjäger F-15, den Hub- 
schrauber Apache und das Dü- 


Chinas Premierminister Li 
Peng verspricht den USA neue 
Aufträge, wenn sie seinem 
Land Handelserleichterungen 
einräumen. 


senflugzeug Harriet Mitte dieses 
Jahrzehnts auslaufen. Außerdem 
verpaßte das Frachtflugzeug C-17 
kürzlich seinen zugesagten 
Übungsflug und veranlaßte somit 
einige Förderer im Kongreß 
dazu, auf eine Public Relations 
Aktion zur Schadensbegrenzung 
umzuschalten. 


Robert H. Wood, Präsident von 
Douglas Aircraft, sagte, esseidas 


iressen! 


Wie Frankreich afrikanisiert wird 


Das aufrüttelnde Buch ist soeben in dritter 
Auflage erschienen 
(1. Auflage Februar 1990) 


Nach Frankreich wurden Millionen von Afrika- 
nern eingeschleust. Mit dem am 3. Juni 1991 
ratifizierten »Abkommen von Schengen« 
(Beseitigung jeglicher Personenkontrolle an 
der deutsch-französischen Grenze) werden 
diese Menschenmassen ungehindert nach 
Deutschland einsickern. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin 
99 Seiten, SELVAPIANA-Verlag CH-6652 TEGNA 
Preis 19,- DM/17,- Sfr. 
Direkt beim Verlag (Porto und Verpackung inbegriffen) 
oder im Buchhandel. 
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Flugzeug- 
Aufträge nach 
'Rotchina 


Ziel seiner Firma, die Produk- 
tionskosten drastisch zu verrin- 
gern, heißt es in veröffentlichen 
Berichten. Dies gehe mit grund- 
legenden Änderungen einher, da 
Partner und Schlüssel-Subunter- 
nehmer im Produktionsprozeß 
größere Rollen spielen als zuvor. 
Die Entwicklung von Arbeitsbe- 
ziehungen zu asiatischen Firmen, 
‘deren_ Lohnkosten bedeutend 
niedriger sind, sei bei der Kosten- 
senkung ein wichtiges Element, 
sagte Wood. 


Millionen Dollar an 
Konventionalstrafe . 


Der eigentliche Schaden wird 
McDonnells ohne hin schon 
ziemlich entleerten Tresors ange- 
tan. Die Firma legt Schuldver- 
schreibungen im Werte von drei 
Milliarden Dollar auf und zahlt 
- fünf Millionen Dollar an Konven- 
tionalstrafe für jeden Monat, mit 
dem die C-17 hinter der Planung 
zurückbleibt. 


Investitionen für Forschung und 
Entwicklung sind ebenfalls ein er- 
heblicher Kostenpunkt für die 
Firma. Sie sucht nach Partnern, 
die mithelfen sollen, die Rech- 
nung zu begleichen. Kommuni- 
stische Schlächter, die Sklavenar- 
beit anzubieten haben, scheinen 
genau das zu sein, was der Arzt 
"verschrieben hat. 


1985 tat sich McDonnell Douglas 
zum Beispiel mit der Shanghai 
, Aircraft Industrial Corp. (SAIC) 
zusammen, um gemeinsam 25 
Passagier-Düsenmaschinen vom 
. Typ 25 MD-82 mit 145 Sitzen zu 

"bauen. Der Vertrag wurde später 
auf 45 Maschinen erweitert. Dou- 
glas Aircraft sandte 25 seiner 
- Techniker nach Rotchina, wäh- 
rend die Kommunisten 20 Techni- 
ker nach Amerika schickten. 
SAIC beschäftigte im ersten Sta- 
dium dieses Projekts 3000 Chine- 
‚sen des Festlands. - 


‚Der Vertrag läuft planmäßig 
“ Ende dieses Jahres ab. McDon- 
nell Douglas. gab jedoch auf der 
“ Pariser Air Show bekannt, man 
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‚rotchinesische 


habe mit der regierungseigenen, 
rotchinesischen Firma, von der 
man annehme, daß ihr in näch- 
ster Zukunft der Zuschlag zum 


Bau einer neuen Düsenmaschine 


mit 105 Sitzen in Rotchina erteilt 
wird, einen Handel abgeschlos- 
sen. 


Das internationale Luftfahrtwe- 
sen wurde in den achtziger Jah- 
ren von Rotchina wegen dessen 
begrenzter Flugzeugbauindustrie 
und wegen eines. potentiellen 
Milliarden-Dollar-Marktes "ma- 
gisch angezogen. Es wurde nicht 
enttäuscht. Douglas Aircraft und 
die in Seattle ansässige Firma 
Boeing werden von vielen Beob- 
achtern als aussichtsreichste An- 
wärter für den Vertrag zum Bau 
einer neuen Düsenmaschine mit 
158 Sitzplätzen für die Rotchine- 
sen erachtet. 


Bushs Plan mit 
den Luftkriegen 


Die Luftkriege passen in den 
Plan des Präsidenten Bush, Rot- 
china so ziemlich an der Spitze 
der Handesipartner Amerikas zu 
halten. Er treibt zum Beispiel 
den Status der meistbegünstig- 
sten Nation für Rotchina um je- 
den Preis voran. Dies würde es 
Kommunisten ungeachtet ihrer 
wiederholten Menschenrechts- 
verletzungen ermöglichen, von 
den niedrigsten Zolltarifen zu 
profitieren, die es überhaupt 
gibt, amerikanische Warenzei- 
chen und Patente zu stehlen und 
ein Handelsbilanzdefizit von 
mehr als zehn Milliarden Dollar 
herbeizuführen, mit rasch stei- 
gender Tendenz. 


Obwohl es keine Berichte dar- 
über gibt, daß beim Bau von 
Flugzeugen Sklavenarbeit einge- 
setzt werden, steht Rotchina in 
dem traurigen Ruf, Häftlingsar- 


beiter an Hersteller zu verkau- 


fen. Es wird angenommen, daß 
Handelsbeauf- 
tragte eine geheime Politik zum- 
Einsatz von Zwangsarbeitern bei 
der Produktion von Exportgü- 
tern betreiben. 


Das Land wird auch angeklagt, 
ständig die Grundrechte des Ein- 
zelnen, wie Freiheit der Religion 


- und freie Meinungsäußerung zu 


verletzen. Außerdem haben die 
Roten bei der Razzia auf die pro- 
demokratische Bewegung auf 
dem Platz des Friedens in Peking 
und bei anderen, früheren Massa- 


kern ihre eigenen Leute abge-. 


schlachtet und ihr völkermorden- 
der Einmarsch in und die Beset- 


- zung des benachbarten Tibet sind 


unvergessen. 


DAC-Angestellte wurden wäh- 


rend des Massakers auf dem Platz 
des Friedens und der darauffol- 
genden Unruhen 1988 kurzfristig 
aus Rotchina abgezogen. 


Die Kommunisten erkennen die 
westliche Warenzeichenpolitik 
nicht an; und der Raubdruck von 
Büchern, Handbüchern und 
Computer-Software ist gang und 
gebe. 


Die Investitionen 
der Familie Bush 


Bush, dessen Familie ig Rotchina 
stark investiert hat, läßt Warnun- 
gen bezüglich unmittelbar bevor- 
stehender Verkäufe von ballisti- 
schen Raketen an Syrien und Pa- 
kistan völlig außer Acht. 


Die Kommunisten haben bereits 
damit gedroht, daß sie den Kauf 
von Flugzeugen amerikanischer 
Bauart einstellen werden, wenn 
der Status der meistbegünsigten 
Nation nicht erneuert wird. Die 
Botschaft wurde kürzlich in 
Peking bei einem exklusiven 
Abendessen für leitende auslän- 
dische Geschäftsleute und Regie- 
rungsbeamte, bei dem der Chef- 
vertreter der Firma Boing, Tho- 
mas Lane, neben dem rotchinesi- 
schen Ministerpräsidenten Li 
Peng saß, verkündet. 


Lane sagte, die Erklärung habe 
ihn überrascht. »Sie benutzen 
uns als Beispiel für einen Ge- 
schäftsbetrieb, der darunter lei- 
den würde«, sagte Lane. Boeing 
»nimmt die Angelegenheit der 
meistbegünstigsten Nation sehr 
ernst«, setzte er hinzu. 


Boeing und McDonnell Douglas 
sind die beiden größten ausländi- 
schen Flugzeugverkäufer in Rot- 
china. Dies trägt dazu bei, Boe- 
ings Reaktionen zu erklären, als 
ein kommunistischer Handelsbe- 
auftragter über die Verwicklung 
seines Landes in die Frage der 
amerikanischen Kriegsgefange- 


“nen befragt wurde. 


Die amerikanische Presse berich- 
tet, daß der rotchinesische stell- 
vertretende Minister für Staats- 
lanung, Gan Xyu, von einem lo- 
alen Fernsehsender über anıeri- 


kanische - -Kriegsgefangene _ und: 

MIAs (Beamte des Militärischen ° 

Nachrichtendienstes). befragt 
Wi 


ing-Werkin 
Seattle besichtigte.: r . 


Zwei Monate 
Kündigungsfrist 


j Leitende Angestellte der Firma 


Boeing waren wütend über die- ; 
sen Vorfall. »Als Handelsdele- : 
gierter wußte der stellvertre- 


tende Minister nicht, was er dar-. -; 


auf antworten sollte«, teilte ein. 


Sprecher der Firma in einem. . 


Schreiben an den Fernsehsender 
mit. Die »unprofessionelle Befra- ! 
gung über eine obskure Angele- | 
genheit der Vergangenheit« habe :: 
»nichts mit dem amerikanisch- 
chinesischen Handel oder gar mit 
der ee u a nn 
zu tun«. : 


Den Beschäftigten der Firma 


‚McDonnell Douglas in den Verei- 


nigten Staaten wurde’ eine zwei- _ 
monatige Kündigungsfrist für 
ihre bevorstehende Entlassung, 
aber kein Härteausgleich ge- 
währt, als sie vor einem Jahr ge- 
feuert wurden.. Der Flugzeug- 
bau-Gigant bot zwar Umschu- 
lungslehrgänge an und half, wo 
immer möglich, Einstellungsge- 
spräche in die Wege zu leiten. Un- 
ter der liberalen Freihandelspoli- 
tik haben amerikanische Arbei- 
ter das »Recht«, nach Rotchina - 


. zu ziehen, um ihren Arbeitsplatz‘ 


zu behalten. 


Die Flugzeugbauindustrie wird 


- oft als ein Bereich gepriesen, auf. 


dem Amerika führend in derWelt 
sei und im hohen Grade die Wirt- 
schaft des Landes befruchtet. 
Aber wie das bei so vielen ande- 
ren Industrien der Fall ist, da die 
Flugzeugbauindustrie sich nach 
Übersee orientiert und nur ame- 
rikanische Arbeitslosigkeit in ih- 
rem Kielwasser zurückläßt, be- 
stehen die Nettokosten für die 
amerikanische Wirtschaft aus 


" Massenarbeitslosigkeit, dem Do- 
mino-Effekt auf örtliche Be- ° 


triebe, dem Verlust an Steuerein- 
nahmen, dem größeren. Druck 
auf die Steuerzahler, dem Geld- 
verlust in Übersee und dem wei- 
teren Niedergang der Gesamt- 
wirtschaft. El 


Verbrechen 


Die Probleme 


mit den 


Schwarzen 


John Nugent 


’ 


Von Bürokratie, Untersuchungen innerer Angelegenheiten, Ankla- 
gen des Verbrechens in den Gebieten der Schwarzen gelähmt, lassen 
weiße Polizeibeamte sowohl in den Vereinigten Staaten als auch in 
Südafrika mehr und mehr zu, daß private Gruppen von Schwarzen in 
den Siedlungen der Schwarzen auf Streife gehen und diese kontrol- 
lieren, oft mit brutaler Wirksamkeit. 


- In Soweto, der größten Township 
in Südafrika, werden jeden Sams- 
tag bis zu 250 schwerverwundete 
Patienten in Windeseile zum Bar- 

. agwanath-Hospital gebracht. Für 
einige ist dies ihr neunter oder 
zehnter Aufenthalt dort, nach al- 
kohol — oder stammesbezogenen 
Gewalttätigkeiten. 

Bis morgens um Fünf in ihren 
Shebeens (Schnapskneipen) 
Reggae-Musik hörend und »fast- 
move«, einen starken Zucker- 
rohr-Schnaps zu sich nehmend, 

' gehen die Einwohner von So- 

weto häufig aufeinander los und, 

wie in amerikanischen Städten, 
werden dabei immer häufiger 

Waffen benutzt. Die Vorzugs- 

Schußwaffe scheint das chinesi- 

sche automatische Gewehr AK- 

47 zu sein, das von illegalen Ein- 

wanderern aus Mozambique und 

Angola eingeschmuggelt wird. 


Zurückhaltung der 
Polizei der Weißen 


Die von Weißen dominierte Poli- 
zeimacht in Südafrika, die früher 
verdammt wurde, wenn sie sich 
entschloß, einzugreifen, wird 
jetzt verdammt, wenn sie nicht 
eingreift. Nelson Mandela, Füh- 
rer des African National Con- 
gress (ANC), der sich weitge- 
hend aus Xhosa zusammensetzt, 
hat die weiße Polizei wegen ihrer 
scheinbaren »Hände-weg«-Poli- 
tik öffentlich angeprangert, da 
deren Tüchtigkeit, wenn sie erst 
einmal ausgeschwärmt ist, unbe- 
steitbar ist. Nachdem die Polizei 
im vergangenen Jahr zu starken 


Streifen zur Verbrecherbekämp- 


Sowohl der ANC und die weitge- 
hend aus Zulus zusammenge- 
setzte Inkatha-Bewegung des 
Dr.Mangosuthu Buthelezi sind in 
das von der ehemals verhaßten 
weißen Polizeimacht . hinterlas- 
sene Vakuum geschlüpft. Und sie 
taten dies mit unglaublich drasti- 
schen Methoden. 


Das gängige Instrument zur Be- 
strafung für beide Organisatio- 
nen ist die Sjambok, eine kurze, 
schwere Peitsche, die oft aus Rhi- 
nozerusfell hergestellt wird. 


Die Presse berichtet über die Er- 
fahrung eines 15-jährigen Jun- 
gen, Colin Mahlolle, der bei der 
Übertretung einer vom ANC ver- 
hängten Ausgangssperre‘ er- 


wischt wurde: »Sie waren zu 16 
Mann, jeweils zwei von ihnen lö- 
sten sich ab, mich zu peitschen, 


Autotrümmer auf der Straße vor dem Bezirksgericht in Krugers- 
dorp, nachdem eine Autobombe explodierte, bei der drei Men- 
schen getötet und 20 verletzt wurden. 


Beispiele des Terrorismus, wie er vom ANC ausgeübt wird. eine 
Frau macht sauber nach einem brutalen Massaker an sieben Kin- 
dern. 


fung in der Innenstadt von Johan- 
nesburg überging, ist die Verbre- 
chensquote dort um Zweidrittel 
zurückgegangen. 


bis ich das Bewußtsein verlor. Sie 
warteten bis ich wieder zu mir 
kam, um ihre Auspeitschung zu 
beenden. Ich möchte lieber ster- 


ben als dies noch einmal durchzu- 
machen.« 

Der 24-jährige Arbeiter Alfred 
Makgopela versuchte von seiner 
Sitzung mit der Sjambok davon- 
zulaufen, daher nagelten ihn 
seine Peiniger zunächst mit den 
Händen auf ein großes Brett. Al- 
fred lag nach seiner Auspeit- 
schung, die die Zulus »siwasho« 
(»Reinigungsmaschine«) nen- 
nen, drei Tage langim Koma. 


.Grausame Methoden 


der Bestrafung 


Für schwerere Vergehen ordnen 
»Känguruh-Gerichte« in Soweto 
an, daß Finger abgehackt oder 
Kniescheiben abgeschossen wer- 
den. 


Aber die Sowetaner ziehen diese 
Maßnahmen der Bürgerwehr-Ju- 
stiz vor, die oft mit Pangas (rie- 
sige Zuckerrohr-Macheten) oder 
mit den berüchtigten »Halskrau- 
sen«, mit Kerosin getränkte Au- 
toreifen, die den Opfern über die 
Schulter gelegt werden, so daß 
sie durch Verbrennung zu Tode 
gebracht werden, durchgeführt 
werden. 


Es gibt auch eine rohe Bande, die 
sich die »Russen« nennen. In kur- 
zen Hosen und hellen Wolldek- 
ken gekleidet, töten die »Rus- 
sen« — eine vormals moskauhö- 
rige Gruppe aus dem nahegelge- 
nen Lesotho - verdächtigte Ver- 
brecher gewöhnlich mit zweit- 
schneidigen Axten; aber ihre ge- 
fürchteste Bestrafung ist das »spi- 
king«, das sofortige Lähmung 
durch Hineinstoßen einer ange- 
spitzten Fahrradspeiche in das 
Rückenmark verursacht. 


Im verfaulten 
Apfel 


Zwölftausend Meilen entfernt, in 
New York City, schaut eine an- 
dere vorwiegend weiße Polizei- 
macht zunehmend weg, wenn ein 
von Schwarzen geleiteter Sicher- 
heitsdienst in mehreren Wohnge- 
bieten für Schwarze schlagen und 
schießen. 


Die »New York Times« berichtet, 
daß die Anwohner über die An- 
wesenheit des SSI erfreut sind. 
Sie können nach Jahren des Zu- 
sammenkauerns hinter Woh- 
nungstüren, während Fremde 
durch die Flure schleichen und 
mit Drogen handeln und leerste- 
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hende Wohnungen übernehmen, 
ihre Kinder endlich wieder drau- 
Ben spielen lassen. 


»Man kann dies nicht mehr ver- 
gleichen, mit dem wie es vorher 
war, bevor die Wachen hier her- 
einkamen, und wie es jetzt ist«, 
zitierte die »New York Times« 
eine Frau, die mit ihren Kindern 
am Noble Drew Ali Plaza wohnt. 
»Das Leben war für uns ein Alp- 
traum — alle diese Bescheuerten, 
alle diese Schlägereien. Wir fühl- 
ten uns niemals sicher. Ich 
machte mir Tag und Nacht Sor- 
gen um meine Kinder. Jetzt kann 
ich wieder ein normales Leben 
führen«. 


Die SSI-Wachen, von denen eini- 
gen lange wegen schwerer. Ver- 


. brechen, darunter Mord, geses- 


sen hatten, sind meistens 
schwarze Moslems und haben al- 
len Drogen und jeglichem Alko- 
hol abgeschworen. Jetzt erwi- 
dern sie das Feuer der Straßenge- 
walttätigen mit ihrem eigenen 


" -Feuer. 


Fünfzehn Dollar 
als Wehrsold 


- , »Wenn sie auch nur einen Trop- 
: fen unseres Blutes vergießen, 


“ dann werden wir Gallonen des ih- 


? 


. rigem vergießen«, prahlte einer 


der Muslim-Wachleute. Sie ver- 
gießen anscheinend auch das 
Blut von Zeugen, die gegen ihren 
außergesetzlichen »modus ope- 
randi« aussagen. 

Am 14. Dezember 1988; schreibt 
die »New York Times«, erschos- 
sen SSI-Wachen einen Crackdea- 
ler namens Rainford Salmon. 
Zwei Ortsansässige gingen we- 


- gen der Schießerei zur Polizei. Ei- 


ner wurde so überzeugend be- 


‚droht, daß er aus New York City 


zu einem Versteck in Baltimore 
flüchtete. Ein anderer wurde am 
12. Juni von vier Männern in ei- 
nen geschlossenen Lkw gesteckt 
und tauchte am nächsten Tag auf 
der Straße wieder auf, 15mal von 
einem starken Gewehr und ein- 
mal von einer r Schrotflinte getrof- 


... ‚fen. . 
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Die SSI-Wachen erhalten an- 
fangs 15 Dollar. pro Stunde für 
das, was im ersten Stadium ihrer 
Arbeit, wenn sie Drogendealer 
aus den Wohngebieten vertrei- 
ben, auf »Wehrsold« hinausläuft. 
Sie halten sich einige Zeitlang in 
den einzelnen Gebäuden auf, um 


festzustellen, wer die Dealer 


sind, und wo sie wohnen und ver- 
kaufen. 


Nach den Regeln 
der Straße 


Mit automatischen Schnellfeuer- 


waffen im Anschlag erscheinen 


sie dann an deren Türschwelle 
und beharken gelegentlich die 
Wände mit ihren Schußwaffen, 


um ihrem »Befehl, herauszukom-. 


men«, Nachdruck zu verleihen, 
schrieb die »New York Times«. 
Nachdem die Gebäude befriedet 
sind, verringert sich die Bezah- 
lung der Wachen auf sechs oder 
sieben Dollar pro Stunde. 


Der SSI erhält 655.000 Dollar 
pro Jahr, um den Bezirk Noble 
Drew Ali Plaza zu bewachen, von 
denen ein Großteil aus Geldern: 
des US-Department of Housing 


and Urban Development (Mini- : 


sterium für Wohnungsbau und 
Stadtentwicklung) stammt. 


Ähnliche Situationen in 
New York und Südafrika 


Sich mit hartgesottenen Drogen- 
dealern herumzuschlagen ist ein 
gefährliches Leben, wie ein 27- 
jähriger Wachmann, ein Black 
Muslim, zugab. »Ich hasse es, 


durch die Rockaway Avenue zu: 


fahren. Eines Tages wird einer 
von diesen Dealern kommen und 
mein Gehirn herausblasen. Viele 
von ihnen möchten mich gerne 
haben.« Aber er versicherte 
nachdrücklich, bei seinem Job 
bleiben zu wollen. »Das Ganze 
ist so spannend«, sagte er. 


Ein anderer erklärte: »Die Poli- 
zei muß Berichte schreiben, Mel- 
dungen über interne Angelegen- 
heiten machen und all dies. Aber 
niemand weiß, was wir tun. Wir 
spielen nach den Regeln der 
Straße, und die Drogenhändler 
wissen das. Sie bleiben uns vom 
Hals«. 


Aber auch das New Yorker Poli- 
zeipräsidium und, in einer ähnli- 
chen Situation in Südafrika, die 
Polizei in Johannesburg. oO 


Israel 


Victor Marchetti 


Ratschläge aus. 


Am späten Abend des ersten Tages der NJDC-Konferenz erhielt 
eine Gruppe von 40 Aktivisten eine überraschende Belehrung durch 
Micha Harish, Generalsekretär der MENSIIScheR Arbeiter-Partei und 


Mitglied der Knesseth. 


Harish de vom NIDC nach 
Washington geholt, um die libera- 
len Flügel der amerikanischen 
Diaspora und der Demokrati- 
schen Partei wieder mit der.einst 
dominierenden politischen Kraft 
des Judenstaates bekanntzuma- 
chen. Laut Harish ist die Arbei- 
ter-Partei die Stimme des Ver- 
standes und die einzige Hoffnung 
für Israel, einen dauerhaften 
Frieden mit den Arabern zu errei- 
chen. 


Die Geisel des 
rechten Flügels 


Die Likud-Partei andererseits 
wird ‚weder die Friedensbemü- 
hungen noch die Wirtschaftsre- 
form vorantreiben, noch mit den 
Menschenrechtsverletzungen ge- 
gen die Palästinenser aufhören, 
sagte Harish. Die Likud-Partei 
sei in diesen Angelegenheiten 
hilflos, weil sie von den kleinen 


: radikalen extremistisch-religiö- 


sen Parteien des rechten Flügels 
als Geisel.gehalten werde. 


Israels Wertschätzung der ameri- 
kanischen Unterstützung sei 
übergroß. Aber Israels Beziehun- 
gen zu den USA seien mehr als 
nur monetärer Natur. Sie ver- 
schaffen Israel Einfluß auf die 


. Weltpolitik. Zum Beispiel, wenn 


es um die Sowjetunion geht, wird 


Israel als Ebenbürtiger, als Super- . 


macht behandelt. Die Beziehun- 
gen zu den USA seien die einzige 
Erklärung für diese Haltung. 
Deswegen sei die amerikanische 
öffentliche Meinung, nicht nur 
die Meinung der amerikanisch- 
jüdischen Gemeinde, für Israel 
sehr wichtig. 


Obwohl sowohl die USA als auch 
Israel Demokratien sind, ist die 
israelische Demokratie ganz an- 
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ders, stellte Harish fest. Seit der ; 
ersten Knesseth im Jahre 1948: 


waren weder die Likud- noch die 


Arbeiter-Partei in.der Lage, eine % 
Mehrheit zu erringen und daher 


seien beide auf Koalitionen ange- 
wiesen. Es gebe in Israel etwa 20 


Parteien, was die Schwierigkeit -.. 
anderer Länder, Israel zu beein- _ 


flussen, erkläre und, axioma- 


tisch, warum es für die regie- -.: 


rende Partei - ob Labor oder Li- 


kud - so schwierig ist, Einfluß zu ; 


nehmen. 


Was den Friedensprozeß anbe- 
langt, so sei das israelische Volk 


bereit, sich damit zu befassen, .. 
sagte Harish. Leider habe die Li“..! 
kud-Regierung eine negative 
Haltung zu einem Versöhnungs- :: ; 


frieden eingenommen. Innerhalb 
der Arbeiter-Partei gebe es je- 


doch eine starke Hoffnung, daß . 


das immer stärker werdende Ver- 
langen des Volkes nach Frieden 
tiefgreifend genug ist, um die 


Koalition zum Friedensprozeß - - 


hinzuführen. Die Arbeiter-Partei 
habe der Likud-Partei mitgeteilt, 
sie werde die Regierung bei dem 
Friedensprozeß 


unterstützen, ‘ 


wenn die religiösen und ultra- “ 


rechten Parteien Schritte unter- 


.nehmen sollten, die Regierung 


zu stürzen. 


Die Krise in der 


israelischen Demokratie ö 


Die gleiche Situation herrschte 


schon 1977 während der Verhand- 


lungen in Camp David vor, als .. 


der damalige Premierminister 
Menachem Begin nicht einmal 


die volle Unterstützung seiner ei- .: 


genen Likud-Partei bekam - Yitz- 
hak Shamir und Ariel Sharon 
stellten sich gegen ihn — und er 


die Regierungsmacht nur mit 
Hilfe der Arbeiter-Partei aufrecht- -: 
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Zwei Kontrahenten: Shamir und Peres. Beide haben entgegenge- 
setzte Meinungen über das weitere Vorgehen Israels. 


erhalten konnte. Die Arbeiter- 
Partei vertritt die Ansicht, sagte 


 Harish, daß von außerhalb kein 


Druck auf Israel ausgeübt wer- 
den darf. Nichtsdestoweniger 
stehe die Arbeiter-Partei der Li- 
kud-Partei sehr kritisch gegen- 
über, weil diese im Friedenspro- 
zeß nicht aktiv werde, und die 
Verantwortung für den interna- 
tionalen Druck auf Israel laste 
daher voll und ganz auf der Li- 


kud-Partei. 


Israel befindet sich derzeit in den 
Klauen einer Zweijahres-Krise, 
stellte Harish fest. Die Arbeiter- 
Partei habe mit der Regierung ge- 
brochen wegen des Widerstands 
der Likud-Partei gegen die Be- 
reitschaft der Arbeiter-Partei, 
mit palästinensischen Führungs- 
persönlichkeiten vom Westufer 
und dem Gazastreifen zusam- 
menzutreffen, um einen Frie- 
denskompromiß auszuarbeiten. 
Leider habe die Arbeiter-Partei 


US-Präsident Jimmy Carter 
(Mitte) vermittelte den Camp- 
David-Vertrag zwischen dem 
israelischen Premierminister 
Menachem Begin und Agyp- 
tens Präsident Anwar Sadat 
(rechts). 


zu spät erkannt, daß sie nicht in 
der Lage sein würde, ihre Ziele 
zu erreichen, wenn sie sich auf 
die Koalition des Likudblocks 
von radikalen Rechten, religiö- 
sen Extremisten und Ausver- 
kaufskünstlern verläßt, die sich 
einen Pfifferling um den Frieden 
kümmern und nur um ihre eigene 
Tagesordnung besorgt sind. Dar- 
aus folgt, daß es nichts gibt, was 
die Führer der Arbeiter-Partei, 
Shimon Peres oder Yitzhak Ra- 
bin, tun könnten, um den Frie- 
densprozeß voranzutreiben. 

Es besteht eine sehr reale Krise 
in der israelischen Demokratie 
und wiederum in der israelischen 
Gesellschaft, sagt Harish. So- 
wohl Likud als auch Labor hätten 
seit 1981 ständig an Unterstüt- 
zung verloren, was zu einer Viel- 
falt von Parteien mit einem oder 
zwei Sitzen im Parlament von 120 
Sitzen geführt habe. Aber es be- 
stehe praktisch keine Hoffnung 
auf politische Reformen. Shamir 
und die Likudniks lehnen eine 
Kooperation in dieser Sache ab. 
Shamir hält »die Schlüssel zum 
Königreich« in der Hand und 


» 
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fürchtet, sein Amt als Premiermi- 
nister zu verlieren. 


Shamirs Weigerung, in der Frie- 
densfrage Kompromisse zu 
schließen, schadet Israel sowohl 
im Inland als auch im Ausland 
sehr, sagte Harish. Israels Exi- 
stenz als Garnisonsstaat, der sich 
ständig im Kriegszustand befin- 
det, habe die Wirtschaft zerstört 
und den Judenstaat von amerika- 
nischer Auslandshilfe abhängig 
gemacht, sagte Harish vor der 
NJDC. 


Bei dem gewaltigen Strom von 
sowjetischen und äthiopischen 
Einwanderern ins Land hinein sei 


die Notwendigkeit zum Wirt- - 


schaftswachstum dringender als 
je zuvor. Ohne Wachstum zur Be- 
schaffung von Arbeitsplätzen 
und Wohnungen werde es unter 
den Sabras (eingeborenen Israe- 
lis), Israels arabischer Bevölke- 
rung und neuen Einwanderern zu 
einer großen Auseinanderset- 
zung kommen, wenn sie um ein 
Stück des kleiner werdenden 
Wirtschaftskuchens gegeneinan- 
der konkurrieren. 
werde es eine Massenauswande- 
rung aus Israel geben, und der 
zionistische Traum wäre dann 
ausgeträumt. Deswegen werden 
Milliarden von Dollar benötigt, 
nicht nur von der jüdischen Dia- 
spora in Amerika und Europa, 
sondern auch von der amerikani- 
schen Regierung. 


Letztenendes müsse Israel aber 
Selbstversorger werden, stellte 
Harish fest. Deswegen unter- 
stützte die Geschäftswelt die Ar- 
beiter-Partei und sei zuversicht- 
lich, Wachstum auf dem Wirt- 
schaftssektor herbeiführen zu 
können. Labor trete für Privati- 
sierung ein. Vor 1960 habe nie- 
mand in Israel investieren wol- 
len. Die Arbeiter-Partei habe das 
alles geändert. 


Was die jüdischen Siedlungen am 
Westufer und im Gazastreifen an- 
belangt, so glaubt Harish, daß 
diese Frage nur von Israel gelöst 
werden kann. Die Siedlungen, 
die nur eine kleine Minderheit 
der Bevölkerung darstellen, er- 
halten jedoch den Löwenanteil 
der sehr begrenzten finanziellen 
Hilfsmittel der Regierung. Labor 
glaube, das Geld sei viel besser in 
Israel selbst angelegt. Was bedeu- 
tet der Traum von Eretz Yisrael?, 
fragte Harish. Ein Judenstaat, 
oder eine zweite Sowjetunion? 


10/1991 |ODE 59 


id >= YES re ee At ee 


Obendrein 


Nahost-Journal | 


Franzosen. 
verlangen 
Aufhebung der 
Sanktionen 


: Eine Gruppe von. Gegnern des 

Golifkrieges riefin Paris zur sofor- 
. tigen Aufhebung der UNO-Sank- 
:tionen gegen den Irak auf, um 
. dem Land zu ermöglichen seine 
lebenswichtigen Gesundheits— 
und andere. Infrastrukturen wie- 
der aufzubauen. Die Gruppe 
sagte, sie schätze die Gesamtzahl 
. der Kriegsopfer im Irak auf 
100000 bis 150000, wovon ein 
‘ Drittel Zivilisten seien — haupt- 
sächlich Kinder, Frauen und alte 
Menschen. 


Die Kritiker am Krieg, zu denen 
. prominente Persönlichkeiten wie 
der im Ruhestand lebende Soldat 
Pierre: Galos gehören, durften 
den Irak bereisen und die von 
den »Präzisions«—Luftangriffen 


‘der Alliierten: verursachten Schä- 
.. den sehen und den anschließen-: 


den Bürgerkrieg miterleben. Sie 

riefen auch zu westlicher Hilfe an 

den Irak und zum Wiederaufbau 
„des Landes auf. 


Gefährliche 
Verbindungen 


Der saudi-arabische Botschafter 
Prinz Bandar Ibn Sultan arbeitet 
‚weiterhin eng mit zionistischen is- 
realfreundlichen Kräften in Was- 
hington zusammen. Die Bemü- 
hungen des Prinzen werden je- 
doch. .nicht immer von seinen 
neuen Freunden geschätzt. Kürz- 
‚lich kritisierten Offizielle des 
. American Jewish Congress Ban- 
‘dar, in der saudischen Regierung 
. nicht genügend Einfluß zu ha- 
ben, Versicherungen, die :er im 
.. vergangenen Herbst während 
der Krise am Persischen Golf ab- 
gegeben hatte, zu erfüllen. 


Im wesentlichen hatte Bandar 
versprochen, daß die Saudis nach 
‘Beendigung der Kraftprobe mit 
Iraks Saddam Hussein Israel aner- 
: kennen und die Beziehungen 
- zum Judenstaat normalisieren 
würden. Der hochrangige Ge- 
: hilfe des israelischen Premiermi- 
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- Hauptstadt, 


‚nisters- Yitzhak Shamir, Avi Paz- 


ner, war härter in seiner Bewer- 


; tung und meinte, Bandars Zusa- 
: gen seien »Desinformationen« — 


oder »er teile überhaupt nicht die 
Ansichten der saudischen Regie- 
rung«. 


Indessen enthüllte die starke isra- 
elische- Interessengruppe Al- 


PAC, daß sie nicht versuchen 


werde, den von der Bush-Regie- 
rung vor kurzem angekündigten 
Verkauf von Kriegsgerät in Höhe 
von 473 Millionen Dollar an die 
Saudis zu blockieren. Die pro-is- 
raelischen Lobbyisten sagten, sie 
seien über den Wunsch der Sau- 
dis, einen Einkauf von amerika- 
nischen Waffen und Ausrüstun- 
gen in der Größenordnung von 
10 bis 15 Milliarden Dollar zu täti- 
gen, was im Herbst über die 
Bühne gehen. soll, beunruhigt. 
Inzwischen begleitete Prinz Ban- 
dar den amerikanischen Außen- 
minister Baker auf einer Be- 
suchsreise in die saudische 
wo verkündet 
wurde, daß die Saudis erwägen, 
den arabischen Wirtschaftsboy- 


:kott gegen Israel als Gegenlei- 


stung für das Einverständnis des 
zionistischen Staates, den Bau 
von Siedlungen in den besetzten 
palästinensischen Gebieten ein- 
zustellen, aufzugeben. Vor dem 
Besuch beriet sich Bandar privat 
mit zionistischen Führungsper- 
sönlichkeiten des US-Kongres- 
ses über die saudische Initiative. 


Andert der 
CFR seine 
politische 

Richtung? 


Kann es sein, daß der ehrwürdige 
Council on. Foreign Relations 
(CFR),_der angesehene Think- 
—Tank (Beraterstab) des Esta- 
blishments zur Förderung des In- 
ternationalismus und Interven- 
tionalismus, tatsächlich eine Mei- 
nungsänderung vollzieht und sei- 
nen Schwerpunkt von der Au- 
ßen— auf die amerikanische In- 
nenpolitik verlegt? Vielleicht. 
Schließlich sind dies die Leute, 
mehr als irgendeine andere ein- 


.zelne Gruppe in Amerika, die da- 
für verantwortlich sind, die Verei- 


nigten Staaten in den miserablen 
Schlamassel geführt zu haben, in 
dem das Land sich heute befin- 
det. Es sind die gleichen Leute, 


die in den letzten: vier Jahrzehn- 
ten für:ein schlecht konzipiertes 
Abenteuer im Ausland nach dem’ 
anderen eingetreten sind und die 
ganze Zeit hindurch. die. verfal- 
lende sozial-wirtschaftliche Ba- 
sis der USA außer Acht gelassen 
haben. Nun, vielleicht ist ihnen 


endlich eine Erleuchtung gekom- . 


men. 


Wie dem auch sei, es war William 
Hyland, Herausgeber von »For- 
eign Affairs«, das einflußreiche 
Hausblatt des CFR, der vor eini- 
gen Wochen in der »New York Ti- 
mes« schrieb: »Was dringend be- 
nötigt ‚wird, ist eine psychologi- 
sche Wendung nach innen.« Hy- 
land, ein ehemaliger CIA-Beam- 
ter und Schützling Henry Kissin- 


gers als letzterer Nixons Berater - 


für Nationale Sicherheit und US- 
Außenminister war, trat für ein 
selektives Disengagement im 
Ausland ein, um Amerikas dahin- 
schwindende Hilfsmittel zu scho- 
nen. 


Hyland, der Leiter des Foreign 
Intelligence Advisory Board (Be- 
ratungsgremium für ausländische 
Geheimdienste) des amerikani- 
schen Präsidenten ist, äußerte 
sich in einem Interview mit der 
»Washington Post« des längeren 
und breiten über diesen Gedan- 
ken. »Ich begann, über das Ende 
des Kalten Krieges nachzuden- 
ken«, sagte er, und darüber, wie 
durchdringend die Außenpolitik 
über die Jahre hinweg geworden 
ist. »Wir haben alle diese Institu- 
tionen, wo ich gearbeitet habe - 
CIA, National Security Council, 
Außenministerium — geschaffen. 
Jeder US-Präsident war davon 
gefangen. Aber nun ist alles vor- 


“bei. Es kann sein, daß wir jetzt 


nur noch versuchen, etwas aus 


‘ der Vergangenheit zu verewigen, 


internationalen Fragen Dring- 
lichkeit zu verleihen, die gar 
nicht mehr so dringend sind.« 


Dies sind offene Worte, die von 
einer Person kommen, dessen 
bisherige Laufbahn und derzeiti- 
ger Lebensunterhalt auf Ameri- 
kas internationalistischer Außen- 
politik begründet sind. 


Nicht lange nachdem Hylandsich 
erstmals zu Wort meldete, verlieh 
Peter Peterson, ein ehemaliger 
Beamter des amerikanischen Au- 
Benministeriums, ähnlichen 


-Empfehlungen Ausdruck. In ei- 


ner Rede vor der American As- 
sembly, einer  unparteiischen 
Gruppe, die sich mit Außenpoli- 


“ blikaner 


tik beschäftigt, führte Peterson - : 
Probleme im. Bildungswesen, : 


den Rückgang der Erwartungen 


auf.dem Wirtschaftssektor und 


die wachsende Armut in den 


USA an. Er sagte, daß das Versa- : : 
gen der. Regierung, die Wirt-, - 


schaftsprobleme des Landes 


ernsthaft anzupacken, 


traditionellen Sorgen der Sicher: 


heits- und Außenpolitik, wie die ° 


Bedrohung durch "sowjetische 


Atombomben und. konventio- _ 


nelle Angriffe auf das Territo- 
rium Amerikas oder auf lebens- 
wichtige Interesse«. 


Die neue Parteilinie des CFR sik-- 
kert mehr und mehr in die Me- 


dien des Establishments - ein. 


jetzt für die innenpolitische Be- 


lange ein und schieben dabei ei-: 


»jetzt . 
Amerikas langfristige nationale ° 
Sicherheit stärker bedroht als.die- * 


. Selbst im Ruhestand lebende Pu- - © 
blizisten wie James Reston von - : 
der »New York Times« treten ; “ 


nen Großteil der Verantwortung : : 


für die herrschenden Zustände. 7 
auf .den amerikanischen Präsi-. 


denten George Bush. 


»Jahrelang:hatte ich mich nach ei- 


nem Gentleman-Präsidenten ge- 
sehnt, der uns ein Beispiel fü 


verschwiegenes Denken und eht- =: 


und ich glaubte, George Bush sei 
genau dieser Mann«, schrieb Re- 


ston kürzlich. Er sei besonders : 


von der Tatsache beeindruckt ge- 
wesen, daß Bush »kein Ideologe 


war, der aus der Tradition des al- 
ten Teddy Roosevelt und des:. 
Oberst Stimson hervorgegangen : 


ist«. Aber »etwas ist mit Bush ge- 
schehen«, schreibt Reston. »Ich 
glaubte George Bush ziemlich 


liche Worte vorexerzieren würde, 


gut zu kennen, erkannte aber. 


seine Kriegerpose nicht.« 


Reston beschuldigt Bush, sich * : 


dazu zu ergehen, was die »Repu--"-; 
(Wort- >: 
Verrückt auf Weltherr- .' 


»globaloney« 
spiel: 
schaft sein) zu nennen pflegen«. 


Und’ der erfahrene Publizist ° "; 
meint, daß die Welt keine neue 
Weltordnung brauche, stattdes-, 


sen »brauchen wir eine neue ame- 
rikanischa Ordnung«. 


heit des Landes kommt von in- 
nen und nicht aus dem aan, 
schreibt Reston. 


Die: 
»Hauptbedrohung für die Sicher- : 


Es sieht in der Tat so aus, als ehe “s 


dem CFR langsam ein Licht auf. 
Die Leute geben George Bush 


eine ehrliche Warnung, seine au- 


Benpolitische Orientierung auf- 


.r 


zugeben und sich der inländi- 


schen Krise bewußt zu werden, 
aa sie werden ihn zum Sünden- 
"bock für Amerikas Fehlschläge 
„machen — zu deren Zustande- 
“ kommen sie selbst entscheidend 
beigetragen haben. Eine Ironie 
des Schicksals! - mi 


Die Neocons 
„graben 
; sich ein 


. Dein Council on Foreign Rela- 
: tions (CFR) mag zwar ein Licht 
. aufgegangen sein, aber die zioni- 
„ Stischen pro-israelischen Neo- 
. konservativen und die Freunde 


‘ Israels. wandern immer noch im ° 


‚ Dunkeln herum und schreien 
“ Zeter und Mordio. Die immer 
-* stärker in Erscheinung tretende 

‚Verschiebung des Schwerpunkts 

des Establishments von außenpo- 
$. Jitischen auf innenpolitische Pro- 
bleme ist Anathema für die Neo- 
cons, die in dem Ruf stehen, anti- 
sowjetischer und antikommuni- 
sticher als die besten der 
"- CFR-Leute zu sein. 


“Es. war schlimm genug, daß der 
erklärte - aber unwahre - Le- 
‚benszweck der Neokonservati- 
-ven. mit: dem Ende des Kalten 
Krieges verschwand. Jetzt droht 
diesen ideologischen Vagabun- 
den — deren wahre Absicht es ist, 
die USA dazu zu überreden Is- 
:rael zu unterstützen - politische 
Bedeutungslosigkeit, wenn nicht 
gar Auslöschung durch die Verla- 
gerung des Schwergewichts auf 
= innenpolitische Probleme zu La- 
= sfen der außenpolitischen, wie 
zum Beispiel Amerikas »beson- 
:" dere Beziehungen« zu Israel. 


Die neue amerikanische Außen- 
politik deutet auf eine wesentli- 
“che Verringerung der Bedeutung 
des Nahen Ostens im allgemei- 
nen und vielleicht sogar auf die 
Aufgabe Israels als Mittelpunkt 
der amerikanischen Politik in der 
Region hin. In der neuen Pla- 
nung der Dinge - eine Situation 
in der die USA und die Sowjet- 
= union sich mehr über den Nahen 
‚x Osten in den Haaren liegen - ist 
» Amerikas lebenswichtiges Inter- 
esse jetzt auf den ölreichen Persi- 
"schen Golf gerichtet. Die Priori- 
täten der Sowjets beziehen sich 
einzig und allein darauf, den isla- 
mischen Fundamentalismus in 
'"Zaum zu halten, der eine poten- 
tielle Bedrohung für ihre sechs is- 


- Krauthammer, 
‚retz, Irving Kristol und Leute 


= - 


lamischen Republiken darstellt. 
Von daher gesehen wird Israel 
die, USA nicht mehr gegen ihren 
einstigen übermächtigen Gegner 
ausspielen können. 


Die neue amerikanische Außen- 
politik verlangt darüber hinaus 
eine Verringerung der Auslands- 
hilfe und Rückzug aus der Ver- 
wicklung in einen Großteil der 


Dritten Welt, zu der Israel gehört. 
ungeachtet seiner gegenteiligen 


Illusionen. Ohne amerikanische 
Finanzhilfe und aufseine eigenen 
Mittel angewiesen, würde Israel, 
ein chronisch wirtschaftlich 
Schwerbeschädigter, entweder 
untergehen oder schwimmen 


. müssen, wobei das letztere wahr- 


scheinlich ist. 


Einige Israelis und Jüdisch-Ame- 
rikaner glauben nämlich, daß Is- 


-rael durchaus ohne amerikani- 


sche Hilfe überleben könnte, 
aber nur wenn es den Mut auf- 
bringt, sein korruptes politisches 
System, seine unfähige Bürokra- 
tie und seine verschwenderischen 
Wohlfahrtsprogramme zu refor- 
mieren. 


So kommt es, daß Charles, 
Norman Podho- 


ihre Schlages, zusammen mit sol- 
chen pathetischen Groupies wie 
Jeanne Kirkpatrick, immer noch 
das kommunistische Schaukel- 
pferd reiten und schreien: »Die 
Russen kommen! Nun, O.K., 
vielleicht ist es Saddam Hus- 
sein.« 


In einer kürzlichen Ansprache an 


der Harvard University beklagte. 


sich Krauthammer über die Ver- 
schiebung im außenpolitischen 
Denken der Amerikaner. »Ame- 
rika zuerst ist ein vorsätzliches 
Echo auf einen Slogan des isola- 
tionistischen rechten Flüges der 
dreißiger Jahre«, versicherte er. 
»Komm nach Hause Amerika, ist 
ein vorsätzliches Echo auf McGo- 
verns Anti-Vietnam-Slogan von 
1972«, sagte er. Der antikommu- 
nistische Notstand sei noch nicht 
wirklich vorüber, deutete er an. 
Und er behauptete, daß »Isola- 
tionismus das erste und offen- 
sichtlichste Mittel ist, den Bela- 
stungen der Neuen Weltordnung 
aus dem Weg zu gehen«. 


Krauthammer tat sein bestes, um 
die Bedrohungen für nationale 
Sicherheit der USA herauszustel- 
len, die eine Fortsetzung des al- 
ten Internationalismus erforder- 


in 


lich machen, vor allem im Nahen 
Osten. Was jedoch besonders er- 
staunlich war, daß er die ganze 
Rede zuendebrachte ohne Israel 
auch nur einmal zu erwähnen - 
das doch in erster Linie der 
Hauptgrund für seine leiden- 
schaftliche Rede war. Aber das 
spielte keine Rolle, die Zuhörer 
wußten, was er meinte. 


Podhoretz schlug in einem kürzli- 
chen überblick in »Commentary« 
über das gleiche Thema beinahe 
die gleichen Töne wie Krautham- 
mer, sein neokonservativer Kol- 
lege, an, was so weit ging, daß er 
die neue Außenpolitik des, wie er 
es nannte, Neoisolationismus an- 
griff. Er schloß seine Rede mit 
den Worten, daß »dem amerika- 
nischen Interesse nur ordnungs- 
gemäß und voll und ganz gedient 
werden kann mit einer Außenpo- 
litik, die in der Tat auf das wilson- 


sche Ideal hinausläuft, die Welt. 


für die Demokratie sicher zu ma- 
chen«. 


Den kommenden Zusammen- 
stoß zwischen den Neocons und 


‘den Verfechtern der neuen Poli- 


tik sollte man sich einmal aus der 
Nähe betrachten. Es dürfte einer 
sein, den die Neocons und Israel 
verlieren und Amerika zur Ab- 


wechslung gewinnenwird. U 


Erkenntnis über 
die Zusammen- 
stöße am 
Tempelberg 


Ein israelischer Richter kam jetzt 


zu der 'Schlußfolgerung, es sei 


Nachlässigkeit der Polizei, keine 
Provokation seitens der Palästi- 
nenser gewesen, die den gewalt- 


. tätigen Zusammenstoß auslöste, 


bei dem die israelische Polizei im 
vergangenen Oktober auf dem 
Tempelberg in Jerusalem 17 Palä- 
stinenser erschoß. 


Richter Ezra Kama stellte auch 
fest, daß einige Polizeibeamte 
mit scharfer Munition schossen, 
als ihr Leben nicht in Gefahr war, 
und daß es ihren Kommandeuren 
nicht gelungen sei, die Disziplin 
aufrechtzuerhalten. Aber der 
Richter empfahl, daß kein Poli- 
zeibeamter strafrechtlich verfolgt 
werden dürfe, weil die Beweise 
dafür nicht ausreichen, be- 
stimmte Todestfälle mit bestimm- 
ten Schießereien in Zusammen- 
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hang zu bringen. Was die Be- 
hauptung der Polizei betraf, daß - 
der Aufstand begann, als Palästi- ° 
nenser anfingen, Steine auf Ju- 
den zu werfen, die an der Klage- 
mauer beteten, so stellte der 
Richter fest, daß die Steine erst 
dann geworfen wurden, nach- . 
dem die Polizei eingegriffen 
hatte und die betenden Juden be- 
reits davon liefen. Oo 


Einbruch in die 
Wohnung eines 
Mossad- 


Agenten 


Die israelische Polizei untersucht 
derzeit den Diebstahl von Doku- 
menten aus der Wohnung der 
Witwe von Amiran Nir, eines ehe- 
maligen Mossad-Agenten und 


Schlüssel Mitspieler in der Iran- ; - 


—Contra- Waffen -für—Geisel- 

-Operation. Der Diebstahl soll 
das Werk von professionellen Ge- 
heimdienstlern gewesen sein weil 
nur Dokumente und Bänder ge- 
stohlen wurden, die sich auf die 
Operation von 1984 bis 1986 be- 
ziehen. Geld und Wertsachen 
blieben unberührt. 

Nir, der eng mit Oberstleutnant 
Oliver North und anderen ameri- 
kanischen Regierungsbeamten 


. zusammengearbeitet hatte, kam 


im Dezember 1988 in Mexiko bei 
einem geheimnisvollen Flugzeug- 
absturz ums Leben, nachdem er 
aus dem Regierungsdienst ausge- 
schieden und, wie berichtet wird, 
bereit war auszusagen, was er 


- über die Iran-Contra- Affäre 


wußte. Der Einbruch in Nirs 
Wohnung erfolgte zu einem Zeit- 
punkt, als die israelische Polizei 
mit geheimen Untersuchungen 
wegen der. Beschuldigung be- 
gann, daß Mossad-Agenten zwei 
Millionen Dollar an israelischen. 
Profiten aus dem Deal'herausge-. "" 
schlagen hätten. oO 
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Israel 


Rechnung für 
geleistete 
Dienste 


Warren Hough und Martin Mann 


Gewöhnliche Amerikaner die die Milliarden, die dem Steuerzahler 
seit 1949 aus der Tasche gezogen wurden, als betrügerische Ausbeu- 
tung unter dem Deckmantel eines Jahr für Jahr vollzogenen Ritus 
betrachten, wissen nicht, daß das Weiße Haus die Dinge in diesen Ta- 
gen von einer ganz anderen Warte aus betrachtet. US-Präsident 
Bush und seine Berater haben es mit einer erstaunlichen Rechnung 
in Höhe von 50 Milliarden Dollar zu tun, die der Kleinstaat ihnen für 
»geleistete Nachrichtendienste« vorgelegt hat. Diese für geleistete 
Dienste vorgelegte »Rechnung« ist lediglich ein weiterer Versuch der 
Israelis, amerikanische Regierungsbeamten durch starken Druck 


zum Einlenken zu bewegen. 


»Es klingt wie ein schlechter 
Scherz, ist aber keiner«, sagt Dr. 
Anahid Varthian, eine Verteidi- 
gungsexpertin, die häufig kür- 
zere Forschungsaufträge für die 
Redenschreiber des Weißen Hau- 
ses erledigt. Als »der Schlächter« 
Ariel Sharon in den achtziger 
Jahren Israels Verteidigungsmini- 
ster war, stellte er eine Einsatz- 
gruppe zusammen, die die Auf- 
gabe hatte, alle Informationen, 
die die militärischen und zivilen 
Nachrichtenstäbe Washington 
übermittelt haben wollten, men- 
genmäßig zu erfassen und eine 
»Marktbewertung« darüber an- 
zufertigen, erklären sie. 


Man kommt dem 
Verbündeten entgegen 


Die Gesamtsumme beläuft sich 
auf mindestens 50 Milliarden 
Dollar«, warnte der israelische 
Botschafter Meir Rosenne 1989 
die amerikanische Regierung in 
einer geheimen Denkschrift, wie 
unsere Korrespondenten aus 
kenntnisreichen Kreisen des Wei- 
ßen Hauses erfuhren. Die wirkli- 
che Summe liege nähmlich »ir- 
gendwo zwischen 50 und 80 Mil- 
liarden Dollar«, stellte er fest, 
aber der Kleinstaat habe großmü- 
tig beschlossen, seinem langjähri- 
gen Verbündeten nur die kleinere 
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Israels Ariel Sharon verlangt 
von den USA 50 Milliarden Dol- 
lar für geleistete Geheim- 
diensttätigkeiten. 


Summe in Rechnung zu stellen. 

Und wie ist diese erschreckende 
Summe zu rechtferigen? Nun, 
Sharon argumentierte dahinge- 
hend, daß, da sein Land sich stän- 
dig Gefechte mit seinen arabi- 
schen Nachbarn lieferte, »die is- 
raelische Armee ein Versuchs- 
Kampflabor. für die Vereinigten 
Staaten geworden sei, in dem 


Kriegstheorien, Waffensysteme 
und moderne Technologien unter 
realen Bedingungen ausprobiert 
werden«. 


Mit arabischen Gegnern, die 
einige ihrer Verteidigungsbedürf- 
nisse aus dem Sowjetblock ge- 
deckt hätten, konfrontiert, habe 
sich der Kleinstaat in »das einzige 
Land verwandelt, das immer wie- 
der gegen sowjetische Militärleh- 
ren. und Waffensysteme ge- 
kämpft« und dabei deren Dyna- 
mik unter Kampfbedingungen er- 
forscht hat. »Die daraus gezo- 
gene Lehren hätten anderswo 
nicht nachgemacht, entwickelt 
oder gekauft werden können«, 
versicherte Sharon. 


In Sharons Übersicht werden bei- 
spielsweise Nachrichten über die 
sowjetischen Raketensysteme - 
Boden-Luft-Raketenbatterien 
SA-6 und SA-9, die in den achtzi- 
ger Jahren in Syrien stationiert 
waren, aufgeführt. Diese Stellun- 
gen »erwiesen sich als identisch 
mit den Raketenverteidigungen 
der Sowjets gegen das NATO- 
Bündnis in Europa«, behauptete 
Sharon. 


Hilfe beim 
Waffengeschäft 


Darüber hinaus hat der Klein- 
staat laut Sharons Rechnung je- 
desmal, wenn seine Streitkräfte 
eine arabische Rakete abgeschos- 
sen, »lukrative Verkäufe« von 
Kriegsgerät für amerikanische 
Exporteure getätigt. Jedesmal 
»schoß der Absatz des amerikani- 
schen Kriegsgeräts nach oben«, 
über Waffen sowjetischer Bau- 
art hinaus, und »es war kein 
reiner Zufall, daß die USA 1984 
Waffen im Werte von mehr als 20 
Milliarden Dollar verkauften, im 
Vergleich zu lediglich 6,8 Milliar- 
den Dollar zehn Jahre zuvor«, 
behaupteten Sharons Marktbe- 
werter. 


In Privatgesprächen machten 
sich unsere Informanten im US- 
Verteidungsministerium über Is- 
raels Behauptungen lustig und 
verachteten dessen Argumenta- 
tion als »freche Lügen«, wie ein 
hochstehender Beamter des Waf- 
fensystem-Kommandos der US- 
Air Force sich ausdrückte. 


»Auf dem Gebiet des Luft- 
und Raketen-Nachrichtendien- 
stes wird Israel seit langem als un- 


zuverlässige und sich selbst be- 
dienende Quelle eingeschätzt«, 
versicherte dieser versierte Beob- 


“achter. Seine Ansichten wurde in 


einem kürzlich auf den Markt ge- 
kommenen Buch mit dem Titel 
»Dangerous Liaison« dargelegt, 
eine Studie über die amerika- 
nisch-israelischen Beziehungen 
auf dem Gebiete des Nachrich- 
ten- und Geheimdienstwesens, 
geschrieben von dem langjähri- 
gen Berichterstatter des Verteidi- 
gungsministeriums Andrew und 
Leslie Cockburn. 


Israelische Referenten des Nach- 
richtendienstes haben den Kom- 
mandeuren der US-Air Force im- 
mer das gesagt, »was wie sie 
glaubten, die Amerikaner hören 
wollten«, um Israels Chancen für 
immer mehr Subventionen zu mi- 
litärischen Zwecken zu verbes- 
sern. 


»Außerdem« stand der israeli- 
sche Geheimdienst bei seinesglei- 
chen in Amerika nicht gerade in 
hohem Ansehen«, fanden die Au- 
toren heraus. »Sie taten eigent- 
lich gar nichts im Sinne des US- 
Geheimdienstes«, erklärte ein 
gut »informierter Beamter«, laut 
»Dangerous Liasion«. 


Manipulierte 
und irreführende 
Nachrichten 


Israels »Satelliten-Nachrichten- 
dienst ist ein Witz; seine Analyse 
ist rudimentär«, sagte der Wa- 
shingtoner Geheimdienstbeamte 
zu Andrew Cockburn. »Sie ha- 
ben zwar einen Funknachrichten- 
dienst, aber nichts was dem an- 
nährend gleichkommt, was wir 
haben. Sie verlassen sich im 
Grunde genommen auf eine 
Handvoll von Akademikern, die 

die Zeitungen lesen.« 


Von unseren Korrespondenten 
interviewte, gut informierte 
Kreise, stimmen mit dieser Ein- 
schätzung überein. »Was sie, das 
heißt die Israelis, uns auch immer 
gegeben haben, es war besten- 
falls nicht viel. Ihre Nachrichten 
erwiesen sich oft als aufgebläht, 
manipuliert und irreführend«, er- 
klärte ein altgedienter US-Bun- 
desbeamter des  Nachrichten- 
dienstes, der jetzt Sicherheits- 
dienste auf privater Ebene lei- 
stet. »Vergessen Sie die Rech- 
nung über 50 Milliarden Dollar, 
das Zeug war keinen roten Heller 
wert.« u 


Saddam Hussein 


George Bush 
plant einen 
neuen Coup 


Warren Hough 


Die am intensivsten - und im Geheimen - zwischen den Weltführern 
‚der USA und der Sowjetunion auf ihrem jüngsten Gipfeltreffen in 
Moskau besprochene Angelegenheit war ein Vorschlag von US-Prä- 
sident George Bush, Iraks scheinbar unzerstörbaren starken Mann 
Saddam Hussein zu »beseitigen« und ihn durch ein Besatzungsre- 
gime der Vereinten Nationen zu ersetzen, erfuhr CODE exklusiv aus 
gut unterrichteten Kreisen am Hauptsitz des Weltforums der Verein- 


- ten Nationen. 


»Es klingt weit hergeholt, aber es 
stimmt«, bestätigte ein britischer 
Diplomat, der an den Operatio- 
nen der UNO am Golf beteiligt 
war. Wie alle an diesen Ereignis- 
sen Beteiligten, war er nur unter 
strenger Bewahrung seiner An- 
onymität dazu bereit, über diese 
Dinge zu reden. 


- Bush fürchtet Gespött 
- im Wahlkampf 


Wenn Saddam Hussein immer 
noch an der Macht und in den 
Nachrichten ist, wenn die ameri- 
kanischen Wahlen im kommen- 
den Jahr stattfinden, befürchtet 
Bush, daß »seine Behauptung, 
gesiegt zu haben, zu einem Ge- 
spött werden könnte«, erklärte 
unser an der richtigen Stelle sit- 
zender Beobachter. Auf dem 
Moskauer Gipfeltreffen drängte 
Bush, wie berichtet wird, Präsi- 
dent Michail Gorbatschow da- 
hin, ihn bei einer »stufenweisen 
- Lösung« der schwärenden Golf- 
Krise zu unterstützen, wobei fol- 
gende Schritte unternommen 
werden sollen: 


Um die steigende Hungersnot 
und andere weit verbreitete Lei- 
den im Irak zu mildern, werden 
die Vereinten Nationen eine Not- 
verwaltung einrichten, die so um- 
fassend ist, daß ihre Verteiler- 
zentren im Falle’eines »größeren 
Notstands« als provisorisches 
Verwaltungsnetz dienen können. 


Wer rettet die irakischen Kin- 


‘ der vor dem Verfolgungswahn 


des US-Präsidenten Bush? 


Der »größere Notstand« inner- 
halb des Irak wird eintreten, 
wenn ein Luftangriff der USA, 
der darauf abzielt, »die irakische 
Regierung davor zu warnen, An- 
lagen zur nuklearen und chemi- 
schen Kriegsführung zu verber- 
gen«, Saddam Hussein in einem 
Luftangriff aus dem Hinterhalt 
erwischt und sein Regime durch 
Tötung des irakischen Führers 
»beseitigt« wird. 


Be = A 


Ein solcher Hinterhalt aus der 
Luft sei jetzt eher durchzuführen 
als zuvor, argumentierte Bush, 
da jetzt, wo der Krieg vorüber ist, 
Hussein häufiger in der Öffent- 
lichkeit aufgetreten ist, instand- 
gesetzte Kraftwerke und Brük- 
ken eingeweiht, bei festlichen 
Anlässen vor einer Volksmenge 
gesprochen hat, und auch sonst 
zu einer »treffbaren« Präsenz 
(Zielscheibe) geworden ist. 
Wenn Hussein nicht mehr da ist, 
werden sich das Verteilernetz der 
UNO und hohe irakische Kom- 
mandeure vereinigen und für 
eine »ordnungsgemäße Macht- 
übergabe« sorgen, meinte Bush, 
während größeren Aufständen 
und anderen Unruhen mit dem 
Versprechen auf weitere Liefe- 
rungen von Nahrungsmitteln und 
Medikamenten vorgebeugt wer- 
den soll. 


Am Ende wird es ein »starkes« 
Militärregime geben, das den 


Irak als Washington untergeord- 
nete Diktatur beherrschen wird. 
Genau das wollten die Bush-Re- 
gierung und ihre Golf-Alliierten 
von Anfang an erreichen. 


Der Golf-Krieg war eine 
blutige Einmischung 


Das Problem bei dieser Strategie 
liegt aber darin, daß die meisten 
Mitgliedstaaten des Sicherheits- 
rates der Vereinten Nationen, 
darunter Großbritannien und 
Frankreich, Washington gewarnt 
haben, daß dieser Plan »nicht an- 


nehmbar« ist, verlautet aus diplo- 
matischen Kreisen, die bestens 
mit der Golfkrise vertraut sind. 


Der Irak »befindet sich bereits in 
den Klauen eines verheerenden 
Ordals (Gottesurteil)«, heißt es 
in einem Überblick der Vereinten 
Nationen über dieses vom. Krieg 
zerrissene Land, der vor einigen 
Wochen von einem Ausschuß un- 
ter dem Vorsitz von Prinz Sadru- 
din Aga Khan herausgegeben 
wurde. 

Ein Großangriff auf Iraks »ver- 
bleibende nationale Einheit«, 
wie die Tötung seines Präsiden- 
ten bei einem Luftangriff, werde 
möglicherweise »Tumulte, Chaos 
und Kämpfe zwischen Parteiun- 
gen in einem nicht zu bewältigen- 
den Ausmaß« herbeiführen und 
sich auf die Stabilität der gesam- 
ten Golfregion auswirken.‘ Dies 
ist die Warnung, die der Aus- 
schuß in einem vertraulichen 
»Verwaltungsanhang« seines Be- 


richtes an den Generalsekretär 
der Vereinten Nationen, Javier 
Perez de Cuellar, richtete. 


»Ein Mafia-Boß könne wohl ei- 
nen »Schlag« gegen einen verhaß- 
ten Gegner inszenieren und be- 
haupten, gesiegt zu haben, wenn 
dieser ermordet worden ist; aber 
der Führer einer Großmacht 
kann das nicht tun«, stellte der 
britische Beamte fest. »Der Golf- 
Krieg war eine blutige Einmi- 
schung, bei der niemand gewin- 
nen konnte, und Bush muß ler-- 
nen mit dieser Tatsache zu le- 
ben.« m] 
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Vertrauliches 


Taiwan 


‚Verzicht auf 


Gewaltanwen- 
dung | 
gegen Rotchina 


Die Regierung der Republik 


China auf Taiwan gab bekannt, 


das »Zeitalter der kommunisti- 
schen Rebellion« auf dem chine- 
sischen Festland sei jetzt offen- 
ziell zuendegegangen. »Wir be- 
stätigen offiziell unzweideutig, 
daß wir keine Gewalt anwenden 
werden, um die nationale Ver- 
einigung zu erreichen«, sagte 
Präsident Lee Teng-hui auf ei- 


. ner Pressekonferenz nach einer 


außerordentlichen Sitzung der 
Nationalversammlung von Tai- 
wan. 


- »Wir müssen zusammenarbeiten, 


um für die gesamte Nation ein 
neues Zeitalter einzuläuten«, 
meinte er. Dies bedeutet nicht, 
daß Taipei die Rechtmäßigkeit 


- der kommunistischen Regierung 


in Peking anerkannt hat, aber 


. Ihre Existenz ist zur Kenntnis ge- 


nommen worden. »Das Festland- 
gebiet wird derzeit von chinesi- 
schen Kommunisten beherrscht. 
Dies ist eine Tatsache, der wir ins 
Auge schauen müssen«, äußerte 
Präsident Lee. Von nun an wird 
das Festland China als »politi- 
sches Gebilde« anerkannt, und 


' die Regierung in Peking wird als 
“»die Festland—-Behörde« 


be- 
zeichnet. 


Lee gab nicht nur bekannt, daß 


die »Rebellion« Sache der Ver- 
gangenheit sei, sondern auch daß 


. ‚die Notstandsmaßnahmen in Tai- 


wan, während der Rebellion 
Ruhe und Ordnung zu bewahren, 
ebenfalls aufgehoben werden. 


: Die Versammlung, immer noch 


von »Festland—Abgeordneten« 
dominiert, die vor 40 Jahren auf 
dem Festland gewählt wurden, 
stimmte ab, um die Versammlung 
zu verkleinern und sie örtlich 
wählen zu lassen. Alle Festland- 


 — Abgeordnete werden bis Ende 


dieses Jahres in den Ruhestand 
treten. Außerdem dürfen Fest- 
land-Chinesen jetzt frei nach 
Taiwan einreisen. oO 
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| Algerien 


Das nächste 
Ziel der 
»Neuen 
Weltordnung« 


»Sind wir die nächsten nach dem 
Irak?«, diese Frage wurde von 
der algerischen Wochenzeitung 
»L’Observateur« gestellt und faßt 
damit die Reaktion in algeri- 
schen politischen Kreisen auf ei- 
nem kürzlich in der »Washington 
Times« erschienenen Artikel 
zusammen, in dem behauptet 
wurde, daß Algerien versucht, 
eine Atombombe zu bauen. 


Die »Washington Times«, »eine 
dem CIA sehr nahestehende Ta- 
geszeitung«, schreibt »L’Obser- 
vateur«, »deren Spezialgebiet 
das der Desinformation und De- 
stabilisierung ist«, enthüllt jetzt, 
daß »Algerien kurz davor steht, 
mit Unterstützung Chinas ein mi- 
litärisches Atomprogramm zu 
starten«. Die algerische Tageszei- 
tung weist darauf hin, daß solche 
Desinformationen benutzt wur- 
den, um vor dem Golfkrieg das 
politische Klima um den Irak 
herum zu gestalten. 


Aus Frankreich kommende Kom- 
mentare neigen dazu, Algeriens 
Befürchtungen in dieser Hinsicht 
zu bestätigen. Die Tageszeitung 
»Quotidien de Paris« ging sogar 
so weit, eine »Lösung« des Pro- 
blemes im Sinne der Bombardie- 


‚rung eines irakischen Atomkraft- 


werkes durch Israel anzudeuten: 
»Niemand hat bislang die Frage 
beantwortet, was mit Kuwait ge- 
schehen wäre, wenn die Israelis 
nicht 1981 das irakische Atom- 
kraftwerk Tammouz angegriffen 
hätten. Das irakische Beispiel 
wäre genug, um einen über die 
wirklichen Absichten. Algeriens, 
eines Landes das so reich an Erd- 


gas ist, daß man sich die Frage 


stellt, welche Interesse es daran 
haben könnte andere Rohmate- 
rialien zu verwenden, als die, die 
die Natur ihm beschert hat, arg- 
wöhnisch machen. Aber selbst 


wenn man einmal vom guten Wil-. 


len der Algerier ausgeht, kann 
man sich der Tatsache nicht ver- 
schließen, daß das Land unstabil 


und daher gefährlich ist. Es 


herrscht eine Priorität vor, die die 
Völkergemeinschaft so schnell 
wie möglich in Rechnung stellen 


Yan € 


maß, bevor es zu spät ist. Alge- 


rien versuchte den Krieg gegen 
den Irak zu verhindern, und sein 
Außenminister erklärte seiner- 


“ zeit, Algerien werde die Aushun- 
gerung und Zerstörung des Irak: 


niemals dulden. Außerdem 
stellte sich Algerien gegen die Be- 
völkerungs—-Begrenzungspolitik 
der »Neuen Weltordnung« von 
US-Präsident George Bush. I 


Afrika 


Das Horn wird 


auseinanderge- 
rissen 


Die Vereinigten Staaten haben 
ihr »stillschweigendes Einver- 
nehmen« Äthiopien gegeben, 
das künftig zwei Regierungen ha- 
ben wird, eine von Tigrey domi- 
nierte und eine von Eriträern be- 
herrschte, berichtete der Londo- 
ner »Guardian« und zitierte da- 
bei diesbezügliche Erklärungen 
amerikanischer Regierungsbe- 
amten. 


Eriträer wird seine eigene Pro- 
vinzregierung bilden und: sich 
nicht aktiv an einer Übergangsre- 
gierung für Athiopien beteiligen. 
Die Befreiungsfront des Volkes 
von Eriträer wird die nördliche 
Provinz von Eriträer separat re- 
gieren bis eine von der UNO 
überwachte Volksabstimmung 
stattfindet. Internationale Kom- 
mentare brachten dieses Ent- 
wicklungen mit den politischen 
und militärischen Nachwehen 
des Krieges gegen den Irak in Zu- 
sammenhang. 


»Die. Washingtoner Tagesord- 


nung für Athiopien ist ganz ein- 


fach ein Teil der Neuen Weltord- . 


nung von Bush; sie ist neo-kolo- 
nial«, erklärte ein’ Experte für 
afrikanische Angelegenheiten in 
London. »Es ist die unanständige 
Eile, mit der Washington sich 
einst bewegt hat. Der ehemalige 
äthiopische Präsident Mengistu 
floh, während man zwei Jahre 
nichts anderes getan hat, als zy- 
nisch darauf zu warten bis Hun- 


ger und Bürgerkrieg den Höhe- 


punkt erreichten. Unsere‘ An- 
sicht ist, daß Washington, natür- 
lich nach Absprache mit London, 
danach. trachtet, im Kielwasser 
des sowjetischen Disengagement 
der letzten zwei Jahre dort wie- 
der eine Form von militärischen 
Stützpunkten einzurichten. Dies 


. bestehende Krise im Sudan.« 


‚Die Wiederver- 


‘sagte der südkoreanische Präsi- 


- Wiedervereinigung sehr schnell _ 


würde dem amerikanischen Mili- : 4 
tär die Herrschaft über den größ- 3 
A: 
2 


ten Teil der Golfregion auch- von - 
Afrika aus verschaffen.« E ; 


Was das Horn von Afrika derzeit ‘= 
erlebt, ist ein Prozeß der Zerstük- 
kelung kommentierte ein Korres- ; 
pondent der BBC. »Änfang der. 
Woche hatte Somalia seine Unab- 
hängigkeit erklärt; somit droht. ;. 
das Land auseinander zu bre- *® 
chen. Dies verschärft die bereits 


Äthiopien ist eines der Länder 
auf der Zielliste eines kürzlich 
entklassifizierten Memorandums * 
des US-National Security Coun- ° 
cil von 1974, in dem eine Verrin- ; 
gerung der Bevölkerung gefor-.; 
dert wird, und es waren Henry 
Kissinger und seine Freunde, die 
einen Mitte der siebziger Jahre .* $ 
ausgearbeiteten Plan sabotier- .; 
ten, der aus dem Sudan den Brot». 
korb für die ganze Region ma- ;% 
chen sollte. Diese Sabotage steht: 3 
in kausalem Zusammenhang mit 
dem barbarischen Geschehen;,.: 
das sich in diesen Wochen am! 
Horn von Afrika abspielt. m} 


Korea 


einigung steht 
auf der Tages- 
ordnung 


Die Wiedervereinigung von Ko-. > 
rea ist eine reale Möglichkeit; 


Se, 


PEN 


dent Noh Tae Woo vor einer Ver- -; 
sammlung von Kandidaten. Prä- ° 
sident Noh nannte den Beschluß -: 
der nordkoreanischen Regie-. 
rung, ihre Haltung bezüglich des 
Beitritts zur UNO zu revidieren, 
eine »radikale Anderung«. Er 
wies darauf hin, daß die deutsche 


9a 


u ie ee are 


+ 


1 


erfolgt sei und meinte, daß die- - 
koreanische Wiedervereinigung 
in ähnlicher Weise »jeden Augen- 
blick« erfolgen könne. 


Die nordkoreanische kommuni- 
stische Regierung von Kim-Il-' 
—-Sung gab bekannt, daß sie sich 
gleichzeitig mit Südkorea um- 
Aufnahme in die Organisation .., : 
der Vereinten Nationen bewer- °3 
ben werde. In einer Ertklärung . : 
des Außenministeriums teilte die  ; 
Regierung in Pjöngjang mit, sie 
habe »keine Alternative als im_ 


ERGEBEN: 


PA 


- derzeitigen Stadium den Verein- 

ten Nationen beizutreten, um die 

..von den südkoreanischen Behör- 

den hervorgerufenen zeitweili- 
gen Schwierigkeiten zu überwin- 
'den«. 


‚ "Der Leiter eines :nordkoreani- 
..schen.Studieninstituts in Seoul, 
:Kim Chang-Soon, stellte: fest: 

“.»Dieses Statement ist das erste 

dieser Art in der nationalen .Ge- 
schichte. Ich glaube, der Norden 
: hat mit dieser Erklärung prak- 
tisch seine Niederlage gegenüber 
dem Süden eingestanden.« 


. Es ist bekannt, daß Japan Nord- 
 korea dazu ermutigt hat, sich in 
dieser Richtung zu bewegen, und 
"man glaubt, daß die Volksrepu- 


blik China hier ebenfalls ihre. 


Hand im Spiel hatte. Schon im Ja- 
nuar gab es Anzeichen dafür, daß 
- Nordkorea mehr und mehr an 


starke Beziehungen mit asiati- - 


»::schen Ländern dachte. Der Nor- 
‚© den sprach sich für Malaysias 

Wirtschaftsblock-Initiative aus 
„ebenso der Süden. 


, Beide Koreas gaben ihrer Hoff- 
nung Ausdruck, daß ihre Mit- 
»;gliedschaft in der UNO schließ- 
lich zur Wiedervereinigung der 
‚Halbinsel führen werde. Mit sei- 


“bei den Vereinten Nationen tut 
- Nordkkorea zwei Dinge, die es 
‚vier Jahrzehnte lang vermieden 
::hat: Es erkennt die Existenz der 
Regierung von Seoul als legitime 
# Regierungskörperschaft an, und 
;;es weicht zum ersten Mal von sei- 
ner Ein-Korea-Politik ab. Mit 
‚seiner Ein—Korea-Politik hatte 
"Nordkorea darauf: bestanden, 
daß es nur eine koreanische Na- 
: tion gebe, und daß die Regierung 
von Pjönggjang deren rechtmä- 
‘= Bige Vertreten ist. D 


Pa 
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.- Bangla Desh 
Probleme mit 
: der eigenen 
Bevölkerung 


Bangla Desh, das kürzlich von ei- 

nem Zyklon verwüstet wurde, lei- 
- det nicht unter dem Bevölke- 
- rungswachstum, sondern unter 
“.den Nachwirkungen des briti- 
schen Kolonialismus. Diejenigen 
Politiker und Medien, die von 
: Bangla Deshs angeblicher »nu- 

klearen Überbevölkerungs- 
'-=Bombe« reden, übersehen, 


En 


‘nem Antrag auf Mitgliedschaft 


daß Bengalen einst eine der kul- 
turell am meisten entwickelten 
und reichsten Region der Welt 
war. Bengalische Wissenschaftler 
erfanden das Dezimalsystem, auf 
dem die ganze moderne Mathe- 
matik beruht. Das System wurde 
der übrigen Welt vor 1200 Jahren 
durch arabische Kaufleute ge- 


- schenkt, die stets vom EBEN 


Begalen« sprachen. 


In den letzten 200 Jahren war das 
Land einer unvorstellbaren Ar- 
mut ausgesetzt. 1765 erwarb die 


British East India Company vom _ 


örtlichen Mogul das Privileg zur 
Steuereinziehung. Es ist keine 
Frage, daß dies eines der dunkel- 
sten Kapitel der europäischen 
Kolonialgeschichte in die Wege 


leitete. Bengalen wurde in weni-- 


gen Jahrzehnten ausgeplündert, 
während London dank der ostin- 
dischen Schätze zu einer der 
reichsten Städte der Welt wur- 


den. England wurde das Mutter-. 


mal:des heutigen a 
lismus. 


Bengalen hat sich bis heute noch 
nicht von dieser Ausbeutung er- 
holt. Deswegen ist Bangla Desh 
die Leichenhalle Asiens. Nicht 
das Fehlen von geburtverhüten- 
den Programmen, sondern feh- 
lende Investitionen in »hygieni- 
sche Maßnahmen«, Nahrungs- 
mittelprogramme für neugebo- 
rene Kinder und Unterstützung 
der älteren Menschen ist das 
wirkliche Problem von Bangla 
Desh. Das Problem ist also nicht 
das Bevölkerungswachstum, son- 
dern der Fehlbedarf an Nah- 
rungsmitteln in einer Region, die 
die gleiche geologische Struktur 
wie die Niederlande aufweist und 
ebenso reich sein könnte, aber 
sie hat eine unterentwickelte In- 
frastruktur. oO 


Algerien 

Der Präsident 
erkärt den 
Ausnahem- 
zustand 


Der algerische Staatspräsident 
Chadli Benjedid erkärte den Aus- 
nahemzustand und verschob die 
geplanten Mehrparteien— Wah- 
len, nachdem es immer wieder zu 
heftigen Zusammenstößen zwi- 
schen den .algerischen Sicher- 
heitskräften und Fundamentali- 


sten der Islamischen Heilsfront 
(FIS) gekommen war, bei denen 
auch Menschen ums Leben ka- 
men. 


Während des Tages patrouillieren 
Soldaten und Panzer durch die 
Straßen der Hauptstadt Algier. 


‚Später verkündete die FIS-Füh- 


rung, nachem sie zu einer Dring- 


‘ lichkeitssitzung zusammengetre- 
ten war, daß sie ihre Protestaktio- _ 


nen einstellen werde. 


Obwohl Präsident Chadli jetzt 
scheinbar die Oberhand über die 
fundamentalistiischen Unruhe- 
stifter gewonnen hat, ist die Lage 
in Algerien sehr gespannt. Die 
FIS führt seit Wochen immer auf- 
rührerische Protestaktionen 
durch, beschimpft die regierende 
FLN--Partei und nennt Chadliei- 
nen »Mörder«. } 
Die algerische Regierung be- 
schuldigte die FIS, von außer- 
halb des Landes unterstützt. zu 
werden. Es ist bekannt, daß sie 
von Saudi-Arabien - finanziert 
wird. 


Es ist kein Zufall, daß derartige 
Ereignisse eingetreten sind, 
nachdem algerische Behörden 
warnend darauf hingewiesen hat- 
ten, daß das Land auf die Zielli- 
ste der Bush- Regierung und sei- 
ner »Neuen Weltordnung«- Ver- 
bündeten obenan stehe.’ 


Algerien war ausgesprochener 
Gegner des Golfkrieges, und 
seine regierende Partei hatte eine 
internationale Konferenz unter 
Teilnahem des ehemaligen ameri- 
kanischen Generalstaatsanwaltes 
Ramsey Clark, des französischen 
Führers Jacques Cheminade und 
anderer gesponsort, auf der der 
von den Vereinigten Staaten wäh- 
rend des Krieges gegen den Irak 
begangene Völkermord und die 
Verletzungen der Rechtsgrund- 
sätze scharf verurteilt wurden. 


Ein weiterer Faktor ist das an- 
scheinende UÜberschwappen der 
fundamentalistischen Unruhen 
in Algerien auf Frankreich. Die 
letzten Wochen sahen explosions- 
artige Unruhen in Vororten fran- 
zösischer Großstädte, die von 
Einwanderern aus Nordafrika be- 
wohnt werden, die teilweise von 
fundamentalistischen ' Netzwer- 
ken provoziert wurden, obwohl 
die Armut und die elenden Le- 
bensbedingungen, die in diesen 


. Gebieten vorherrschen, auch ein 


Schlüsselfaktorwaren. U 


Japan 
Beitritt zum 


UN-Sicherheits- 


rat 


Der kanadische Premierminister 
Brian Mulroney schlägt vor, daß 


. Japan ständiges Mitglied des Si- 


cherheitsrats der Vereinten Na- 
tionen werden soll. Seit Grün- 


dung der Vereinten Nationen ....- 


Ende des Zweiten Weltkrieges ". 
sind die »ständigen Fünf« die Ver- 
einigten Staaten, die Sowjet- 
union, Großbritannien, Frank- 
reich und China. 


Auf einer Pressekonferenz zum 

Abschluß seines Japan-Besuchs 
sagte Mulroney: »Wenn der UN- 
Security Council nicht die Reali- 
tät, so wie sie ist, nicht wie sie vor 
40 Jahren war oder wie sie in den- - 


Augen einiger Leute heute er 


scheinen mag, . widerspiegelt, 
dann wird man einen Weg finden, 
um diese Realität zu umgehen. 
Daher glauben wir, daß eine wirt- 
schaftliche Supermacht wie Ja- . 
pan eine fortschreitend. bedeu- 
tendere politische Rollen spielen 
sollte. Wir werden Japan dazu er- 
mutigen, dies zu tun, und ich 
nehme an, daß Japan im Lauf der 
Zeitrauch ohne in der UN zu sein 
eine viel größere Rolle spielen 
wird. oO 


Nordamerika 
Cholera dringt 
weiter vor 


Siebzehn Personen erkrankten 
im Staate Mexiko vor dem 20. 
Juni dieses Jahres, was bedeutet, 
daß die Seuche sich von Kolum- 
bien, Peru, wo sie epidemische 
Ausmaße angenommen hat, jetzt - 
nach Nordamerika hinein ausge- 


breitet hat. Obwohl die Fälle ge- 


meldet wurden, ging eine War- 
nung mit ihnen einher: »Mittel- 
amerika bietet außergewöhnli- 
che Bedingungen dafür, daß sich 
die Cholera-Epidemie unter sei- 
nen anfälligen Einwohnern ver- 
breitet und Mexiko erreicht« 
warnte die mexikanische Zeitung 
»Excelsior«. »Der Hälfte der Be- 
völkerung fehlt es unter anderen 
Entbehrungen an der grundle- 
genden Gesunheitsversorgung, 
Trinkwasser, Abwasseranlagen 
undanderen Sanitärdiensten.« 
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»Tagesordnung des Baden- 
Badener Treffens«, Nr.9/91. 


Am 10. Juli dieses Jahres billigte die EG- 
-Kommission eine ‚radikale Kürzung 
der Agrarpreise um bis zu 35 Prozent. 
Der Handelsminister der EG betonte 
dazu, daß dieses ein wichtiger Schritt sei, 
um die im vergangenen Jahr gescheiter- 
ten GATT-Verhandlungen, welche eine 
besondere. Priorität genießen, wieder 
aufnehmen zu können. 


Der deutsche Bauernverband, bezeich- 
nete diesen EG- Vorschlag als eine uner- 
trägliche Provokation, die das Aus für 
unzählige Familienbetriebe bedeute. 
Ebenso sind natürlich auch die Bauern 
aller anderen EG-Staaten betroffen. 


Warum, so muß man sich fragen, werden 
Maßnahmen getroffen, an deren Ende 
die Auslöschung des gesamten eropäi- 
schen Bauernstandes steht? Was soll da- 
mit bezweckt werden, wem nützt das, 
was ist die Alternative, das Endziel die- 
ser so einschneidenden Maßnahme? 


Zunächst fällt uns Karl Marx ein, dessen 
Wirtschaftssystem die Durchsetzung ei- 
ner kommunistischen Weltrevolution zur 
Voraussetzung hatte, um danach eine 
globale Arbeitsteilung zu erreichen. 
Diese besagt - überzeugend -, daß man 
Stahl am besten dort produziere, wo 
Erze und Kohle vorkommen, daß man 
Bananen nur in den Tropen anbauen soll 
und nicht in klimatsch ungeeigneten Län- 
dern, daß also insgesamt alle notwendi- 
gen Produkte dort erzeugt werden, wo 
die besten Voraussetzungen gegeben 
sind. Nun ist die kommunistische Weltre- 


volution niemals durchgesetzt worden, - 


aber selbst in dem kommunistischen Rie- 
senreich RuBland hat das Marxsche Wirt- 
schaftssystem restlos versagt. Die Ursa- 
chen des Versagen lagen vor allen Din- 
gen darin, daß es einer Staatswirtschaft, 
einem Staatskapitalismus, unmöglich ist, 
die gesamte Industrie des Landes so zu 
organisieren, daß rechtzeitig der richtige 
Hosenknopf an der richtigen Stelle ver- 
fügbar ist. Der Staatskapitalismus ver- 
kennt außerdem das private Besitzstre- 
ben als den entscheidenden Motor wirt- 
schaftlichen Denkens und Handelns. 


Bei uns studierte man Volkswirtschaft als 
die Selbstversorgung eines ganzen Vol- 
kes. Deren Ursprung war die Landwirt- 
schaft als die Selbstversorgung einer Fa- 
milie. Mit Beginn der industriellen Pro- 
duktion war es wiederum der Bauern- 
stand, der diese Produkte im Tauschhan- 
del erwerben oder durch Verkauf seiner 
Überschüsse als potenter Käufer auftrat. 
Dieser Bauernstand ist aber nicht nur die 
Quelle der Wirtschaft, sondern zugleich 
Brunnen und Hort der Kultur, der Sitten 
und Gebräuche, des religiösen Lebens 
und der Traditionen, also all’ dessen, was 
das Wesen einer Nation ausmacht. 


Heute’ werden wir von der Denkweise, 
der Weltanschauung, des Privatkapitalis- 
mus beherrscht. Man sollte aber nicht 
glauben, daß dieser Privatkapitalismus 
der Todfeind des Staatskapitalismus sei. 


Fa Er or mer en 


ER ee 


_ Briefe _ 


Wir wissen heute, daß die Komintern, 
die kommunistische Internationale und 
die Kapintern, die kapitalistische Inter- 
nationale, denselben Ursprung haben, 
so war denn auch der erste Führer der im 
18. Jahrhundert noch geheim und illegal 
operierenden Komintern zugleich der er- 
ste Repräsentant desersten infernationa- 
len Kapitalismus, nämlich Nathan Roth- 
schild. Beide, der Staatskapitalismus 
und der Privatkapitalismus, basieren auf 
der gleichen Weltanschauung des Mate- 
rialismus. r 


Aus dieser einheitlichen, durch die Welt- 
handelsorganisation GATT vertretenen 
Sicht ist die Volkswirtschaft ein Anachro- 
nismus. Die Gedanken der Komintern 
leben weiter in der Kapintern. So sagt 
man sich, daß es doch ein Unsinn sei, 
Wirtschaftszweige durch kostspielige 
Subvention, durch Verschleuderung von 
Steuergeldern aufrecht zu erhalten, 
wenn deren Produkte auf einem einheit- 
lichen zollfreien Weltmarkt günstiger, 
billiger oder gar besser erhältlich sind. 
Das ist überzeugend - für jeden der auf 
eine eigenständige Volkswirtschaft zu 
verzichten bereit ist. 


Ist erst die Landwirtschaft als Quelle der 
Volkswirtschaft und der nationalen Kul- 
tur ausgerottet, ist zugleich der Wider- 
stand gegen einen generellen Internatio- 
nalismus gebrochen. Jene, welche ziel- 
strebig den Internationalismus, die Wel- 
tregierung, anstreben, haben längst ihre 
festen Pläne. Diese werden mit Sicher- 
heit in den Konferenzen der sogenann- 
ten Bilderberger erarbeitet und erörtert. 
Diese vornehmlich von den Rockefel- 
lern und auch von Rothschild initiierte 
Organisation umfaßt die Spitzen der Fi- 
nanzwelt, der Massenmedien und der 
Gewerkschaften aus den USA, Kanada, 
Europa und neuerdings auch Japan. Sie 
tagten zuletzt vom 6. bis 9. Juni in Ba- 
den-Baden, streng bewacht von der Poli- 
zei und ohne daß unsere Massenmedien 
von diesem wohl wichtigsten politischen 
Ereignis dieses Jahres berichtet hätten. 
So haben wir nicht einmal die Liste der 
Teilnehmer erfahren, der ständigen Mit- 
glieder und der geladenen Gäste. Die Öf- 
fentlichkeit soll nichts davon erfahren, 
wer worüber verhandelt und was be- 
schlossen hat. Die Politiker werden zur 
gegebenen Zeit in die richtige Richtung 
gelenkt werden. 


So könnte Böschlossen worden sein, daß 


landwirtschaftliche Produktionen nur ‘ 


noch in Mammutkonzernen in den USA, 
Kanada und Australien erfolgen. Sie wer- 
den, mit entsprechendem Kapital ausge- 
stattet, so rentabel produzieren können, 
daß niemand sonst in der Welt auf den 
Gedanken kommen könnte, diesen Rie- 
sen Konkurrenz zu machen. . 


Alle UN- und Weltorganisationen neh- 
men für sich in Anspruch, die Vielfalt un- 
serer Probleme weltweit und welteinheit- 
lich zum Vorteil aller lösen zu wollen und 
lösen zu können; und alle sind sie von der 
Richtigkeit und .Notwendigkeit dieser 
Organisationen überzeugt, wenngleich 
die Probleme die Unruhen, Kriege, Nöte 
und Gefahren, ‘Drogen, Kriminalität, 


Hunger und Seuchen noch nie so zahl- 


reich und schwerwiegend waren wie seit 
der Tätigkeit dieser Weltorganisationen. 
Doch diese Organisationskolosse kämp- 
fen weltweit gegen Unrecht, gegen Dik- 
taturen, gegen Kriege und für die Men- 
schenrechte, für jene Freiheit, Gleich- 
heit und Brüderlichkeit, für die seit der 
französischen Revolution schon Millio- 
nen auf die Barikaden gegangen sind, 
um Abermillionen umzubringen. 


Hans Werner Woltersdorf, Remagen- 
Kripp 


Betr.: Revisionismus 
»Wehe dem Volk, das sich 
in der Lüge einrichtet«, 
Nr.9/91. 


Dies war zu erwarten, daß die ganze 
linke Schickeria, von den bekannten Me- 
dien über Engholm und Vogel bis Golo 
Mann, aufheulen wird, wenn Bundes- 
kanzler Helmut Kohl nebst einem Mu- 
sikcorps und einer Ehrenwache der Bun- 
deswehr an der feierlichen Überführung 
der beiden großen Preußenkönige von 
Hechingen nach Potsdam teilnehmen 
werden. 


Hoffentlich läßt sich unser: Bundeskanz- 
ler nicht.umstimmen, auch wenn die an- 
dern noch so sehr mit dem Testament des 
»Alten Fritz« winken, das sie irgendwo 
ausgegraben haben. Denn diesmal geht 
es um weit mehr als bei der ersten Bestat- 
tung. 


Als Friedrich der Große im August 1786 
im Audienzzimmer des Potsdamer Stadt- 
schlosses aufgebahrt und wenig später in 
der Gruft der Garnisonkirche in Pots- 
dam beigesetzt wurde, geschah dies ge- 
mäß seinem Testament »ohne Prunk, 
ohne Pomp, bei Nacht und ohne alle Um- 
stände«. Damit war der letzte Wille des 
Preußenkönigs erfüllt. Diesen Willen 
nun ein zweites Mai erfüllen zu wollen, 
ist lächerlich und falsch. Denn diesmal 
ist »der Vater« dabei, der große Solda- 
tenkönig Friedrich Wilhelm I. Hätte er, 
der drei Viertel der Staatseinkünfte für 
die Armee verwendet hatte und die best- 
ausgebildete Armee seiner Zeit besaß 
eine militärische Ehrenwache anläßlich 
seiner Bestattung abgelehnt? Niemals! 


Und zweitens geht es heute.darum, mit 
dieser feierlichen Überführung in die 
älte Hauptstadt noch einmal die wieder- 
gewonnene Einheit Deutschlands zu fei- 
ern. Heute geht es um die Rückkehr von 
Vater und Sohn nach langem Exil. Das 
muß gefeiert werden! 


Man stelle sich eine ähnliche Überfüh- 
rung in Frarikreich oder in den USA vor. 
In Frankreich etwa eine Überführung 
von Napoleon. Die ganze Nation wäre 
auf den Beinen! Und in den USA würden 
sieim Stechschritt hinter den Särgen her- 
marschieren, so wie die Amerikaner dies 
vom alten Preußengeneral Friedrich Wil- 
helm von Steuben gelernt haben. Alle 
dürfen ihr Nationalgefühl pflegen, nur 
wir Deutsche nicht! So eine Schande! 


Am 17. August wäre in Potsdam eine 


große Parade der Bundeswehr’ mit Teil- ; 


nahme des gesamten Kabinetts die einzig 


richtige Erfüllung der’Forderung einer .|* 
großen Tradition! Alles andere ist falsche | :: 


Scham! 
Peter Braun, Schelklingen-Hütten 


Betr.: Bonn »Deutschlands 
Weg in die multikulturelle 
Gesellschaft«, 

Nr. 8/91. 


Seit Jahren ist der Begriff »Asyl« in 
Deutschland seines Wesens 
einen »Asyltourismus« beraubt. Die Ur- 
sachen hierfür sind in der extrem libera- 
len Asylpraxis in Deutschland zu suchen, 
wo ein Großteil der abgelehnten Asylbe- 
werber nicht ausgewiesen wird. 


Der besagte Artikel 16 Grundgesetz 
beinhaltet nicht, daß abgelehnte Asylbe- 
werber ein Bleiberecht fordern können. 
Dieser Artikel sollte abgeschafft wer- 
den, oder zumindest einige Modifikatio- 
nen erfahren. Bei akuten Wohnungspro- 
blemen und der schlimmen Lage in den 
neuen Bundesländern ist es ein Unrecht, 
daß man die Grenzen weit öffnet, statt: 
die einheimische Bevölkerung bevorzugt 
zu behandeln. Das Chaos in den US- 
Großstädten, der nicht zu lösende Natio- 
nalitätenkonflikt in der UdSSR und Ju- 
goslawien geben Anschauungsunter- 


richt, wohin multikulturelle Gesellschaf- i 


ten führen. 
Gerd Wedemayer, Wiesbaden 


Betr.: George Bush 
»Voran auf dem Weg zur 
Neuen Weltordnung«, 

Nr. 8/91. 


durch 


Sie sollten die »Neue Weltordnung« des. : 5 
Präsidenten Bush nicht verteufeln, Sie- _} 


ist notwendig. Die Frage: ist nur, wie sie |: 
aussehen soll, und darüber sollte man 
nachdenken. In einzelnen Aspekten 


muß sie dirigistisch sein, in anderen 
braucht sie es nicht. 
Jedenfalls führt der jetzige unkontrol- 
lierte exponentiell ansteigende Bevölke- 
rungswildwuchs innerhalb der Dritten 
Weit (blödsinnige Bezeichnung) ohne di- 
rigistische Weltordnungsmaßnahmen in- 
nerhalb der nächsten zwanzig Jahre zu ei- 
ner weltweiten Bevölkerungskatastro- 
phe und zu einem Überbevölkerungskol- 
laps. Das kann man ausrechnen. Die jet- 


zigen Flüchtlingsströme und Asylanten- 


lawinen sind erste unübersehbare Anzei- 
chen dafür. 


Die »Neue Weltordnung« des jetzigen 
amerikanischen Präsidenten ist nicht 


gleichzusetzen mit der Weltordnung, wie .| 


sie den jüdischen Freimaurern vor- 
schwebt. Sie ist eine andere, vernünfti- 
gere, und ihr fehlt die Machtbesessen- 
heit des Freimaurertums. Sie hat mit je- 
ner nur den Namen gemeinsam. Das 


sollte man sorgfältig unterscheiden und - 


auseinanderhalten. 
Prof. Dr. Ledig, Hamburg 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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